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Zusammenfassung 

In Deutschland ist die Kontrolle von Eisenbahninfrastrukturentgelten als kostenbasierte 
Regulierung unter Heranziehung von Kosteninformationen ausgestaltet. Maßgeblich für 
die Bildung und Regulierung der Entgelte für die Nutzung von Schienenwegen ist in ers-
ter Linie § 14 Abs. 4 AEG. Demnach hat ein Schienenwegebetreiber seine Entgelte so 
zu bemessen, dass die insgesamt für die Erbringung von Pflichtleistungen entstehen-
den Kosten einschließlich einer am Markt erzielbaren Rendite ausgeglichen werden. 
Ausgangspunkt für die Bestimmung der Entgelte sind die unmittelbar aufgrund des 
Zugbetriebs anfallenden Kosten. Um der Anforderung der Kostendeckung gerecht zu 
werden, können ferner nach Verkehrsleistungen und Marktsegmenten differenzierte 
Aufschläge erhoben werden. Unklarheiten in der Struktur und Formulierung der eisen-
bahnrechtlichen Vorschriften tragen dazu bei, dass die juristische Auslegung der Nor-
men zu widersprüchlichen Ergebnissen führt. 

Vor allem notwendig ist jedoch auch eine mikroökonomische und betriebswirtschaftliche 
Fundierung der Regelungen. Die Definition, Erläuterung und Problematisierung von 
Kostenkonzepten trägt dazu bei, Kostenrechnungssysteme zu interpretieren, Kostenda-
ten zu prüfen und auszuwerten, die relevanten Gesamtkosten zu bestimmen und Kos-
tenzurechnungen vorzunehmen. Außerdem sind die Relevanz der Kostenkonzepte für 
den Eisenbahninfrastruktursektor und die Ergebnisse empirischer Studien zu analysie-
ren. Der Diskussionsbeitrag behandelt u.a. die Begriffe der Kapital- und Betriebskosten, 
der Unterbrechungs- und Kapazitätskosten, der Umwelt- und Unfallkosten, der fixen 
und variablen Kosten, der Einzel-, Verbund- und Gemeinkosten, der Durchschnittskos-
ten bzw. der Fully Distributed Costs, der Grenzkosten, der inkrementellen Kosten, der 
Ramsey-Boiteux-Preise und der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung. Eine 
Betrachtung der Kostentreiber ist im Zusammenhang mit der Identifizierung von margi-
nalen oder inkrementellen Kosten sowie mit der Verteilung von Gemeinkosten hilfreich. 

Aus der Untersuchung ist abzuleiten, dass eine kostenbasierte Regulierung von Eisen-
bahninfrastrukturentgelten mit der Bestimmung der für die Erbringung der Pflichtleistun-
gen insgesamt anfallenden Kosten beginnen sollte; hierbei müssen vor allem Gemein- 
und Verbundkosten entsprechend zugeschlüsselt werden. In diesem Zusammenhang 
zu berücksichtigen sind auch die Kapitalkosten der mit öffentlichen Mitteln finanzierten 
Schienenwege und eine angemessene kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung. Nach-
folgend sollten Einzelentgelte auf der Basis von ausreichend differenzierten kurzfristi-
gen Grenzkosten bzw. inkrementellen Kosten der Infrastrukturbereitstellung und -
nutzung bestimmt werden. Zur Gewährleistung der Kostendeckungsvorgabe erscheint 
es sinnvoll, die Grenzkostenpreise um Zuschläge zu erhöhen, die nach der inversen E-
lastizitätenregel ermittelt werden. Hierbei sollte nach Verkehrsarten, der intra- und in-
termodalen Wettbewerbsintensität, räumlichen Merkmalen (Teilnetze, Strecken) und 
zeitlichen Kriterien (Spitzen- und Schwachlastzeitfenster) sowie nach persönlichen und 
sachlichen Merkmalen (Kundenanforderungen an die Pünktlichkeit und Geschwindig-
keit, Zugarten) differenziert werden. 
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Summary 

In Germany, regulation of railway infrastructure charges has been implemented as a 
cost-based method resting upon costing data. Most relevant for determining and exam-
ining user charges for rail infrastructure is sec. 14 par. 4 of the General Railway Act. 
Rail infrastructure managers have to set their charges in a way that total costs resulting 
from the provision of obligatory services including a reasonable rate-of-return can be 
recovered. Starting point for the calculation of charges are the costs directly accruing 
from train operation. To fulfil the requirement of cost recovery, mark-ups differentiated 
with respect to rail transport modes and market segments can be added. The structure 
and wording of the provisions implicate contradicting results of the legal interpretation of 
the regulations. 

For this reason, a microeconomic and business economic underpinning of the legisla-
tive provisions is indispensable. Defining, explaining and exposing the problems of cost-
ing methodologies contribute to the interpretation of costing systems, the scrutiny and 
analysis of costing data, as well as to the determination and allocation of total costs. In 
addition, the relevance of costing methodologies to the railway infrastructure sector and 
the results of empirical studies are to be examined. The following concepts are pre-
sented: user costs of capital, operating costs, disruption costs, capacity costs, environ-
mental costs, accident costs, fixed and variable costs, product-related, joint and over-
head costs, average and fully distributed costs, marginal and incremental costs, Ram-
sey-based charges, and costs of efficient service provision. Considering cost drivers is 
helpful in identifying marginal or incremental costs and allocating common costs. 

It can be derived that a cost-based regulation of railway infrastructure charges should 
be started with a determination of total costs accruing from the provision of obligatory 
services. In particular, joint and overhead costs have to be allocated appropriately. In 
this context, user costs of capital resulting from public investments in rail infrastructure 
and a reasonable rate-of-return have to be considered. Consecutively, single charges 
can be calculated basing on adequately differentiated short-run marginal or incremental 
costs related to the provision and use of railway infrastructure. To ensure cost recovery 
it makes good economic sense to add mark-ups to marginal cost charges applying the 
inverse elasticity rule. This method offers the possibility to differentiate according to 
modes of transport, the degree of intra- and intermodal competition, spatial and tempo-
ral criteria, as well as personal and factual characteristics. 
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1 Problemstellung und Gang der Untersuchung 

Das Eisenbahnwesen ist wie jeder andere Verkehrssektor durch die Bereitstellung von 
Verkehrsleistungen und Verkehrsinfrastrukturen gekennzeichnet. Im Mittelpunkt der Be-
trachtungen steht dabei zumeist der nachgelagerte Markt der Erbringung von Eisen-
bahnverkehrsdiensten für den Güter- und Personentransport durch Eisenbahnver-
kehrsunternehmen. Für die Erstellung von Eisenbahnverkehrsleistungen werden jedoch 
Produktionsfaktoren benötigt, die auf den Vorleistungs- bzw. vorgelagerten Märkten an-
geboten werden und zu denen neben den Verkehrsmitteln und dem Personal vor allem 
die Eisenbahninfrastruktur und die für ihre Nutzung notwendigen Dienstleistungen ge-
hören.  

Angesichts der besonderen ökonomischen Charakteristika der Eisenbahninfrastruktu-
ren, wie z.B. der langen Lebensdauer, der Ortsgebundenheit, der technischen Einsei-
tigkeit der Nutzung, der Inputunteilbarkeiten, des hohen Anteils der kurzfristigen Fixkos-
ten, der geringen variablen und marginalen Kosten sowie der niedrigen Preiselastizität 
des Angebots, sind in Verbindung mit der Infrastrukturnachfrage vor allem bei einer re-
lationsbezogenen Betrachtung der Bereitstellung von Schienenwegen, zum Teil aber 
auch hinsichtlich des Angebots sonstiger Eisenbahninfrastrukturen häufig die typischen 
Merkmale eines natürlichen Monopols erfüllt.1 

Im Vergleich zum hypothetischen Idealzustand der vollständigen Konkurrenz hat das 
Vorliegen einer Alleinanbieterposition bei gewinnmaximierendem Verhalten die Setzung 
überhöhter, allokativ ineffizienter Monopolpreise und eine Reduzierung des Versor-
gungsniveaus sowie die Abschöpfung eines Großteils der Konsumentenrente zur Folge; 
Konsequenzen können auch mangelnde Innovationsanreize sowie ein zu hohes oder 
niedriges Qualitätsniveau sein. Ebenso sind als Resultat der erhöhten Inputpreise nega-
tive Konsequenzen für den nachgelagerten Markt der Eisenbahnverkehrsdienste zu be-
fürchten, wenn die im Netz vorhandene Marktmacht auf die Downstream-Ebene über-
tragen wird. Verschärft wird die Situation oftmals dadurch, dass die Eisenbahninfra-
struktur als essenzieller Produktionsfaktor von verschiedenen Nachfragern benötigt 
wird, von denen einer oftmals noch mit dem Infrastrukturanbieter in enger Beziehung 
steht. 

Ob damit die Notwendigkeit einer Regulierung gegeben ist, hängt jedoch auch von an-
deren Faktoren ab, wie z.B. dem Vorliegen potenziellen Wettbewerbs und der Wirk-
samkeit der Substitutionskonkurrenz. Ersterer dürfte im Eisenbahninfrastrukturbereich 
angesichts der bestehenden Marktzutrittsschranken2 nicht vorhanden sein. Die Exis-
tenz und Effektivität eines intermodalen Wettbewerbs auf den Märkten für die Erbrin-

                                                 

 1 Hierzu zählen z.B. die Subadditivität der Kostenfunktion, sinkende kurz- und langfristige Durch-
schnittskosten, steigende Skalenerträge und Dichtevorteile; zur Existenz natürlicher Monopole im Ei-
senbahnsektor vgl. z.B. Rodi (1996: 22ff., 33ff.) und Müller (2006: 14ff.). 

 2 Dazu gehören Irreversibilitäten und sunk costs, Größenvorteile, Überkapazitäten, Lernkurveneffekte 
und rechtlich-administrative Beschränkungen. 
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gung von Verkehrsdiensten und die daraus resultierende Disziplinierung eines Eisen-
bahninfrastrukturbetreibers dürften zwar relations- und/oder marktsegmentbezogen ge-
geben, grundsätzlich für den gesamten Eisenbahnsektor jedoch nicht anzutreffen sein. 
Maßgeblich für die sachgerechte Beurteilung eines speziellen Einzelfalls oder eines 
Teilmarktes ist auf jeden Fall eine genaue Analyse der Verfügbarkeit relevanter Alterna-
tiven, der Gleichartigkeit der Leistungen aus Sicht des Nachfragers, der Bedeutung und 
Gewichtung bestimmter Verkehrswertigkeiten und -affinitäten sowie der Kreuzpreiselas-
tizitäten.3 

Ist eine Regulierung notwendig, so können Eingriffe z.B. den Umfang und das Quali-
tätsniveau von Infrastrukturkapazitäten und Leistungen sowie die Gewährleistung einer 
diskriminierungsfreien Bereitstellung und Inanspruchnahme (Fahrplanerstellung, Tras-
senvergabe), die Nutzungsentgelte, die Netzzusammenschaltung, die vertraglichen Re-
gelungen zwischen Unternehmen (Rahmenverträge, Nutzungsvereinbarungen und -be-
dingungen), die Veröffentlichung und Übermittlung notwendiger Informationen sowie 
den Unternehmensstatus, die Unternehmensorganisation und die Rechnungslegung 
(vertikale Separierung) betreffen. Die Regulierung von Infrastrukturentgelten ist oftmals 
der zentrale Anknüpfungspunkt zur Disziplinierung bestehender Marktmacht; außerdem 
ist ein diskriminierungsfreier Infrastrukturzugang zu gewährleisten. Die spezifischen 
Vorgaben können dabei die Realisierung grundsätzlicher Ziele (Effizienz, Diskriminie-
rungsfreiheit), das Preisniveau (Einzelpreise, durchschnittliches Preisniveau, zulässiger 
Umsatz oder Gewinn, Kostendeckungsgrad, Preisnachlässe) und die Entgeltstruktur, 
die Kostenmethodik sowie bestimmte Entgeltelemente (Knappheit, Qualität, Umwelt) 
betreffen. 

In Deutschland ist die Kontrolle von Eisenbahninfrastrukturentgelten als kostenbasierte 
Regulierung auf der Basis von Kosteninformationen ausgestaltet. Diesbezügliche Un-
klarheiten in der Struktur und Formulierung der eisenbahnrechtlichen Vorschriften ha-
ben dazu beigetragen, dass die juristische Auslegung der Normen zu widersprüchlichen 
Ergebnissen geführt hat. Eine größere Rechtssicherheit für Zugangsberechtigte und  
-verpflichtete sowie für die Bundesnetzagentur ist jedoch unbedingt erforderlich. Dar-
über hinaus ist aber auch eine ökonomische Fundierung zentraler Fragestellungen der 
Regulierung von Eisenbahninfrastrukturentgelten wichtig, um Grundlagen für ein reali-
sierungsfähiges Design zu entwickeln. So trägt eine Erläuterung und Problematisierung 
von Kostenkonzepten aus mikroökonomischer und betriebswirtschaftlicher Perspektive 
dazu bei, Kostenrechnungssysteme zu interpretieren, die Kostendaten zu prüfen und 
auszuwerten, ggf. weitere sachdienliche Informationen anzufordern, die relevanten Ge-
samtkosten zu bestimmen und Kostenzurechnungen vorzunehmen. Die Betrachtung 
von Kostentreibern ist vor allem im Zusammenhang mit der Identifizierung von variab-
len, marginalen oder inkrementellen Kosten sowie mit der Verteilung von Gemeinkosten 
hilfreich. 

                                                 

 3 Zum potenziellen Wettbewerb und zur Substitutionskonkurrenz im Eisenbahninfrastruktursektor vgl. 
z.B. Hedderich (1996: 49ff.), Rodi (1996: 30ff., 56ff.) und Müller (2006: 20ff.). 
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Für die Untergliederung des Bearbeitungsthemas wurde ein dreistufiger Aufbau ge-
wählt. Das nachfolgende Kapitel 2 befasst sich mit den relevanten Kostenkonzepten für 
die Eisenbahninfrastruktur. Dabei werden die Konzepte definiert, kategorisiert und er-
klärt, ihre Bedeutung für den Eisenbahninfrastruktursektor untersucht, Möglichkeiten für 
die Ermittlung der Kosten und die damit einher gehenden Probleme besprochen sowie 
empirische Studien referiert. Außerdem erfolgt eine Verbindung der Konzepte mit den 
Verfahren der betriebswirtschaftlichen Kostenrechnung (Kostenarten-, -stellen- und -trä-
gerrechnung). Kapitel 3 untersucht die Treiber der bei der Bereitstellung und Nutzung 
der Eisenbahninfrastruktur anfallenden Kosten. Schwerpunkte sind eine systematische 
Darstellung der Kostentreiber und eine vergleichende Untersuchung der Ergebnisse 
bisheriger empirischer Studien. Das vierte Kapitel schließt die Studie mit einer kurzen 
Darlegung der Regulierungspraktiken in ausgewählten europäischen Staaten und Emp-
fehlungen zur Ausgestaltung der Regulierungspraxis in Deutschland ab. 
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2 Relevante Kostenkonzepte für die Eisenbahninfrastruktur 

In diesem Kapitel werden die für die Eisenbahninfrastruktur maßgeblichen Kostenkon-
zepte diskutiert. Einleitend befasst sich Abschnitt 2.1 mit den rechtlichen Rahmenbe-
dingungen des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) und der Eisenbahninfrastruktur-
Benutzungsverordnung (EIBV), denen die Vorgaben für den Telekommunikations-, 
Post- und Energiesektor gegenübergestellt werden. Abschnitt 2.2 geht auf die im Zu-
sammenhang mit der Kostenartenrechnung bedeutsamen Kostenkonzepte ein. Aufbau-
end auf den kostenrechnerischen Grundlagen (Kostendefinition, Kostenkategorien, 
Grundzüge und Ziele der Kostenrechnung) wird eine Systematisierung nach der Art der 
beanspruchten Produktionsfaktoren (Kapital- und Betriebskosten, Unterbrechungs- und 
Kapazitätskosten, Umwelt- und Unfallkosten), der Abhängigkeit von den Kostenein-
flussgrößen, der Zurechenbarkeit zu den Bezugsgrößen sowie nach privaten und exter-
nen Kosten vorgenommen. Abschnitt 2.3 widmet sich den für die Kostenzurechnungen 
bedeutsamen Kostenkonzepten. Neben den kostenrechnerischen Grundlagen (Kosten-
stellen- und -trägerrechnung, Prinzipien der Kostenzurechnung) stehen die Konzepte 
der Durchschnittskosten und Fully Distributed Costs, der Grenzkosten und der inkre-
mentellen Kosten, die Verfahren zur Bestimmung kostendeckender Zuschläge auf die 
Grenz- oder inkrementellen Kosten sowie das Prinzip der Kosten der effizienten Leis-
tungsbereitstellung im Mittelpunkt der Untersuchung. 

2.1 Rechtsvorschriften zur kostenbasierten Entgeltregulierung 

2.1.1 Vorgaben des deutschen Eisenbahnrechts 

Maßgeblich für die Bildung und Regulierung der Entgelte für die Nutzung von Schie-
nenwegen ist in erster Linie § 14 Abs. 4 AEG. Nach Satz 1 hat ein Schienenwege-
betreiber seine Entgelte so zu bemessen, dass die insgesamt für die Erbringung von 
Pflichtleistungen entstehenden Kosten einschließlich einer am Markt erzielbaren Rendi-
te ausgeglichen werden. Aus dieser Formulierung ergeben sich zahlreiche, auch öko-
nomisch relevante Fragestellungen, die zum Teil widersprüchlich beantwortet werden 
können. So ist z.B. zu überlegen, ob aus der Kostendeckungsvorschrift nur die Vorgabe 
eines maximalen Entgeltniveaus (Erhöhung der allokativen Effizienz, Begrenzung von 
Marktmacht) oder auch einer Mindestentgelthöhe (Reduzierung öffentlicher Subventio-
nen) abzuleiten ist. Von Bedeutung ist ferner, ob staatliche Zuschüsse von den Kosten 
für die Pflichtleistungen abzuziehen sind und wie die Eigenkapitalrendite zu bestimmen 
ist. 

Da sich die vorliegende Studie mit den für den Eisenbahninfrastruktursektor bedeutsa-
men Kostenkonzepten und Kostentreibern auseinandersetzt, soll im Weiteren von den 
zuvor aufgeworfenen Problemen abstrahiert werden. Umstritten ist in Bezug auf § 14 
Abs. 4 Satz 1 AEG aber auch, ob mit den „entstehenden Kosten“ die tatsächlichen Kos-
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ten (Istkosten) oder die bei einer effizienten Leistungserbringung anfallenden Kosten 
gemeint sind. Im Rahmen einer ökonomischen Analyse ist es deshalb erforderlich, sich 
grundsätzlich mit dem Begriff der Kosten bzw. der Gesamtkosten sowie mit der Syste-
matik des Kostenrechnungswesens auseinanderzusetzen, zwischen Ist-, Soll- und 
Plankosten zu differenzieren sowie – auch vor dem Hintergrund der für die anderen 
Netzsektoren geltenden Bestimmungen, der Subventionsproblematik im Eisenbahnwe-
sen und der aktuellen Diskussion in Bezug auf den Eisenbahninfrastruktursektor – das 
Prinzip der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung zu erläutern. Hieraus folgt 
auch die Notwendigkeit, sich mit den Konzepten der Grenz- bzw. inkrementellen Kosten 
sowie der Gemein-, Verbund- und Einzelkosten und mit der Gemeinkostenschlüsselung 
zu befassen. Darüber hinaus sind lediglich die Kosten bestimmter Leistungen, nämlich 
die der Pflichtleistungen, Bezugspunkt für die Bestimmung der zulässigen Erlöse und 
für die Kalkulation der einzelnen Entgelte. Auch in diesem Kontext müssen die Kosten-
artenrechnung und der Aspekt der Zurechenbarkeit von Kosten als bedeutsam einge-
stuft werden. 

Nach § 14 Abs. 4 Satz 2 und 3 AEG bilden die Kosten, die unmittelbar aufgrund des 
Zugbetriebs anfallen, den Ausgangspunkt für die Bestimmung der Entgelte. Um die An-
forderung der Kostendeckung zu realisieren, können ferner nach Verkehrsleistungen 
und Marktsegmenten differenzierte Aufschläge erhoben werden. Zum einen resultiert 
hieraus Klärungsbedarf hinsichtlich der Abhängigkeit der Kostenelemente von ihren 
Einflussfaktoren (fixe und variable Kosten) sowie bezüglich der Kostenstandards der 
Grenz- bzw. inkrementellen Kosten. Zudem ist ein wesentlicher Grund für das Auftreten 
von Defiziten in den hohen Anteilen der Fix- und der Gemein- bzw. Verbundkosten an 
den Gesamtkosten zu sehen. Zum anderen verlangt die geforderte Kostenzuweisung, 
sich intensiv mit der Preisbildung auf der Basis der Fully Distributed Costs und der in-
versen Elastizitätenregel gemäß Ramsey-Boiteux zu befassen. Für die Bestimmung dif-
ferenzierter variabler, marginaler oder inkrementeller Kosten sowie der Kostenzuschlä-
ge ist es unabdingbar, auch eine Analyse der Kostentreiber vorzunehmen. Der für die 
Bildung der Entgelte für den Zugang zu Serviceeinrichtungen und zu den damit verbun-
denen Leistungen einschlägige § 14 Abs. 5 AEG wird hier nicht weiter besprochen, da 
er keine spezifischen Regelungen zu den Kostenstandards enthält, sondern – vor allem 
bezüglich des Entgeltniveaus und der Entgeltdifferenzierung – auf das Missbrauchs- 
und Diskriminierungsverbot abstellt. 

Weitere wichtige Vorgaben zur Entgeltkalkulation sind Bestandteile der EIBV. Gemäß § 
21 Abs. 1 und § 24 Abs. 1 EIBV müssen die Entgelte Elemente enthalten, die Anreize 
zur Verringerung von Störungen und zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Eisen-
bahninfrastruktur enthalten. Weiterhin können nach § 21 Abs. 2, 3 und 5 EIBV die Kos-
ten umweltbezogener Auswirkungen und von Kapazitätsknappheiten berücksichtigt 
werden. Somit ist eine nähere Befassung mit den Unterbrechungs-, Knappheits- und 
Umweltkosten angezeigt. Bei bestimmten Investitionsvorhaben können Entgelte zudem 
auf der Basis langfristiger Kosten angesetzt werden (§ 22 Abs. 2 EIBV). Vor allem in 
Bezug auf die fixen und variablen Kosten sowie die Grenz- bzw. inkrementellen Kosten 
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sollte deshalb zwischen einer lang- und einer kurzfristigen Betrachtungsweise unter-
schieden werden. 

2.1.2 Bestimmungen für die anderen Netzsektoren 

Vergleicht man die Vorgaben für die kostenbasierte Vorabregulierung von Eisenbahn-
infrastrukturentgelten mit den entsprechenden Bestimmungen für den Telekommunika-
tions-, Post- und Energiemarkt, so wird offensichtlich, dass für diese Sektoren explizit 
der Standard der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung festgeschrieben ist; 
auch die maßgeblichen Strukturelemente dieses Kostenstandards sind ähnlich definiert. 
Detaillierte Vorgaben zur Berechnung der Kosten finden sich allerdings lediglich in der 
StromNEV bzw. GasNEV: 

• Im Telekommunikationssektor haben sich die Entgelte für die Zugangsleistun-
gen eines öffentlichen Netzbetreibers mit beträchtlicher Marktmacht an den Kos-
ten der effizienten Leistungsbereitstellung zu orientieren. Hierunter zu verstehen 
sind die diesbezüglichen langfristigen zusätzlichen Kosten, erhöht um einen Zu-
schlag für die leistungsmengenneutralen Gemeinkosten und die Kapitalverzin-
sung (§ 31 Abs. 1 bis 3 TKG i. V. m. §§ 30 Abs. 1 Satz 1 und 32 Nr. 1 TKG). Die 
Regulierung erfolgt in erster Linie auf der Basis von Kosteninformationen; er-
gänzend oder alternativ können eine Vergleichsmarktbetrachtung oder die Ver-
wendung von Kostenmodellen angezeigt sein (§§ 33 und 35 Abs. 1 TKG). 

Bei einem Antrag auf Entgeltgenehmigung sind detaillierte Kostenunterlagen 
vorzulegen, die u.a. folgende Informationen enthalten: Leistungsbeschreibung, 
Umsätze, Outputmengen und Kapazitätsauslastung, Nachfragerstrukturen, Ge-
samtkosten, Inputmengen und -preise, Investitionswerte, Methodik für die Ermitt-
lung der Kosten, Differenzierung nach Einzel- und Gemeinkosten, Methodik der 
Gemeinkostenschlüsselung, Deckungsbeiträge (§ 33 TKG). 

Sämtlichen marktmächtigen Unternehmen können darüber hinaus Entgeltstruk-
turen und Kostendeckungsmechanismen vorgegeben werden (§ 29 Abs. 3 
TKG). Auf Anordnung ist das Kostenrechnungssystem in einer für die Belange 
der Bundesnetzagentur geeigneten Form auszugestalten (§ 29 Abs. 1 Nr. 2 
TKG). Ferner besteht die Option, den Unternehmen Verpflichtungen in Bezug 
auf die Kostenrechnungsmethodik (Veröffentlichung einer Beschreibung, zu-
sammen mit einer Systematik der Kostenarten und dem Verfahren der Gemein-
kostenschlüsselung) aufzuerlegen (§ 29 Abs. 2 TKG). Darüber hinaus kann an-
geordnet werden, eine Leistungsbeschreibung sowie Angaben zu den Umsät-
zen, Outputmengen und Kosten bereitzustellen (§ 29 Abs. 1 Nr. 1 TKG). 

• Die Bestimmungen für das Postwesen ähneln weitgehend denjenigen für den 
Telekommunikationssektor. Auch hier sind für die Entgeltbildung und -genehmi-
gung die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung, d.h. die langfristigen zu-
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sätzlichen Kosten der Leistungsbereitstellung, ein Zuschlag für die leistungs-
mengenneutralen Gemeinkosten und ein Gewinnzuschlag maßgeblich. Ferner 
dürfen die Entgelte keine marktmachtbedingten Aufschläge enthalten, nicht dem 
Verdrängungswettbewerb dienen und keine Diskriminierung von Nachfragern 
bewirken (§§ 20 Abs. 1 und 21 Abs. 1 bis 3 PostG, § 3 Abs. 1 und 2 PEntgV). 
Grundlagen für die Entgeltbestimmung sind die Kosteninformationen der Unter-
nehmen und ggf. eine Vergleichsmarktanalyse (§ 19 PostG, §§ 2 und 3 Abs. 3 
PEntgV). 

Die Bundesnetzagentur kann prinzipiell anordnen, dass das Kostenrechnungs-
system in einer für sie geeigneten Form ausgestaltet wird. Hinsichtlich der Ge-
nehmigung oder Überprüfung von Entgelten kann sie auch notwendige Informa-
tionen in Bezug auf das Leistungsangebot, den Umsatz, die Outputmengen, die 
Kosten, die Auswirkungen auf die Nachfrager und Wettbewerber sowie sonstige 
Unterlagen anfordern (§ 26 Abs. 1 PostG). Im Zusammenhang mit der Entgelt-
genehmigung müssen ihr diese Angaben sowie Einzelheiten zu den Deckungs-
beiträgen, den Nachfragerstrukturen, den Inputmengen und -preisen, der Kapa-
zitätsauslastung, den Gesamtkosten, der Methodik der Kostenermittlung, be-
stimmten Kostenarten, den Einzel- und Gemeinkosten sowie der Gemein-
kostenschlüsselung zur Verfügung gestellt werden (§ 2 PEntgV). 

• Auch im Energiesektor werden die Nutznutzungsentgelte bis zur Einführung ei-
ner Anreizregulierung auf der Basis von Kosteninformationen genehmigt; ggf. 
kann ergänzend ein Vergleichsmarktverfahren zur Anwendung kommen (§§ 21 
Abs. 2 bis 4 und 23a Abs. 1 EnWG, §§ 22 bis 26 StromNEV, §§ 21 bis 25 Gas-
NEV). Als grundlegende Anforderungen müssen die Entgelte die Kriterien der 
Angemessenheit, Diskriminierungsfreiheit und Transparenz erfüllen. Die Beurtei-
lung erfolgt außerdem anhand der Kosten der effizienten Leistungsbereitstel-
lung, der Entgelte vorgelagerter Stufen und der Kapitalverzinsung (§ 21 Abs. 1 
und 2 EnWG). 

Für die Ermittlung der Netzkosten existieren mit den §§ 3 bis 21 StromNEV bzw. 
§§ 3 bis 20 GasNEV ausführliche Vorgaben zur 

• Kostenartenrechnung (aufwandsgleiche Kosten, kalkulatorische Kosten, 
Kosten mindernde Erlöse und Erträge, Spezifizierung von Einzel- und 
Gemeinkosten, Kapazitätskosten, außerordentliche Kosten und Erträge, 
periodenübergreifende Saldierung), 

• Kostenstellenrechnung (Gemeinkostenschlüsselung, Kostenwälzung) 
und 

• Kostenträgerrechnung (Kostendeckungsprinzip, verursachungsgerechte 
Zuordnung, Entgeltstruktur, Kompensationen, Sonderformen der Nut-
zung und Netzbesonderheiten). 
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2.2 Kostenkonzepte im Rahmen der Kostenartenrechnung 

2.2.1 Kostenrechnerische Grundlagen 

2.2.1.1 Kostendefinition und Kostenkategorien 

Für den Kostenbegriff lässt sich in der ökonomischen Literatur keine allgemeinverbindli-
che Abgrenzung finden. In einer volkswirtschaftlichen Betrachtung ist das Opportuni-
tätskostenprinzip entscheidend. Da auch ein optimaler Einsatz knapper Ressourcen 
immer den Verzicht auf alternative Verwendungen zur Folge hat, tritt beim Ver- bzw. 
Gebrauch eines Produktionsfaktors ein Nutzenverlust auf, z.B. über entgangene De-
ckungsbeiträge. Die Opportunitätskosten und damit der Wert eines Gutes werden durch 
den Nutzen bestimmt, den die Produktionsfaktoren in der nächst besten Verwendung 
gehabt hätten. Die Kostendefinition beruht also grundlegend auf nutzentheoretischen 
Überlegungen. 

Hingegen versteht die Betriebswirtschaftslehre unter Kosten den in monetären Größen 
bewerteten Verzehr einer Menge an materiellen und immateriellen Gütern (Produktions-
faktoren), der durch Aktivitäten zur Erstellung oder Verwertung von Waren und Dienst-
leistungen sowie zur Schaffung bzw. Aufrechterhaltung von Kapazitäten ausgelöst 
wird.4 Bezüglich der Wertkomponente sind dabei unterschiedliche Monetarisierungsan-
sätze vorstellbar. Das Mengengerüst wird durch den Güterverzehr und durch die Sach-
zielbezogenheit determiniert. Der Begriff des Verzehrs beschreibt den Verlust der Fä-
higkeit eines Gutes, durch seinen Ver- bzw. Gebrauch zur betrieblichen Leistungserstel-
lung beizutragen und nicht mehr für alternative Verwendungszwecke zur Verfügung zu 
stehen. Ein weiteres Charakteristikum stellt die Sachziel- bzw. konkret die Leistungsbe-
zogenheit dar, die im Kausal-, Kosteneinwirkungs- oder Identitätsprinzip ihren Ausdruck 
findet.5 

In der betriebswirtschaftlichen Systematik lassen sich drei Kostenbegriffe identifizieren: 
der wertmäßige, der pagatorische und der entscheidungsorientierte Kostenbegriff. Der 
wertmäßige Kostenbegriff geht auf die subjektive Wertlehre bzw. die Grenznutzenschu-
le zurück und orientiert sich eng am Nutzenkriterium und am Opportunitätskostenprin-
zip. Demnach ist der Verzehr von Gütern – sofern er nicht unmittelbar mit einem von 
außen zufließenden Gegenwert einhergeht – unabhängig davon kostenwirksam, ob er 
mit Ausgaben oder Auszahlungen verbunden ist; entscheidend ist vielmehr die Orientie-
rung an den Realgüterbewegungen. Der Wertansatz wird determiniert von der konkre-
ten Situation (Knappheit), vom Unternehmensziel (spezifische bzw. alternative Verwen-
dung) und vom verfolgten Zweck. Die „richtige“ Höhe der Kosten lässt sich demzufolge 
                                                 

 4 Zum betriebswirtschaftlichen Kostenbegriff vgl. Rehkugler (1993: 2320ff.). 
 5 Zu den Prinzipien der Kostenzurechnung vgl. Abschnitt 2.3.1.2. 
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nur dann eindeutig festlegen, wenn gleichzeitig über alle Verwendungsmöglichkeiten 
der Güter befunden wird. Die Wertansätze sind somit erst bekannt, wenn eine Ent-
scheidung gefallen ist und man die Kostensätze nicht mehr benötigt. Angesichts dieser 
Einschränkungen in Bezug auf die praktische Anwendbarkeit werden in der Praxis er-
satzweise verschiedene Bewertungsansätze herangezogen, wie individuelle oder 
durchschnittliche Anschaffungspreise, Tagespreise oder standardisierte Festpreise. 

Der pagatorische Kostenbegriff ist hingegen wesentlich enger gefasst und knüpft aus-
schließlich an den monetären Strömen (Geldbewegungen) und damit an den Verände-
rungen des Geldvermögens an. Kosten sind die mit der Herstellung und dem Absatz ei-
nes Gutes bzw. mit einer Periode verknüpften, nicht durch entsprechende Einnahmen 
oder Einzahlungen kompensierte Ausgaben oder Auszahlungen. Die Bewertung der 
verzehrten Güter erfolgt mit den historischen Anschaffungspreisen. Im Vergleich zum 
wertmäßigen Ansatz ist der pagatorische Kostenbegriff zudem besser objektivierbar, da 
die Bewertung nicht entscheidungs- bzw. zweckabhängig erfolgt. 

Der entscheidungsorientierte Kostenbegriff entstand aus der Kritik an den vorher be-
schriebenen Konzepten. Als Schwächen der älteren Ansätze wurden die Irrelevanz der 
Mengenkomponente und speziell des Güterverzehrs, die unbestimmte Bewertung 
(wertmäßiger Kostenbegriff) und die Nichtberücksichtigung der Entscheidungsrelevanz 
(pagatorischer Kostenbegriff) angeführt. Als kostenrelevant anzusehen sind die durch 
die Entscheidungen über das Kalkulationsobjekt (Beschaffung und Verwendung von 
Gütern; Leistungserstellung; Kapazitätsaufbau, -aufrechterhaltung und -anpassung) 
ausgelösten, nicht kompensierten zusätzlichen Ausgaben bzw. Auszahlungen. Eine Va-
riante des entscheidungsorientierten Ansatzes ist der investitionstheoretische Kosten-
begriff, der ebenfalls an die durch die Entscheidungen veranlassten zukünftigen Ausga-
ben bzw. Auszahlungen anknüpft; die Höhe der Kosten wird aber konkret durch die ne-
gative Änderung des Kapitalwertes zum Ausdruck gebracht. 

Im Hinblick auf eine nähere Analyse der relevanten Kostenkonzepte ist es zweckmäßig, 
den allgemeinen Kostenbegriff in spezielle Kostenkategorien zu unterteilen.6 Einen An-
halt für die Systematisierung bilden differenzierende Merkmale, die sich wie folgt grup-
pieren lassen. 

Die erste Gruppe der Kostenkategorien dient der Präzisierung des Kostenbegriffs: 

• Art der verzehrten Produktionsfaktoren;7 

• Ursachen des Verzehrs; 
Hierbei wird differenziert nach freiwilligem, erzwungenem und Vorrätigkeitsver-
zehr. Während dem freiwilligen Ge- bzw. Verbrauch eine eigene Entscheidung 

                                                 

 6 Zum Begriff der Kostenkategorie vgl. Rehkugler (1993: 2324f.). 
 7 Vgl. hierzu Abschnitt 2.2.2. 
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über den Einsatz zugrunde liegt, werden die Kosten des erzwungenen Verzehrs 
durch externe technisch-ökonomische Einflüsse und öffentliche Lasten bzw. 
Eingriffe hervorgerufen. 

• Bindung an Zahlungsströme; 
Die Kosten lassen sich aus dem Aufwand der Finanzbuchhaltung ableiten. 
Wendet man den wertmäßigen Kostenbegriff an, so muss der neutrale Auf-
wand8 vom Aufwand abgezogen werden. Übrig bleiben die aufwandsorientierten 
Kosten. Diese lassen sich aufteilen in die aufwandsgleichen oder Grundkosten 
(Zweckaufwand) und die bewertungsverschiedenen, aufwandsungleichen oder 
Anderskosten (kalkulatorische Abschreibungen, Fremdkapitalzinsen und Wag-
niszuschläge). Zu den aufwandsorientierten Kosten hinzugerechnet werden 
müssen jedoch die aufwandsfremden oder Zusatzkosten (kalkulatorische Unter-
nehmerlöhne, Mieten und Eigenkapitalzinsen). Anderskosten und Zusatzkosten 
werden als kalkulatorische Kosten bezeichnet. Sie stellen Kosten der nächst 
günstigen Alternative, des entgangenen Nutzens (Opportunitätskosten) oder 
Kosten für den Einsatz alternativer Faktoren (Alternativkosten) dar. 

In Bezug auf das Kostenverhalten sind folgende Kriterien maßgeblich: 

• Abhängigkeit von Kosteneinflussgrößen (fixe, sprungfixe und variable Kosten);9 

• Ausgabenwirksamkeit; 
Es erfolgt eine Trennung in ausgabenwirksame und nicht ausgabenwirksame 
sowie in ausgabennahe, ausgabenferne und ausgabenfremde Kosten. 

Bei einer Sortierung nach verrechnungstechnischen Kriterien sind folgende Kostenka-
tegorien zu identifizieren: 

• Funktionsbereich der Kostenverursachung; 
Mittels einer Unterscheidung nach verschiedenen Unternehmensbereichen kön-
nen z.B. Beschaffungs-, Fertigungs-, Absatz- und Verwaltungskosten abge-
grenzt werden. 

• Phase des Leistungsprozesses; 
Eine ähnliche Betrachtung führt zu einer Differenzierung nach Planungs-, Reali-
sierungs- und Kontrollkosten sowie nach Beschaffungs-, Nutzungs- und Beseiti-
gungskosten. 

                                                 

 8 Dazu zählen betriebsfremder, außerordentlicher und periodenfremder Aufwand sowie sonstiger Auf-
wand, der keine Kosten darstellt. 

 9 Vgl. hierzu Abschnitt 2.2.3. 



 Eisenbahninfrastrukturentgelte: Kostenkonzepte und Kostentreiber 11 

• Zurechnungseinheit; 
Hierbei kann einerseits nach Kostenartenkosten, Kostenstellenkosten und Kos-
tenträgerkosten sowie andererseits nach Periodenkosten, Stückkosten und Kos-
ten des Entscheidungsobjektes getrennt werden. 

• Zurechenbarkeit auf ein Bezugsobjekt (Einzel-, Gemein- und Verbundkosten);10 

• Umfang der Zuordnung auf Bezugsobjekte (Voll- und Teilkosten);11 

• Zeitbezug; 
Nach diesem Kriterium sind Ist-, Normal-, Soll- und Plankosten zu unterschie-
den. Istkosten sind die effektiven, tatsächlich realisierten Kosten einer bestimm-
ten (vergangenen) Periode. Um eine Glättung von Schwankungen und zufällig-
keitsbedingten Abweichungen zu erreichen, modifiziert man die Istkosten mit 
vergangenheitsorientierten Durchschnittsgrößen für die Mengen- und Wertkom-
ponenten und erhält die Normalkosten. Im Zusammenhang mit der Durchfüh-
rung einer Wirtschaftlichkeitskontrolle bestimmt man außerdem die Sollkosten, 
die sich aus der Istbeschäftigung und den Plankostensätzen ergeben, sowie die 
Plankosten, die aus der erwarteten Beschäftigung und den prognostizierten In-
putpreisen abgeleitet werden. Dementsprechend betrachtet man auch die Ist-, 
Normal- und Plankostenrechnung. 

• Kapazitätsauslastung; 
Gemäß diesem Kriterium können Nutz- und Leerkosten anfallen. 

• Herkunft der Einsatzgüter; 
Primäre bzw. originäre Kosten entstehen beim Fremdbezug von Produktionsfak-
toren, sekundäre bzw. abgeleitete Kosten beim Einsatz selbst erstellter Güter. 

Hinsichtlich der Entscheidungsorientierung bildet man die nachstehenden Gruppen: 

• Bedeutung für eine Entscheidung; 
In diesem Zusammenhang sind relevante und nicht relevante Kosten sowie 
Durchschnitts- und Grenzkosten abzugrenzen.12 

• Eingriffs- und Veränderungsmöglichkeit; 
Es gibt beeinflussbare und nicht beeinflussbare Kosten. 

• Berücksichtigung im Entscheidungskalkül (interne und externe Kosten).13 

                                                 

 10 Vgl. hierzu Abschnitt 2.2.4. 
 11 Vgl. hierzu Abschnitt 2.3.1.1. 
 12 Vgl. hierzu die Abschnitte 2.3.2 und 2.3.3. 
 13 Vgl. hierzu Abschnitt 2.2.5. 
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2.2.1.2 Gegenstand und Zweck des Rechnungswesens, der Kostenrechnung und der 
Kostenartenrechnung 

Das betriebliche Rechnungswesen schließt alle Verfahren zur systematischen Erfas-
sung und Auswertung der quantifizierbaren Beziehungen und Vorgänge eines Unter-
nehmens für die Zwecke der Dokumentation, Rechenschaftslegung und Information 
sowie der Planung, Steuerung und Kontrolle ein.14 Es unterteilt sich in das externe 
Rechnungswesen, das der Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage (Bi-
lanz, Gewinn- und Verlustrechnung) dient, und das interne Rechnungswesen (Kosten- 
und Leistungsrechnung, Investitionsrechnung, Finanzplan, kurzfristige Erfolgsrechnung, 
Betriebsstatistik und Betriebsvergleichsrechnung, Kennzahlen- und Mengenrechnun-
gen). Eine andere Untergliederung differenziert zwischen Planungs-, Überwachungs- 
und Dokumentationsrechnungen sowie nach Rechnungskategorien,15 Abrechnungsin-
halten und ihrer Auswertung. 

Bei den unternehmensinternen Rechnungsverfahren stehen die Planung, die Unter-
nehmenssteuerung und die Kontrollfunktion im Vordergrund. Aufgaben der Kostenrech-
nung sind in diesem Kontext die Ermittlung, Kategorisierung, Auswertung, Verrechnung, 
Überwachung und Beeinflussung der Kosten. Damit leistet sie einen wesentlichen Bei-
trag zur Fundierung von Entscheidungen über die Standortwahl, die Beschaffung (Ei-
generstellung, Fremdbezug, Preisobergrenzen), die Produktionstechnologie und den 
Kapazitätsumfang, die Produktpalette (Output), die Ablaufplanung (Verfahren der Leis-
tungserstellung, Termine, Reihenfolge) und die Vertriebspolitik (Verkaufsgebiete, Kun-
dengruppen, Vertriebswege). Außerdem bildet sie die Grundlage für die Bestandsbe-
wertung, die Preiskalkulation sowie die Erfolgskontrolle und -analyse. Damit verbunden 
sind weit reichende Anforderungen an die Genauigkeit, Aussagefähigkeit, Flexibilität, 
Aktualität und Transparenz der Kostenrechnung. 

Bekanntermaßen untergliedert sich die Kostenrechnung in die Kostenarten-, Kosten-
stellen- und Kostenträgerrechnung. Ausgangspunkt ist die Kostenartenrechnung, die 
eine Definition, eine genaue, vollständige, überschneidungsfreie, zeitnahe und nach-
prüfbare Erfassung und Klassifikation sowie eine Bewertung der Kosten einer Abrech-
nungsperiode vornimmt. Unter einer Kostenart ist eine Teilmenge der Gesamtkosten, 
aber keine eindeutig bestimmte Kostenkategorie zu verstehen. Die Definition der Kos-
tenarten kann sich dabei nach verschiedenen Kriterien richten. Zweckabhängig werden 
unterschiedliche Merkmale der Bildung von Kostenkategorien herangezogen, insbe-
sondere die Art der ver- bzw. gebrauchten Produktionsfaktoren, die Zurechenbarkeit zu 
Bezugsgrößen oder die Reagibilität der Kosten auf Änderungen der Kosteneinflussgrö-
ßen. 

                                                 

 14 Zum Folgenden vgl. Hummel/Männel (1990: 3ff., 22ff.) und Coenenberg (1997: 23ff., 37ff.). 
 15 Anzuführen sind Auszahlungen und Einzahlungen, Ausgaben und Einnahmen, Aufwand und Ertrag, 

Schulden und Vermögen sowie Kosten und Leistungen. 
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Die Kostenartenrechnung gibt Einblick in die Natur, die Struktur und die Entwicklung der 
Kosten. Sie ist Ausgangspunkt für Planungen, Kontrollen und Analysen, die sich vor al-
lem auf das Kostenniveau und den Anteil bestimmter Kostenarten beziehen sowie Peri-
oden- und Unternehmensvergleiche beinhalten.16 Da die Kostenartenrechnung den 
nachgelagerten Teilrechnungen als Datenlieferant dient, ist ihr Aufbau an den Zielen 
der Kostenstellen- und -trägerrechnung auszurichten. In der Kostenartenrechnung iden-
tifizierte Einzelkosten können dann im Hinblick auf eine Zurechnung zu bestimmten 
Produkten bzw. Leistungen in die Kostenträgerrechnung übernommen werden (Kosten-
trägereinzelkosten). Die Gemeinkosten werden hingegen zuerst in die Kostenstellen-
rechnung übernommen und dort weiter verrechnet (Kostenträgergemeinkosten).17 

2.2.2 Unterscheidung nach wichtigen Kostenarten 

2.2.2.1 Kapital- und Betriebskosten 

Eine Unterscheidung nach der Art der verbrauchten Produktionsfaktoren ist vielfach der 
Ausgangspunkt der Kostenerfassung. Eine übliche Systematisierung ist zum einen die 
Einordnung als Repetierfaktoren (Material, Energie) und Potenzialfaktoren (Fremdleis-
tungen, Anlagen, Personal). Zum anderen werden mehrere Kostenartenhauptgruppen 
betrachtet: Personalkosten und Sozialkosten (Löhne, Gehälter, Sozialabgaben, Er-
folgsbeteiligungen, kalkulatorischer Unternehmerlohn), Sachkosten (Anlagen und Be-
triebsmittel, Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Energie), Kapitalkosten, Kosten für bezoge-
ne Dienstleistungen (Instandsetzung, Beratung, Postdienste), Versicherungskosten, 
Kosten für Fremdrechte und öffentliche Abgaben (Steuern, Gebühren, Beiträge). 

Grundlage für die Spezifizierung der aus der Bereitstellung und Inanspruchnahme der 
Eisenbahninfrastruktur sowie der verbundenen Dienstleistungen resultierenden Kosten 
ist eine Unterscheidung in Kapitalkosten, Betriebskosten und allgemeine Kosten.18 

• Kapitalkosten (user costs of capital) fallen an im Zusammenhang mit der Vor-
nahme von Erweiterungs- und Neuinvestitionen sowie Ersatzinvestitionen (Er-
neuerung), zum Teil auch für Instandhaltungsmaßnahmen mit einer Dauer von 
mehr als einem Jahr. Ausgangspunkt für ihre Berechnung sind die Investitions-
ausgaben mit einer Laufzeit von über einem Jahr, z.B. für den Kauf von Infra-
strukturanlagen, den Landerwerb, die Planung, das Projektmanagement, die 
Bodenuntersuchungen und den Bau, die durch eine Kapitalisierung über die 
wirtschaftliche Nutzungszeit verteilt werden. Zu den Kapitalkosten zählen (kalku-
latorische) Abschreibungen zur Abbildung des bewerteten Güterverzehrs infolge 

                                                 

 16 Zur Kostenartenrechnung vgl. z.B. Hummel/Männel (1990a: 127ff.) und Coenenberg (1997: 47ff.). 
 17 Zur Kostenstellen- und Kostenträgerrechnung vgl. Abschnitt 2.3.1. 
 18 Vgl. NERA u.a. (1998: 21f.) und ECORYS Transport/CE Delft (2005: 54ff.). 
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der Bereitstellung und Nutzung, (kalkulatorische) Fremdkapitalzinsen und kalku-
latorische Eigenkapitalzinsen, die die Kosten der Kapitalbindung widerspiegeln, 
und sonstige Finanzierungskosten. Sinnvoll ist auch eine Differenzierung nach 
verschiedenen Infrastrukturbestandteilen, wie dem Schienenweg, den Service-
einrichtungen (z.B. Bahnhöfe, Umschlaganlagen, Zugbildungseinrichtungen, 
Wartungs- und Reinigungseinrichtungen), den Verkehrsleit-, Zugsteuerungs- 
und -sicherungssystemen, den Anlagen zur Fahrstromversorgung und den Kom-
munikationssystemen, den Kunstbauten und den Fahrzeugen für die Instandhal-
tung. 

• Die Betriebskosten (operating costs) entsprechen weitgehend den Ausgaben 
bzw. dem Aufwand einer Periode. Zu ihnen gehören zum einen die Kosten für 
die Instandhaltung mit einer Laufzeit von weniger als einem Jahr und die Kosten 
der Betriebsführung (Verkehrsleitung, -lenkung und -sicherheit, Stromzufüh-
rung). Sie können separat erfasst werden für die Wartung und Pflege von Infra-
strukturen sowie für das Angebot verkehrsbezogener Dienstleistungen.19 Zum 
anderen zu nennen sind die Kosten für sonstige Aufsichts-, Kontroll- und Pla-
nungsaufgaben sowie für die allgemeine Verwaltung. 

Im Hinblick auf die zwischenstaatliche Vergleichbarkeit der Infrastrukturkosten ist nicht 
nur auf die zahlreichen maßgeblichen Kostentreiber hinzuweisen.20 Zu berücksichtigen 
sind auch die uneinheitliche Abgrenzung vor allem zwischen Ersatzinvestitionen und In-
standhaltungstätigkeiten sowie die daraus resultierende Zuordnung von Ausgaben und 
Kosten. Erhebliche methodische Unterschiede sind ferner bei der Bestimmung der (kal-
kulatorischen) Kapitalkosten zu registrieren.21 

2.2.2.2 Unterbrechungs- und Kapazitätskosten 

Sofern es im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme der Eisenbahninfrastruktur zu 
Behinderungen oder Nutzungskonflikten kommt, sind neben den Kapital- und Betriebs-
kosten des Betreibers weitere Kosten zu berücksichtigen. Diese fallen jedoch nicht nur 
beim Eisenbahninfrastrukturunternehmen, sondern auch bei den Verkehrsunternehmen 
und den Endkunden an. Hierbei handelt es sich einerseits um Unterbrechungskosten 
und andererseits um Kapazitätskosten, die sich aus den Stau- und Knappheitskosten 
zusammensetzen. 

                                                 

 19 Zu den Wartungsdiensten zählen die Streckenkontrolle, die Reparatur, die Reinigung sowie die Besei-
tigung von Schnee und Bewuchs. Zu den Verkehrsdiensten gehören die Fahrplanerstellung und Tras-
senvergabe, die Verkehrssteuerung, die Zugsicherung, die Strom- und Treibstoffversorgung, die Be-
leuchtung, die Informationsbereitstellung, das Abstellen, das Rangieren, die Zugbildung, die Wartung 
von Fahrzeugen und die bahnhofsgebundenen Dienstleistungen. 

 20 Zu den Kostentreibern vgl. Kapitel 3. 
 21 Für eine Schätzung der Eisenbahninfrastrukturkosten in Deutschland vgl. Link u.a. (2002: 23f., 55ff., 

109ff.); für andere europäische Staaten vgl. Link u.a. (2003a: 32ff., 55ff., 74ff., 103ff., 126ff., 144ff., 
170ff.) und Link u.a. (2003b: 32ff., 59ff., 86ff., 106ff., 130ff., 155ff., 175ff., 203ff.). 
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Verspätungen oder Zugausfälle, die auf Betriebsstörungen (technisches und menschli-
ches Versagen, Materialschäden, Instandhaltungsarbeiten, Unfälle, Witterungseinflüs-
se) zurückgehen, führen zu Unterbrechungskosten (disruption costs), die sich in zusätz-
lichem Zeitaufwand und in erhöhten Betriebskosten manifestieren.22 Neben den Eisen-
bahninfrastruktur- und -verkehrsunternehmen können hierfür auch andere Verkehrsteil-
nehmer (Unfälle) oder Umweltbedingungen (Witterung) verantwortlich sein. Werden Un-
terbrechungskosten im Rahmen eines Eisenbahninfrastrukturentgeltsystems berück-
sichtigt, sind nur die Kosten einzubeziehen, die Dritten entstehen und die noch nicht in-
ternalisiert sind.23 

Ausgangspunkt der Ermittlung von Unterbrechungskosten ist die statistische Erfassung 
der Verspätungsvorfälle sowie der Anzahl der betroffenen Züge und Personen. Wäh-
rend die zusätzlichen Betriebskosten (z.B. für Abnutzung, Reparaturen, Personal und 
Energieverbrauch), Nutzungsentgelte und Erlösminderungen über Betriebskostenfor-
meln noch relativ einfach abzuschätzen, wenn auch nicht direkt der Kostenrechnung zu 
entnehmen sind, ist die Kostenzuweisung für Zeitverluste (in Bezug zur Fahrplanzeit) 
sehr problematisch. Hierzu werden Geschwindigkeits-Verkehrsfluss-Funktionen zur Er-
mittlung der Beziehungen zwischen Zeitaufwand und Verspätung sowie zwischen Ver-
kehrsaufkommen und Kapazitätsauslastung benötigt, die durch Schätzungen zur Preis-
elastizität der Verkehrsnachfrage zu ergänzen sind. 

Die Monetarisierung der Zeitverluste wird vor allem für Arbeitszeiten über Lohnsätze 
vorgenommen, was jedoch aus theoretischer und methodischer Sicht bedenklich ist. Als 
Problembereiche sind die Annahme eines vollkommenen Arbeitsmarktes, die Identifi-
zierbarkeit von Zeiten als Arbeitszeit, die verschiedenen Formen einer alternativen Zeit-
nutzung und die Berücksichtigung Nicht-Beschäftigter zu nennen. Insbesondere für die 
Bewertung der Freizeit werden angesichts der zahlreichen Alternativen für ihre Gestal-
tung und der ausgeprägt subjektiven Wahrnehmung ihres Wertes Zahlungsbereit-
schaftsanalysen verwendet, die auf Verkehrsmittel-, Verkehrsweg- oder Qualitätswahl-
modellen beruhen. Weit verbreitet sind dabei direkte Methoden für hypothetische Märk-
te (stated preference analysis, contingent valuation) in Form von Befragungen und 
Marktsimulationen, aber auch indirekte Methoden für existente Ersatzmärkte (revealed 
preference analysis) finden Verwendung. In Bezug auf den Güterverkehr werden alter-
nativ der Güterwert zugrunde gelegt und das gebundene Kapital in Abhängigkeit vom 
Zeitverlust verzinst. 

Kommt es bei der Nutzung von Eisenbahninfrastrukturen aufgrund eines unzureichen-
den Angebots und/oder einer hohen Nachfrage zu Engpässen, so entstehen Kapazi-
tätskosten (capacity costs).24 Diese werden als Staukosten (congestion costs) bezeich-

                                                 

 22 Vgl. NERA u.a. (1998: 22, 66ff.). 
 23 Zur Differenzierung zwischen internen und externen Kosten vgl. Abschnitt 2.2.5. 
 24 Zu den Kapazitätskosten des Eisenbahnverkehrs vgl. NERA u.a. (1998: 68ff.), Nash/Sansom (1999) 

und Ricci u.a. (2006: 31ff.). 
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net, wenn es wegen einer tatsächlichen Überbeanspruchung zu Zeitverlusten, zusätzli-
chen Betriebskosten oder Zugausfällen kommt. Im Gegensatz zum Straßenverkehr ist 
dieses Phänomen aufgrund der zentralen Betriebsführung im Eisenbahnverkehr aller-
dings nur bedingt vorhanden. Die Auswirkungen von Betriebsstörungen korrelieren je-
doch positiv mit der Kapazitätsauslastung, so dass Stauungen und Staukosten als Fol-
ge von Unterbrechungen auftreten können. 

Werden andererseits die engpassbedingten Kosten der Schienenwegenutzung antizi-
piert und deshalb bereits im Voraus nicht alle Trassenwünsche erfüllt, so spricht man 
von Knappheitskosten (scarcity costs). Als Kosten der Abweichung vom optimalen 
Fahrplan stellen sie sowohl für den Netzbetreiber als auch für die Verkehrsunterneh-
men Opportunitätskosten dar. In kurzfristiger Perspektive entgeht Ersterem durch die 
Nichtvermarktung von Trassen Gewinn, da er nicht die gesamte Nachfrage (wunsch-
gemäß) befriedigen kann. Letztere müssen ihr Angebot modifizieren, da die Züge die 
Strecke nicht mehr oder nur noch eingeschränkt befahren können (keine streckenspezi-
fische Nutzung, Abweichung von der Leitgeschwindigkeit). Alternativ sind Knappheits-
kosten als Differenz zwischen der Zahlungsbereitschaft eines weiteren Kunden und den 
relevanten Grenzkosten darstellbar. Bei einer langfristigen Betrachtung sind sie mit den 
Kosten der Bereitstellung zusätzlicher Kapazitäten für die Bedienung der Überschuss-
nachfrage gleichzusetzen.25 

Allerdings liegen auch die Knappheitskosten nicht direkt in monetären Größen vor. 
Hilfsweise abgeleitet werden können sie aus der Veränderung der Erlöse der verkauf-
ten Trassen, der Konsumentenrente der Endkunden und den Betriebskosten der Eisen-
bahnunternehmen. Schwierigkeiten bereiten die Zuordnung der Verantwortlichkeit für 
die Entstehung von Engpässen, die Festlegung von Nutzerhierarchien, die Substituti-
ons- und Komplementaritätsbeziehungen (Nutzung mehrerer Trassen für eine Verbin-
dung, Takt- und Zubringerverkehre, Parallelverkehre) sowie die Komplexität des Sys-
tems (Abhängigkeit der Kosten von Zeitpunkt, Relation, Verkehrsart und Geschwindig-
keit) in Verbindung mit Messschwierigkeiten und einem hohen Informations- bzw. An-
passungsbedarf. Als Folgen können zeitlich verzögerte Änderungen des Entgeltsys-
tems und eine Kapazitätsüber- bzw. -unterauslastung auftreten. 

Alternativ angeregt werden deshalb die Durchführung von Trassenauktionen in Verbin-
dung mit dem Aufbau von Sekundärmärkten sowie Verhandlungen des Schienenwege-
betreibers mit den Verkehrsunternehmen über die Trassenzuweisung, die Entgelte und 
die Investitionsverpflichtungen in einem iterativen Prozess. Auch hier kommt es jedoch 
zu Problemen, wie die Komplexität des Verfahrens, die Abhängigkeit der Wertschät-
zung von der Verfügbarkeit anderer Trassen und dem gesamten Dienstangebot, die 

                                                 

 25 Vgl. z.B. Kruse (1996) und Lerz (1996). 
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mögliche Ausnutzung von Marktmachtpotenzialen, eventuelles Free-rider-Verhalten und 
die Notwendigkeit einer häufigen Fahrplananpassung.26 

2.2.2.3 Umwelt- und Unfallkosten 

Im Allgemeinen werden die Umweltkosten des Eisenbahnverkehrs, die auf Luft-, Bo-
den- und Gewässerverschmutzungen, Klimaänderungen, Lärmemissionen, Erschütte-
rungen und nukleare Risiken zurückgehen, und des Eisenbahninfrastrukturbetriebs, die 
auf den Trennwirkungen, der Bodenversiegelung und dem Landschaftsverbrauch beru-
hen, sowie die Unfallkosten insbesondere im Vergleich mit dem Straßen- und Luftver-
kehr als gering eingestuft. Als Gründe gelten u.a. der niedrigere Energieverbrauch und 
die höhere Sicherheit. Im Hinblick auf eine Angleichung der intermodalen Wettbe-
werbsbedingungen wird jedoch die Forderung erhoben, alle Verkehrsträger mit den von 
ihnen verursachten externen Umwelt- und Unfallkosten zu belasten. 

Die Bestimmung der Umweltkosten (environmental costs) des Verkehrs bereitet aller-
dings zahlreiche Schwierigkeiten, da auch diese nicht der betrieblichen Kostenrechnung 
zu entnehmen sind und außerdem größtenteils nicht in monetären Größen vorliegen 
(eine Ausnahme sind z.B. Ernteausfälle).27 Ursprünglich wurde als methodischer An-
satzpunkt ein Top-down-Modell verwendet, das die Gesamtkosten einer spezifischen 
Umweltbelastung in einer geografischen Einheit ermittelte und diese danach auf die 
verschiedenen Verkehrsträger sowie weiter auf die Verkehrseinheiten und die Betriebs-
leistung umlegte. Später erfolgte dann ein Übergang zu Bottom-up-Modellen, die Inge-
nieurmethoden zur Ableitung physikalischer Funktionen und ökonometrische Verfahren 
zur Schätzung von Kostenfunktionen nutzten. 

Gegenwärtig findet für die Abschätzung der verkehrsbedingten Umweltkosten vor allem 
des Lärms, der Luftverschmutzung und der Klimaänderung häufig der Impact Pathway 
Approach Anwendung. Dabei wird zuerst der Umwelteinfluss modelliert; Verfahrens-
schritte sind die Erfassung der verursachenden Aktivitäten und die Ermittlung der Emis-
sionen, der Diffusion und der chemischen Konversion sowie der Konzentration bzw. der 
Ablagerung. Die Exposition der Bevölkerung ist charakterisiert durch die Anzahl der be-
troffenen Personen und den Grad der Beeinträchtigung in Verbindung mit der Festle-
gung von unteren Relevanzwerten und Fühlbarkeitsschwellen für Änderungen sowie mit 
der Untersuchung von Schutzmaßnahmen. Ferner müssen die Auswirkungen auf Flora 
und Fauna, die Ökosysteme, das Klima und bestimmte Materialien geklärt werden. Die 
Verknüpfung der verschiedenen Immissionen mit den Auswirkungen auf die Betroffenen 
erfolgt über Dosis-Reaktions-Funktionen. Hieraus lässt sich ein Mengengerüst für die 

                                                 

 26 Für eine Schätzung der Unterbrechungs- und Kapazitätskosten des Eisenbahnverkehrs in Deutsch-
land vgl. Link u.a. (2002: 30ff., 63ff., 122f.); für andere europäische Staaten vgl. Link u.a. (2003a: 
32ff., 55ff., 74ff., 103ff., 126ff., 144ff., 170ff.) und Link u.a. (2003b: 32ff., 59ff., 86ff., 106ff., 130ff., 
155ff., 175ff., 203ff.). 

 27 Zu den Umweltkosten des Eisenbahnverkehrs vgl. Ricci/Friedrich (1999). 
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unterschiedlichen Schadenarten ableiten: Gesundheitsschäden sowie Belästigungen 
bei Personen; Schäden an Tieren, Pflanzen, Ökosystemen, Böden und Gewässern; 
Materialschäden; indirekte Schäden (Erholungswert, Einflüsse auf die Produktivität). 

Für die Monetarisierung der Umweltwirkungen bieten sich mehrere Optionen an: 

• Mittels einer Schadenfunktion können die naturwissenschaftlichen Zusammen-
hänge zwischen den Emissionen und den Schäden dargelegt werden. In sie fin-
den neben einem Mengengerüst auch die Wertansätze Eingang, die sich aus 
den medizinischen Kosten bzw. den Reparaturkosten, dem an bestimmten 
Marktpreisen gemessenen Ressourcenausfall oder aus den Kosten- bzw. Er-
tragswerten herleiten lassen. 

• Außerdem kann die Wertschätzung aus dem beobachtbaren Verhalten der Indi-
viduen über die Zahlungsbereitschaften und die geforderten Kompensationen 
bestimmt werden. Direkte Methoden sind die Durchführung von Befragungen 
und Marktsimulationen, ggf. unter Ergänzung bereits vorhandener Studien. Als 
indirekte Methoden bekannt sind die hedonische Preisfunktion sowie der Ver-
meidungskosten- und der Reisekostenansatz. 

Nachteile der Kostenschätzungen liegen in ihrer Komplexität, der Schwierigkeit der 
Messung und Bewertung von Umweltwirkungen, dem Informationsdefizit in Bezug auf 
die verfügbaren Verkehrs- und Umweltdaten sowie in einem hohen Unsicherheitsfaktor 
begründet. Hinsichtlich der Vergleichbarkeit der Ergebnisse von verschiedenen Studien 
sind zudem der gewählte methodische Ansatz, die spezifische Umweltsituation, die 
rechtlich-institutionellen Rahmenbedingungen der Verkehrsmärkte, der gewählte Be-
trachtungszeitraum und der Umfang der Einbeziehung zukünftiger Effekte zu berück-
sichtigen.28 

Die Unfallkosten (accident costs) des Verkehrs treten in materieller und immaterieller 
Form auf.29 Unter Ersteren zu fassen sind die Gesundheitsschäden, die Sachschäden 
an den Verkehrsmitteln, der Verkehrsinfrastruktur oder anderen Einrichtungen, die Kos-
ten der Polizei, der Justiz und der Versicherung, die Produktions- und Konsumausfälle 
und die Staukosten. Immaterieller Art sind die emotionalen und sozialen Kosten („Kos-
ten von Kummer und Leid“). Betroffen sein können die Unfallopfer und -verursacher, 
andere Verkehrsteilnehmer, Verwandte und Freunde sowie ggf. die Gesellschaft insge-
samt. 

                                                 

 28 Für eine Schätzung der Umweltkosten des Eisenbahnverkehrs in Deutschland vgl. Link u.a. (2002: 
38ff., 74ff., 138ff.); für andere europäische Staaten vgl. INFRAS/IWW (2000: 26ff., 77ff.), Schmid u. a. 
(2001: 49ff.), Link u.a. (2003a: 32ff., 55ff., 74ff., 103ff., 126ff., 144ff., 170ff.), Link u.a. (2003b: 32ff., 
59ff., 86ff., 106ff., 130ff., 155ff., 175ff., 203ff.) und INFRAS/IWW (2004: 34ff., 81ff.). 

 29 Zu den Unfallkosten des Eisenbahnverkehrs vgl. Lindberg (1999). 
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Die Monetarisierung der Unfallkosten beruht zum einen auf der statistischen Erfassung 
der Vorfälle sowie auf Schätzungen der Unfallrisiken und der Abhängigkeit der Unfall-
häufigkeit bzw. der Risiken von der Anzahl der Verkehrsvorgänge oder der Betriebsleis-
tung. Maßgeblich ist in diesem Kontext die Höhe der Risikoelastizität, d.h. der relativen 
Veränderung des Unfallrisikos im Verhältnis zur relativen Änderung des Verkehrsauf-
kommens. Entscheidend sind zum anderen die Kostensätze für die verschiedenen 
Schadenarten. Deren Messung erfolgt über 

• die direkten Kosten, wie z.B. die medizinischen Kosten sowie die Kosten der 
Rehabilitation und der Reintegration, die Kosten der Reparatur von Sachschä-
den sowie die Kosten von juristischen Verfahren, Polizei und Versicherung, 

• die indirekten Kosten („Verlust an Humankapital“), d.h. den Verlust an Nettopro-
duktionspotenzial,30 die Kosten für Ersatzbeschaffung und den Verlust von nicht 
am Markt erbrachten Leistungen, und 

• bei fehlenden Marktpreisen über die Ermittlung der Zahlungsbereitschaften in 
Bezug auf den Risikowert sowie die Folgen für Verwandte und Freunde; hierfür 
können Befragungen, indirekte Methoden und ersatzweise die für Risikotätigkei-
ten gezahlten Lohnzuschläge herangezogen werden. 

Im Hinblick auf eine Anlastung der Unfallkosten im Rahmen des Nutzungsentgeltsys-
tems ist zu beachten, dass diese sowohl internen als auch externen Charakter haben.31 
Als interne Kosten sind die Sachschäden, die abgedeckten medizinischen und Verwal-
tungskosten und teilweise der Risikowert (Antizipation der eigenen Risiken) anzusehen. 
Als extern einzustufen sind die nicht abgedeckten medizinischen und Verwaltungskos-
ten, der Verlust an Humankapital und ebenfalls zum Teil der Risikowert (keine Antizipa-
tion der Auswirkungen auf Dritte). Es gibt jedoch verschiedene Ansichten zur Abgren-
zung der internen und der externen Sphäre. Beim internen Bereich kann es sich in Ab-
hängigkeit vom Betrachter entweder um die Gesamtheit der Verkehrsnutzer (Verkehrs-
träger, Verkehrssystem) oder nur um den Unfallverursacher handeln, jeweils einschließ-
lich der Versicherungssysteme.32 

2.2.3 Unterteilung nach der Abhängigkeit von Kosteneinflussgrößen 

In der volks- und betriebswirtschaftlichen Kostentheorie ist die Reaktion der Kosten auf 
die Veränderung der die Kosten beeinflussenden Faktoren (Kostentreiber, Kostenbe-

                                                 

 30 Das Nettoproduktionspotenzial ist die Differenz zwischen dem Bruttoproduktionspotenzial und dem 
zukünftigen Konsum. 

 31 Zur Differenzierung zwischen internen und externen Kosten vgl. Abschnitt 2.2.5. 
 32 Für eine Schätzung der Unfallkosten des Eisenbahnverkehrs in Deutschland vgl. Link u.a. (2002: 

35ff., 68ff., 130ff.); für andere europäische Staaten vgl. Schmid u.a. (2001: 47ff.), ECOPLAN (2002), 
Link u.a. (2003a: 32ff., 55ff., 74ff., 103ff., 126ff., 144ff., 170ff.), Link u.a. (2003b: 32ff., 59ff., 86ff., 
106ff., 130ff., 155ff., 175ff., 203ff.). 
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stimmungsfaktoren)33 von grundsätzlicher Bedeutung. In der weiteren Analyse wird 
dieser Aspekt vor allem bei der Bestimmung der Grenz- bzw. inkrementellen Kosten ei-
ne entscheidende Rolle spielen. Im Rahmen der traditionellen Kostenrechnung werden 
vereinfachend häufig nur die Beschäftigung (Ausbringungsmenge), die Kapazität und 
die Unternehmensgröße als Einflussgrößen betrachtet; im Verkehrssektor wird unter 
der Beschäftigung die Gesamtoutputmenge, gemessen als Verkehrsaufkommen bzw.  
-leistung, verstanden. Bei einer Variation des Beschäftigungsgrades ist die Unterschei-
dung in fixe, intervall- bzw. sprungfixe und variable Kosten der üblicher Ansatzpunkt der 
mathematischen oder buchtechnischen Kostenauflösung (Kostenspaltung). Als alterna-
tive Bezugsgrößen werden die Güterart oder der Güterwert (produktspezifische fixe und 
variable Kosten), die Reihenfolge der Leistungserstellung, die Leistungsproportionen 
(Chargen, Lose) oder -bündel, die Kostenstellen oder das Gesamtunternehmen (unter-
nehmensspezifische fixe und variable Kosten) betrachtet. 

• Fixkosten (absolut-fixe Kosten) fallen unabhängig von der Veränderung der Be-
zugsgröße stets in konstanter Höhe an und sind zeitproportional. Sie dienen der 
Schaffung und Aufrechterhaltung der Betriebs- und Leistungsbereitschaft (Be-
reitschaftskosten). Ihr Niveau wird bestimmt vom Umfang der kurzfristig nicht 
veränderbaren Produktionskapazitäten. Der maßgebliche Inputfaktor ist nicht 
oder nur in begrenztem Umfang teilbar, und eine technische Mindestgröße kann 
demnach nicht unterschritten werden. 

• Bei intervall- bzw. sprungfixen Kosten, im Falle eines Beschäftigungsrückgangs 
auch als abbaufähige Fixkosten bezeichnet, handelt es sich um Fixkosten, die 
nur innerhalb bestimmter Beschäftigungsintervalle ausbringungsmengenunab-
hängig sind. Wird eine Kapazitätsgrenze erreicht, steigen bzw. fallen sie auf das 
nächst höhere bzw. tiefere Fixkostenniveau. 

• Verändern sich die durch die Nutzung von Anlagen mit einer bestimmten, kurz-
fristig vorgegebenen Kapazität entstehenden Kosten grundsätzlich mit dem Be-
schäftigungsgrad, so handelt es sich bei ihnen um variable Kosten (Leistungs-
kosten). Der Grad und die Art der Abhängigkeit können variieren;34 die Messung 
erfolgt anhand des Reagibilitätsgrades der Kosten. 

Wählt man die Betriebsleistung bzw. das Verkehrsaufkommen oder die Verkehrsleis-
tung der Eisenbahnverkehrsunternehmen als Bezugsgröße, so können als Fixkosten 
des Eisenbahninfrastrukturbetreibers der größte Teil der Kapitalkosten, die bei Erweite-
rungs- und Neuinvestitionen sowie bei einem Teil der Ersatzinvestitionen anfallen, und 
bestimmte Betriebskosten angesehen werden. Zu den fixen Betriebskosten zählen 
größtenteils die wetter-, zeit- und ereignisabhängigen Kosten in Bezug auf die Infra-
strukturinstandhaltung und -reparatur, wie z.B. der Winterdienst, der Pflanzenschnitt 

                                                 

 33 Vgl. Kapitel 3. 
 34 Man unterscheidet dann proportionale bzw. lineare, degressive, progressive und regressive Kosten. 
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und die regelmäßige Prüfung auf einwandfreien Zustand, sowie die Kosten der Be-
leuchtung, Verkehrsführung und generellen Informationsbereitstellung; außerdem zu 
nennen sind die allgemeinen Verwaltungs- und Personalkosten. Eher variablen Charak-
ter haben die laufenden Kosten für die Instandhaltung und teilweise für die Ersatzinves-
titionen sowie die Kosten für die Betriebsführung, die Stromversorgung, die Fahrplaner-
stellung und Trassenvergabe, die Sicherheitsdienste und die zugspezifischen Verwal-
tungs- und Informationstätigkeiten; ebenfalls variabel sind die Unterbrechungs-, Kapazi-
täts- und Umweltkosten. 

Beeinflusst wird der Anteil der fixen und variablen Kosten von der Wahl der Trennlinie 
zwischen den verschiedenen Investitionsformen und der Instandhaltung sowie von der 
Einstufung der Instandhaltungskosten als Kapital- oder Betriebskosten. Verschiedene 
Kostenarten können zudem entweder als variable oder intervallfixe Kosten angesehen 
werden, wie z.B. die Kapitalkosten in Bezug auf die Gleisanzahl und bestimmte Perso-
nalkosten. Außerdem sind einige variable Kosten der Infrastrukturnutzung eindeutig mit 
der Verkehrsabwicklung verknüpft (Gleiskörper), während andere nur indirekt mit der 
Nutzungsintensität variieren (Brücken, Tunnel, Bahnsteige, Schutzbauten). Von Rele-
vanz kann ferner sein, ob eine Outputzu- oder -abnahme vorliegt. Schließlich existieren 
auch gemischte Kostenarten mit einem fixem Sockelbetrag bei gleichzeitiger teilweiser 
Abhängigkeit vom Beschäftigungsgrad. 

Maßgeblich für eine Einstufung als fixe oder variable Kosten ist jedoch vor allem die 
Wahl des Betrachtungszeitraums. Als lange Frist anzusehen ist die Zeitspanne, die für 
eine effiziente Anpassung auch der sonst fixen Produktionsfaktoren an die Veränderun-
gen der Outputmenge notwendig ist. Damit sind dann alle anfallenden Kosten mit Aus-
nahme der versunkenen Kosten variabel; in der anglo-amerikanischen Literatur wird in 
diesem Zusammenhang auch von vermeidbaren Kosten (avoidable oder escapable 
costs) gesprochen. Unter diesen Voraussetzungen kann bei häufig wechselnden Out-
putkonstellationen jedoch nie eine kostenminimale Kombination der Produktionsfakto-
ren realisiert werden. Legt man hingegen eine sehr kurze Frist zugrunde, so haben alle 
Kosten außer dem Verschleiß und dem Stromverbrauch Fixkostencharakter. Eine 
brauchbare Konvention für den Eisenbahninfrastruktursektor könnte die Wahl eines Ein-
jahreszeitraums (Fahrplanperiode) sein. 

Entscheidend für die Aufteilung in fixe und variable Kosten sind ferner der betrachtete 
Verantwortungsbereich, die Art der Leistung (Erbringung einer verkehrsbezogenen 
Dienstleistung oder Bereitstellung eines Infrastrukturelements) sowie die Verkehrsent-
wicklung, die Kapazitätsauslastung, der Qualitätsstandard und das Niveau der Dienst-
bereitstellung. So dürften in Bezug auf die Aufrechterhaltung eines Minimalstandards 
der Infrastruktur meistens Fixkosten vorliegen; falls bei einer stärkeren Nutzung höhere 
Qualitätsanforderungen zum Tragen kommen, nehmen die Kosten vorrangig variablen 
Charakter an. 
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Tabelle 1: Anteil der variablen Kosten an den Gesamtkosten bei Veränderung 
der Verkehrsleistung 

Infrastrukturelement variable Kosten bezüglich  
der Verkehrsleistung (in %) 

Schienenweg 

• Instandhaltung 

• Erneuerung 
- Gleise 
- Schwellen 
- Schotter 
- Weichen u. Bahnübergänge 

 
30 
 

95 
25 
30 
25 

Kunstbauten 10 

Signalanlagen 

• Instandhaltung 

• Erneuerung 

 
5 
0 

Anlagen zur Stromversorgung 

• Instandhaltung 

• Erneuerung 

 
10 

35-41 

Quelle: Booz, Allen and Hamilton (1999). 

Zur Abschätzung des genauen Anteils der fixen und variablen Kosten kann auf ökono-
metrische Kostenstudien, Ingenieurmethoden, Expertenschätzungen, die interne Zu-
ordnungspraxis der Eisenbahninfrastrukturbetreiber und spezielle Vereinbarungen zur 
Einstufung bestimmter Kostenarten zurückgegriffen werden. Nach verschiedenen 
Schätzungen beläuft sich der Anteil der variablen Kosten der Instandhaltung und Er-
neuerung der Eisenbahninfrastruktur an den Gesamtkosten auf 10 bis 30 %. Diesbe-
zügliche Daten liefern mehrere im Vereinigten Königreich nach der Top-Down-Methode 
durchgeführte Ingenieurstudien zur Kostenermittlung und -zuweisung. Nach einer der 
Studien sind ca. 30 % der gesamten Instandhaltungs- und Erneuerungskosten variabel, 
hinsichtlich der verschiedenen Aktivitätsbereiche bzw. Anlagenelemente gibt es jedoch 
eine erhebliche Schwankungsbreite.35 Eine andere Schätzung weist einen Durch-
schnittswert von 20 % aus, wobei auch hier eine differenzierte Betrachtung nötig ist 
(Schienenweg 78 %, Kunstbauten 12 %, Signalanlagen und Elektrifizierung 5 %). Ende 
der 1990er Jahre sah Railtrack ca. 10 bis 15 % der Kosten als variabel an, während die 
Deutsche Bahn AG mit 15 bis 20 % kalkulierte.36 

                                                 

 35 Vgl. Tabelle 1. 
 36 Vgl. Link/Maibach (1999: 15f.) und Railtrack (1999). 
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2.2.4 Differenzierung nach der Zurechenbarkeit zu Bezugsgrößen 

Im Hinblick auf eine verursachungsgerechte Zurechenbarkeit auf bestimmte Verrech-
nungseinheiten, wie z.B. Kostenstellen und -träger, Kunden, Perioden oder räumliche 
Gebiete, wird nach Einzelkosten, Verbundkosten und Gemeinkosten unterschieden. Im 
Hinblick auf die Diskussion der für die Kostenzurechnung maßgeblichen Kostenkonzep-
te ist eine entsprechende Differenzierung sowohl für die Fully Distributed Costs als 
auch für die Grenzkosten, die inkrementellen Kosten und die Bestimmung von kosten-
deckenden Zuschlägen sowie für das Konzept der Kosten der effizienten Leistungsbe-
reitstellung von grundlegender Bedeutung.37 

In Bezug auf bestimmte Produkte, Leistungen oder Aufträge stellen (produktspezifi-
sche) Einzelkosten (product-related, individual, separable oder direct costs) alle diejeni-
gen Kosten dar, die sich direkt diesen Objekten zuordnen lassen. Gemein- und Ver-
bundkosten sind hingegen nicht oder nur bedingt zurechenbar, da sie für eine größere 
Gesamtheit anfallen. Verbundkosten (joint oder common costs) entstehen gleichzeitig 
für mehrere Leistungen oder eine Gütergruppe (z.B. Kuppelproduktion) und können 
diesen nur zusammen zugeteilt werden. (Unternehmensspezifische) Gemeinkosten (o-
verhead, common oder non-separable costs) sind nur dem Gesamtunternehmen zure-
chenbar. Unechte Gemeinkosten können eigentlich den betrieblichen Leistungen direkt 
als Einzelkosten zugerechnet werden, aus Wirtschaftlichkeits- und Vereinfachungs-
gründen wird auf eine gesonderte Erfassung und Zuordnung jedoch verzichtet. Bei 
Schein-Einzelkosten ist lediglich die Mengenkomponente zurechenbar, die Kosten 
müssten bei einer detaillierten Analyse jedoch nicht als Einzelkosten, sondern als Ge-
meinkosten eingestuft werden. 

Allerdings ist die Klassifizierung in erheblichem Maße von der Wahl der Bezugsgröße 
oder -ebene abhängig. Entscheidend ist deshalb eine Beurteilung im Hinblick auf expli-
zit angegebene Bezugsgrößen; man spricht dann von relativen Einzel- oder Gemein-
kosten. In der bisherigen Betrachtung wurden Vorgänge bzw. Objekte in Form unter-
nehmerischer Aktivitäten oder Erzeugnisse, d.h. Kostenträger, wie Produkte oder Leis-
tungen, Gütergruppen und -bereiche oder das Produktionsprogramm, als Bezugsobjek-
te gewählt; damit liegen Kostenträgereinzel- bzw. -gemeinkosten vor. Geht man von 
anderen Bezugsgrößen oder Verrechnungseinheiten (Zeiträume, Kostenstellen, Spar-
ten) aus, so werden die Begriffe Periodeneinzel- bzw. -gemeinkosten, Kostenstellenein-
zel- bzw. -gemeinkosten oder Sparteneinzel- bzw. -gemeinkosten verwendet. 

Eindeutig einem Produkt bzw. einer Leistung (Zugfahrt, Trasse) oder einem Nutzer zu-
rechenbare Einzelkosten sind im Eisenbahninfrastrukturbereich kaum verbreitet; Schät-
zungen belaufen sich auf knapp 10 %.38 Als Einzelkosten einzustufen sind die Kosten 
des leistungsbedingten Verschleißes, die als unechte Gemeinkosten verrechnet wer-

                                                 

 37 Vgl. hierzu die Abschnitte 2.3.2 bis 2.3.6. 
 38 Vgl. ORR (1994: 7ff.) und ORR (2000: 15ff.). 
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den, die Betriebsführungskosten – sofern zu bestimmten Zeiten nur ein Zug verkehrt –, 
die Kosten der Stromversorgung, die Unterbrechungskosten und mit Einschränkungen 
die Knappheitskosten. Im Eisenbahnsektor weit verbreitet sind Gemein- und Verbund-
kosten, die angesichts der Größen- und Verbundvorteile vor allem im Infrastrukturbe-
reich mit über 90 % sehr hoch sind. Gemeinkosten fallen generell für die Unterneh-
menstätigkeit oder für den gesamten abgewickelten Verkehr an. Da darüber hinaus ein 
Großteil der Kosten für die Bereitstellung und den Betrieb der Eisenbahninfrastruktur 
sowie für die zugehörigen Dienste häufig nur bestimmten Verkehrsarten (Personen-
nah-, Personenfern- und Güterverkehr), Verkehren mit speziellen Anforderungen (z.B. 
aufgrund des Zuggewichts) oder nur den jeweiligen Strecken, Anlagen oder Teilnetzen 
zugerechnet werden kann, gibt es auch zahlreiche Verbundkosten. Eine direkte Zuord-
nung auf einzelne Nutzer, Zugfahrten oder Trassen ist in den meisten Fällen unmöglich. 

Einzelkosten sind im Allgemeinen variabel, sie können unter bestimmten Umständen 
aber auch fixen Charakter haben, wie z.B. die Kapitalkosten spezifischer Infrastrukturen 
oder anderer Gebrauchsgüter. Gemein- oder Verbundkosten können vor allem bei einer 
Kuppelproduktion variabel (Instandhaltung, Betriebsführung) sein; eine Gleichsetzung 
von Gemein- und Fixkosten ist gerade für den Eisenbahninfrastruktursektor unzulässig. 
Fixkosten sind zwar fast immer Gemeinkosten, variable Kosten können jedoch Einzel-, 
Verbund- oder Gemeinkosten sein. 

Im Hinblick auf eine Einordnung als Einzel- bzw. Gemeinkosten ergibt sich für die Ei-
senbahninfrastruktur eine Problemvereinfachung durch die Wahl verschiedener Zu-
rechnungsgrößen. Ziel ist eine möglichst genaue Zuordnung der Kosten der Inan-
spruchnahme der Infrastrukturelemente im Rahmen einer relativen Einzelkostenrech-
nung. Ausgangspunkt ist die Separierung verschiedener Infrastrukturelemente und ein-
zelner Infrastrukturleistungen. Bei der stufenweisen Zuordnung werden die Leistungen 
in einem ersten Verfahrensschritt aufsteigend auf verschiedenen Hierarchieebenen zu 
Leistungsgruppen, Segmenten oder Geschäftsfeldern zusammengefasst (Bottom-up-
Verfahren). Anschließend ordnet man die zumeist aggregiert vorliegenden Gesamtkos-
ten in absteigender Reihenfolge einer bestimmten Ebene zu, wenn sie der nächst tiefe-
ren Ebene nicht mehr eindeutig als Einzelkosten eines Segments, einer Gruppe oder 
einer Leistung zuzurechnen sind (Top-down-Ansatz). Auf diese Weise erfolgt eine Auf-
teilung der Gesamtkosten in die Gemeinkosten des Unternehmens bzw. des Infrastruk-
turbereichs (oberste Ebene), verschiedene Formen der Verbundkosten (mittlere Ebe-
nen) und die leistungsspezifischen Einzelkosten (unterste Ebene). Außerdem kann ü-
berprüft werden, ob auf sämtlichen Ebenen alle Elemente die jeweiligen inkrementellen 
Kosten39 decken. Abschließend ist allerdings eine Zuweisung der auf den höheren E-
benen angefallenen Gemein- und Verbundkosten auf die einzelnen Leistungen vorzu-
nehmen.40 

                                                 

 39 Zu den inkrementellen Kosten vgl. Abschnitt 2.3.4. 
 40 Vgl. hierzu auch die Abschnitte 2.3.2 und 2.3.5.2. 
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Im Eisenbahnsektor können im Hinblick auf die Zuweisung der Gemeinkosten für die 
Bereitstellung der Infrastruktur und die Betriebsführung folgende Ebenen identifiziert 
werden: 

• die einzelnen Trassen auf einer Strecke oder die von einzelnen Zügen bean-
spruchten Infrastrukturen und Leistungen; 

• die von bestimmten Verkehrsarten und Sonderverkehren auf einer Strecke ge-
nutzten Trassen bzw. die von diesen genutzten spezifischen Serviceeinrichtun-
gen; 

• die Einzelstrecken oder die jeweiligen Serviceeinrichtungen; 

• die separaten Teilnetze oder geografischen Regionen; 

• das Gesamtnetz. 

Die einer speziellen Infrastruktur oder Leistung zurechenbaren Einzelkosten sind dann 
die eher geringen Kosten für die Abnutzung und die Stromversorgung. In Bezug auf ei-
ne bestimmte Verkehrsart können die Kosten für die Nutzung durch diesen Verkehr, die 
spezielle Trassierung, besondere Einrichtungen, die Änderungen am Bahnkörper, eige-
ne Bahnhofsanlagen und besondere Zugbildungssysteme genannt werden. Strecken- 
und anlagenspezifisch sind die Kosten für den Bau bzw. Ausbau der jeweiligen Infra-
strukturelemente (Gleise, zugehörige Infrastruktur, von allen oder mehreren Verkehren 
genutzte Einrichtungen, Signalanlagen, Brücken, Tunnel) sowie für die Instandhaltung 
und den Betrieb. Schwierigkeiten könnten jedoch im Zusammenhang mit der Berück-
sichtigung von Nachfrageinterdependenzen zwischen verschiedenen Strecken und 
Teilnetzen (Zubringerverkehr, streckenübergreifender Verkehr) entstehen. Einem Teil-
netz müssen die Kosten für alle nicht nur streckenbezogen genutzten Schienenwegeinf-
rastrukturen und Serviceeinrichtungen (Stellwerke, Bahnhöfe) zugeordnet werden. Auf 
der Ebene des Gesamtnetzes fallen z.B. Kosten für die Erforschung und technologische 
Entwicklung der Infrastrukturkomponenten an.41 

2.2.5 Abgrenzung von privaten und externen Kosten 

Im Verkehrs- und speziell im Eisenbahnwesen erscheint es zielführend, in einer ge-
samtwirtschaftlichen Betrachtung die sozialen bzw. volkswirtschaftlichen Kosten oder 
Nutzen (Erträge) zu betrachten und dabei zwischen internen (privaten) und externen 
Kosten oder Nutzen (technologische externe Effekte, Externalitäten) zu unterscheiden. 
Interne Kosten werden von ihrem Verursacher getragen. Hierzu zählen im Eisenbahn-
wesen die Kapazitäts- und Betriebskosten der Infrastrukturbereitstellung und der Ver-

                                                 

 41 Vgl. Berndt (2003: 102ff.). 
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kehrsleistungsproduktion, die Knappheitskosten sowie zum Teil die Unterbrechungs-, 
Stau- und Unfallkosten. Als externe Kosten der Erbringung von Verkehrsdiensten anzu-
führen sind die Kosten von Umweltbelastungen, die nicht internalisierten Unterbre-
chungs-, Stau- und Unfallkosten sowie in Bezug auf die Verkehrsinfrastruktur die Kos-
ten von Trennwirkungen, der Bodenversiegelung und des Landschaftsverbrauchs. 

Mangelnde Handlungs-, Nutzungs- und Eigentumsrechte haben zur Folge, dass exter-
ne Effekte als außermarktmäßige Interdependenzen zwischen den ökonomischen Akti-
vitäten (Konsum, Produktion) von Entscheidungseinheiten (Haushalte, Unternehmen) 
weder über einen Marktpreis noch über die angebotenen oder nachgefragten Mengen, 
sondern direkt über die Nutzen- bzw. Produktionsfunktion auf den Nutzen bzw. den 
Output Dritter wirken. Das Versagen des Markt- und Preismechanismus impliziert, dass 
sich private Kosten und soziale Kosten unterscheiden, da sich die Auswirkungen auf 
andere Individuen beim Verursacher nicht in seiner Kosten- bzw. Ertragsrechnung wi-
derspiegeln. Der Urheber des externen Effekts zahlt entweder nicht für alle von ihm 
verursachten Kosten, oder er wird nicht für alle von ihm erzeugten Vorteile kompensiert. 
Die zusätzlichen Kosten bzw. Nutzen werden von Dritten oder der Allgemeinheit ohne 
deren Einwilligung und ohne Kompensation getragen bzw. kommen ihnen unentgeltlich 
zugute. Das Verhältnis der Marktpreise entspricht dann nicht mehr dem der sozialen 
Grenzkosten; die einzelwirtschaftlich optimalen Mengen sind aus gesamtwirtschaftlicher 
Sicht nicht mehr allokativ effizient. Aus diesem Grund bietet sich als ein ökonomischer 
Korrekturmechanismus die Option an, auch die von den Verkehrssektoren verursachten 
externen Kosten bzw. Nutzen in die Nutzungsentgelte oder in andere Abgaben einzu-
beziehen (Pigou-Steuer). 

Bekannte Schwierigkeiten bei der Berücksichtigung externer Effekte in einem Preissys-
tem sind die Identifikation der Schäden und ihrer Verursacher (Eisenbahninfrastruktur- 
oder -verkehrsunternehmen, bestimmter Zug), die Spezifizierung der Wirkungskette und 
der Folgen, die Zuordnung der Schäden zu den Aktivitätsbereichen, die Zurechnung in 
zeitlicher, räumlicher und individueller Hinsicht, die Monetarisierung mittels einer Be-
wertungsmethodik, die Kostenanlastung und die Implementierbarkeit.42 Außerdem er-
folgt eine Internalisierung der externen Effekte zum Teil bereits durch andere Abgaben, 
wie die Mineralölsteuer oder die Versicherungsbeiträge. Zu klären ist schließlich die 
Frage nach dem Nutznießer bzw. Lastträger einer Entgeltänderung (Staat, Eisenbahn-
infrastrukturunternehmen). 

                                                 

 42 Spezifische Umsetzungsprobleme bereiten die Veränderlichkeit von Preisen, Nachfragemengen und 
Elastizitäten sowie ggf. die geringe Akzeptanz zusätzlicher Entgeltbestandteile. 
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2.3 Kostenkonzepte im Rahmen des Systems der Kostenzurechnung 

2.3.1 Kostenrechnerische Grundlagen 

2.3.1.1 Kostenstellen- und Kostenträgerrechnung im System der Voll- und Teilkosten-
rechnung  

Im Kostenrechnungssystem schließen sich an die Kostenartenrechnung die Kostenstel-
lenrechnung und die Kostenträgerrechnung an.43 Hauptanliegen der beiden Verfahren 
ist die Identifizierung der Ursachenverkettung zwischen der Entstehung von Kosten und 
Leistungen sowie der Auswirkungen der Gütererzeugung auf die Kosten (Kostenverur-
sacher oder -treiber). Daraus resultiert auch das Ziel, die im Leistungserstellungspro-
zess entstehenden Kosten möglichst verursachungsgerecht zuzuordnen, um eine be-
lastbare Grundlage für die Preiskalkulation und die Erfolgsrechnung zu schaffen.44 

Als Kostenstellen anzusehen sind räumlich, funktionell, organisatorisch, nach Verant-
wortungsbereichen oder nach anderen Kriterien (z.B. kostenträgerrelevante und ab-
rechnungs- bzw. leistungstechnische Gesichtspunkte) klar voneinander abgegrenzte 
Teilbereiche eines Unternehmens, für die die von ihnen verursachten Kosten separat 
erfasst und ausgewiesen sowie ggf. auch geplant und kontrolliert werden. Zwischen 
den Kosten und den erbrachten Leistungen sollte eine eindeutige Beziehung bestehen; 
eine Kostenstelle entspricht deshalb idealerweise einem Leistungserstellungsprozess. 
Innerhalb der Kostenstellen können aber ggf. einzelne Abrechnungsbereiche (Kosten-
plätze) eingerichtet werden, falls die Kostenstelle mehrere Leistungsstellen umfasst 
bzw. dort verschiedene Leistungsarten erbracht werden. Die in jeder Kostenstelle anfal-
lenden Kosten sind auf die in ihrem Verantwortungsbereich erstellten Leistungen zu be-
ziehen und danach auf die Leistungsempfänger, d.h. die anderen Kostenstellen (Vor-
kostenstellen) oder die Kostenträger (Endkostenstellen), weiterzuverrechnen. Als Kos-
tenträger gelten die Kalkulationsobjekte oder die Bezugsgrößen (eigentliche Produkt- 
oder Leistungseinheiten; Gütervarianten, -gruppen und -sparten), denen die Kosten zu-
geschlagen werden. Im Eisenbahnsektor sind dies z.B. eine bestimmte Dienstleistung, 
die Strecke bzw. der Streckenabschnitt oder eine Trasse, eine andere Infrastrukturan-
lage, der Zug, die Lokomotive oder ein Waggon. 

In der traditionellen Vollkostenrechnung wird eine anteilige Zurechnung der Gesamt-
summe aller angefallenen Kosten, d.h. sowohl der Einzel- wie auch der Gemeinkosten, 
auf die Kostenträger und deren Einheiten mit dem Ziel vorgenommen, das Produktions- 
und Absatzprogramm zu bestimmen, die Preise zu kalkulieren und eine Periodener-

                                                 

 43 Zur Kostenstellen- und Kostenträgerrechnung vgl. z.B. Hummel/Männel (1990: 189ff., 253ff.) und 
Coenenberg (1997: 74ff., 91ff., 114ff.). 

 44 Vgl. Abbildung 1. 
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folgsrechnung durchzuführen. Die Vollkostenrechnung kann dabei sowohl auf der Basis 
der Istkosten als auch im Rahmen einer Planungsrechnung aufgrund von Plankosten 
umgesetzt werden (starre Ist- und Plankostenrechnung). Die modifizierte Vollkosten-
rechnung beinhaltet zusätzlich eine Kostenauflösung in fixe und variable Kosten (flexib-
le Ist- und Plankostenrechnung). 

Die in der Kostenartenrechnung erfassten Kostenträgereinzelkosten können dabei di-
rekt in die Kostenträgerrechnung überführt werden. Im Rahmen der Kostenstellenrech-
nung werden die in der Kostenartenrechnung identifizierten Kostenträgergemeinkosten 
auf die erstellten Kostenträger weiterverteilt, indem geklärt wird, an welchen Stellen im 
Unternehmen die Kosten entstanden sind. Dazu sind diese Kosten nach Haupt- und 
Hilfskostenstellen differenziert zu erfassen und vollständig auf diejenigen Endkosten-
stellen (Haupt- und Nebenkostenstellen) zu verrechnen, die unmittelbar an der Erstel-
lung der Leistungen mitwirken. Während die in diesem Zusammenhang angewendete 
Primärkostenverrechnung die Kostenstelleneinzelkosten bestimmt und die Kostenstel-
lengemeinkosten zuschlüsselt, verteilt die sich anschließende Sekundärkostenverrech-
nung die Kosten der innerbetrieblichen Leistungen (innerbetriebliche Leistungsverrech-
nung). Die Gemeinkosten sind auf beiden Stufen mittels Bezugsgrößen auf die Kosten-
stellen umzulegen. 

Im Hinblick auf die Preiskalkulation und die Erfolgsrechnung wird in der Kostenträger-
rechnung eine Weiterwälzung der Kostenstelleneinzelkosten und der geschlüsselten 
Kostenstellengemeinkosten auf die Kostenträger vorgenommen; sie sind zu den aus 
der Kostenartenrechnung stammenden Kostenträgereinzelkosten zu addieren. Die Kos-
tenträgerrechnung lässt sich aufspalten in eine Kostenträgerstückrechnung und eine 
Kostenträgerzeitrechnung. Die Kostenträgerstückrechnung dient der Kalkulation der 
Herstell- und Selbstkosten für jede selbständige Leistungs- bzw. Produkteinheit. Zu die-
sem Zweck werden die Einzelkosten bestimmt und die Gemeinkosten mit Hilfe alterna-
tiver Kalkulationsverfahren verteilt.45 Hieran schließt sich die Kostenträgerzeitrechnung 
an, die unter Einbeziehung der Erlöse bzw. Erträge zur Betriebsergebnisrechnung über-
leitet, mit deren Hilfe der Erfolg für eine bestimmte Periode ermittelt wird.46 

Nachteile der Vollkostenrechnung bestehen in der ausschließlichen Berücksichtigung 
von Kostenstellen und -trägern, der vielstufigen Gemeinkostenschlüsselung und der 
Vernachlässigung von Engpasssituationen. Im Gegensatz zur Vollkostenrechnung wer-
den deshalb in der Teilkostenrechnung (Deckungsbeitragsrechnung) nur die direkt zu-
rechenbaren Einzelkosten der gesamten Ist- oder Plankosten auf die Kostenträger ver-
teilt; die Gemeinkosten verbleiben bei den Kostenstellen und belasten die Produkte 
bzw. Leistungen zusammen. Eine Zuordnung der Kosten zu einem Kostenträger erfolgt 
nur dann, falls diese nicht angefallen wären, wenn das Objekt nicht existent gewesen 
wäre. 

                                                 

 45 Bekannte Kalkulationsverfahren sind die ein- und mehrstufige Divisionskalkulation, die Zuschlagskal-
kulation und die Äquivalenzziffernkalkulation. 

 46 Vgl. hierzu auch Abbildung 1. 
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Abbildung 1: Grundaufbau der Kostenrechnung 
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Quelle: Weber (1993: 63). 

Alternativ oder ergänzend kann eine Teilkostenrechnung auch auf einer Separierung 
von fixen und variablen Kosten sowie auf einer Zurechnung von Grenzkosten basieren. 
Direkt zugerechnet werden nur die variablen Einzelkosten, die variablen Gemeinkosten 
müssen zugeschlüsselt werden. Die fixen Einzel- und Gemeinkosten führt man hinge-
gen als Periodenkosten mit. Ziele der Teilkostenrechnung sind die Überprüfung von 
Anpassungsentscheidungen bei gegebenen Kapazitäten, die in Form einer Variation 
der Leistungsmenge bzw. -zusammenstellung, einer Preisänderung oder der Auswahl 
eines neuen Produktionsverfahrens erfolgen, sowie die Fundierung der Periodener-
folgsrechnung und der Wirtschaftlichkeitskontrolle. 

Als Ausprägungen der Teilkostenrechnung47 gelten 

• das Direct Costing,48 die Grenzplankostenrechnung sowie die Differenz- und 
Blockkostenrechnung; ihnen ist gemein, dass sie eine Aufspaltung in fixe und 

                                                 

 47 Vgl. Hummel/Männel (1990b: 39ff.) und Coenenberg (1997: 245ff.). 
 48 Auch als Direktkostenrechnung, Grenzkostenrechnung, Proportionalkostenrechnung oder Variable 

Costing bezeichnet. 
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variable Kosten vornehmen, Deckungsbeiträge als Differenz zwischen den Erlö-
sen und den variablen Kosten ermitteln und die Fixkosten separat in die kurzfris-
tige Erfolgsrechnung übernehmen; 

• die stufenweise Fixkostendeckungsrechnung, die zusätzlich eine Analyse der 
Fixkostenschichtung bzw. der Zurechenbarkeit der Fixkosten auf die Kostenträ-
ger durchführt; dabei wird unterschieden nach einzelnen Leistungen, Leistungs-
gruppen oder -sparten, Kostenstellen, Betriebsbereichen, Unternehmen, Kun-
den und Aufträgen; 

• die relative Deckungsbeitrags- und Einzelkostenrechnung; zentrales Merkmal ist 
die multidimensionale Erfassung aller Kosten, die mit Auszahlungen verbunden 
sind, als Einzelkosten auf unterschiedlichen Bezugsgrößenhierarchien; ergän-
zend hierzu werden Auswertungsrechnungen durchgeführt. 

Im Rahmen einer teilkostenbezogenen Kostenstellenrechnung werden die Kostenträ-
gergemeinkosten mittels Kostenauflösung in fixe und variable Bestandteile zerlegt. Die 
variablen Kostenträgergemeinkosten erfasst man möglichst vollständig als Kostenstel-
leneinzelkosten, ggf. müssen sie aber auch den Kostenstellen zugeschlüsselt werden. 
Die fixen Kostenträgergemeinkosten werden mitgeführt und stellenbezogen erfasst, 
sind aber allein für die Periode entscheidungsirrelevant und gehen nicht in die Kalkula-
tion, sondern nur in das Betriebsergebnis ein. Die Zuschlagssätze werden also aus-
schließlich auf der Basis der variablen Gemeinkosten gebildet. Die Kostenträgerstück-
rechnung wendet für die Verrechnung der variablen Gemeinkosten ebenfalls Verfahren 
der Divisions- und Zuschlagskalkulation an; auf eine Proportionalisierung der Fixkosten 
wird wiederum verzichtet. 

2.3.1.2 Prinzipien der Kostenzurechnung 

Die Kostenzurechnungsprinzipien49 regeln die Verteilung bzw. Verrechnung von Einzel- 
und Gemeinkosten zwischen den Kostenträgern.50 Die Zuweisung der Einzelkosten er-
folgt über Kostenabbildungs-, die der Gemeinkosten über Kostenanlastungsprinzipien. 
Den Kostenabbildungsprinzipien liegen eindeutig nachweisbare quantitative Zusam-
menhänge zugrunde, während sich die Kostenanlastungsprinzipien nicht auf eine reale 
Kostenbeziehung stützen können. Diese muss künstlich konstruiert werden und ist des-
halb offen für subjektives Ermessen und Plausibilitätsüberlegungen. 

Seine zentrale Ausprägung findet das Kostenabbildungsprinzip im Verursachungsprin-
zip, nach dem der Zusammenhang zwischen Ursache und Wirkung bzw. zwischen Leis-
tung und Kosten entscheidend ist; ihm lassen sich folgende Unterformen zuordnen: 
                                                 

 49 Kostenzurechnungsprinzipien werden auch als Kostenverteilungs- oder -zuordnungsprinzipien be-
zeichnet. 

 50 Zum Folgenden vgl. Brenner (1997: 237ff.). 
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• Das Kausalprinzip beruht auf der Annahme, dass die Kosten durch die betriebli-
che Leistungserstellung hervorgerufen werden. 

• Gemäß dem Kosteneinwirkungsprinzip ist der Güterverzehr der Auslöser für die 
Leistungserstellung. 

• Eine Modifikation des Verursachungsprinzips ist das Identitätsprinzip, nach dem 
die Kosten einer Bezugsgröße zugeordnet werden, wenn sie beide auf eine ge-
meinsame betriebliche Entscheidung über Kosten und Leistungen zurückzufüh-
ren sind; Inputverbrauch und Leistungserstellung sind demnach gekoppelte Wir-
kungen. Dem Marginalprinzip liegt die Prämisse zugrunde, dass dem Bezugsob-
jekt die zusätzlich von ihm ausgelösten Kosten zuzuweisen sind. 

Das Finalprinzip wird zwar auch als Variante des Verursachungsprinzips begriffen, im 
Allgemeinen jedoch als Kostenanlastungsprinzip angesehen; entscheidendes Charakte-
ristikum ist die Analyse einer Mittel-Zweck-Beziehung. Es lassen sich zwei Unterprinzi-
pien anführen, die weiter aufgefächert werden können: 

• Das Veranlassungsprinzip ordnet den Zwecken diejenigen Kosten zu, die von 
ihnen ausgegangen sind. Bei ungleichrangiger Veranlassung wird eine Reihen-
folge für die Zurechnung bestimmt, z.B. nach der historischen Zweckfolge (zeit-
licher Ablauf) oder der sachlichen Rangfolge (Haupt- oder Nebenzweck). Bei 
gleichrangiger Veranlassung maßgeblich sind die Prinzipien der alternativen 
Einzelbereitstellung (Ersparnis bei einer Gemeinschaftsinvestition im Vergleich 
zu Einzelinvestitionen) und der anteiligen Bereitstellung (anteilige Zuordnung zu 
Bezugsgrößen). Das Veranlassungsprinzip ist jedoch für den Eisenbahnsektor 
eher ungebräuchlich. 

• Das Nutzungsprinzip oder Kostenanteilsprinzip ist hingegen im Eisenbahnwesen 
weit verbreitet; die Kostenzuordnung erfolgt dabei nach der anteiligen Nutzung. 
Es kann zum einen als Benutzungsprinzip ausgestaltet sein. Bei gleichrangiger 
Benutzung ist die anteilige Inanspruchnahme aufgrund der Höchstlast (Benut-
zungsspitze eines einzelnen Nutzers), der Spitzenlast (Anteil zum Zeitpunkt der 
höchsten Inanspruchnahme) oder des Durchschnitts entscheidend. Bei un-
gleichrangiger Benutzung erfolgt die Zuordnung nach den Grund- bzw. inkre-
mentellen Kosten oder Restkosten. Alternativ kann das Nettonutzungs- oder 
Tragfähigkeitsprinzip zur Anwendung kommen. Hierbei sind der Nutzen der In-
anspruchnahme und die Belastbarkeit entscheidend; die Kostenverteilung wird 
nach Bruttoerfolg, Gewinn oder Deckungsbeitrag vorgenommen. 



32 Diskussionsbeitrag Nr. 301  

2.3.2 Durchschnittskosten und Fully Distributed Costs 

Im Folgenden sollen nun die bei einer kostenbasierten Entgeltregulierung zur Anwen-
dung kommenden Zurechnungskonzepte näher betrachtet werden. Eine weit verbreitete 
Methodik für die Zurechnung von Gemeinkosten und die darauf beruhende Preisbildung 
ist die Verwendung des Konzeptes der Durchschnittskosten im Einproduktfall oder der 
Fully Distributed Costs bzw. Fully Allocated Costs im Mehrproduktfall. Hiermit verbun-
den ist eine Deckung der einem Bezugsobjekt zugerechneten Kosten durch die Erlöse, 
die es erwirtschaftet. Die Preisbildungsregel wird gelegentlich dahingehend modifiziert, 
dass explizit ein Gewinnzuschlag berücksichtigt wird; staatliche Zuschüsse sind bei der 
Bemessung des Kostenniveaus abzuziehen.51 

Für den Einproduktfall bereitet die Verrechnung der Gemeinkosten keine Schwierigkei-
ten. Die (totalen) Durchschnittskosten (Stückkosten, Einheitskosten) ergeben sich aus 
der Division der Gesamtkosten (und damit auch der Gemeinkosten) durch die relevante 
Leistungseinheit, d.h. im Allgemeinen durch die Outputmenge; denkbar ist allerdings 
auch eine Kalkulation pro Kostenstelle, Produktserie oder Auftrag. In kurzfristiger Be-
trachtung differenziert man ergänzend zwischen durchschnittlichen Fixkosten und 
durchschnittlichen variablen Kosten. Im Einproduktfall sind Durchschnittskostenpreise 
bezüglich der allokativen Effizienz als zweitbeste Alternative nach den Grenzkosten-
preisen anzusehen.52 

Da ein Eisenbahninfrastrukturunternehmen jedoch zahlreiche Trassen, Infrastrukturan-
lagen und zugehörige Leistungen bereitstellt und dabei nach Verkehrsarten, Nachfra-
gergruppen, Streckenkategorien und Zeitlagen unterscheidet, muss die weitere Analyse 
die Existenz mehrerer Güter voraussetzen. Erfolgt bei einem Mehrproduktunternehmen 
die Preisbildung auf der Grundlage der Fully Distributed Costs, so werden zuerst für alle 
Leistungen die Einzelkosten ermittelt. Danach nimmt man eine stufenweise Zurechnung 
der nicht gedeckten Gemein- und Verbundkosten über Kostenzuschläge vor, so dass 
jede Leistung über ihren Preis bzw. den daraus resultierenden Umsatz die Einzelkosten 
und einen Anteil an den spezifischen Verbund- und den Gemeinkosten zu tragen hat. 
Deren Zurechnung geschieht mittels bestimmter Schlüsselgrößen (Bezugsgrößen); in 
Anwendung des Nutzungsprinzips determiniert dann der Anteil des Bezugsobjekts an 
der Schlüsselgröße auch den Anteil an den zuzurechnenden Verbund- bzw. Gemein-
kosten. 

Grundsätzlich unterteilt man die Bezugsgrößen in Mengen- und Wertschlüssel. Die 
Mengenschlüssel lassen sich wiederum untergliedern in Mengen-, Zeit- und physika-
lisch-technische Größen. Im Eisenbahnsektor gebräuchlich sind Outputwerte (con-
sumption-based allocation), wie die Betriebsleistung (Zugkilometer, Fahr- bzw. Nut-

                                                 

 51 Zum Konzept der Fully Distributed Costs vgl. z.B. Braeutigam (1980: 182ff.) und Berg/Tschirhart 
(1988: 91ff.); zur Anwendung im Eisenbahninfrastrukturbereich vgl. Rodi (1996: 103ff.). 

 52 Vgl. dazu auch Abschnitt 2.3.3. 
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zungszeiten) oder die Verkehrsleistung (Brutto- bzw. Nettotonnen- oder -personenkilo-
meter, Achskilometer), aber auch die beanspruchten Trassenkilometer bzw. die Anzahl 
der genutzten Infrastrukturanlagen, zugspezifische Merkmale (Zuglänge, Anzahl der 
Fahrzeuge bzw. der Achsen, Brutto- oder Nettogewicht, Achslast) bzw. bestimmte Be-
triebsbedingungen (Anzahl der Stationshalte) werden herangezogen. Denkbar ist ferner 
die Verwendung der Anzahl der Beschäftigten, der Raumfläche bzw. des Rauminhalts 
oder der installierten Leistung. Gemäß dem Tragfähigkeitsprinzip können auch Wert-
schlüssel genutzt werden, wie die Brutto- oder Nettoerlöse (Deckungsbeiträge), eine 
bestimmte Kostengröße (Einzelkosten) oder der Produktions- und der Vermögenswert. 

Beispielhaft sollen im Folgenden die Formeln für die Bestimmung der Anteile an den 
Bezugsgrößen Output, Erlöse und Einzelkosten vorgestellt werden: 
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 Yi: Output der Güter i = 1, 2, ..., n 
 Ri(Yi): Erlös der Güter i = 1, 2, ..., n 
 PCi(Yi): Einzelkosten der Güter i = 1, 2, ..., n 

Vorteile des Konzeptes der Fully Distributed Costs sind das einfache Berechnungsver-
fahren und die Transparenz (gleicher Gemeinkostenzuschlag pro Einheit für alle Nach-
frager) sowie die Sicherstellung der Kostendeckung und der Eigenwirtschaftlichkeit des 
Netzbetreibers. Schwierigkeiten bereitet die im Rahmen der Vollkostenrechnung willkür-
liche Wahl der Bezugsgröße für die Gemeinkostenschlüsselung, da die Kostenzurech-
nung definitionsgemäß niemals kausalitätsbezogen sein kann. Notwendig ist eine prag-
matische Lösung gemäß dem Benutzungs- oder Tragfähigkeitsprinzip, wobei der Um-
fang der Einwirkung des Güterverzehrs auf das Zurechnungsobjekt eine Rolle spielen 
sollte. Als fragwürdig muss die Bestimmung von Gemeinkostenzuschlägen auf der Ba-
sis von Mengen- und Wertgrößen eingestuft werden, die sich aus einer bestehenden 
(ineffizienten) Entgelt-, Kosten- oder Nachfragestruktur ableiten. Klare Aussagen zu ei-
ner Quersubventionierung zwischen verschiedenen Leistungen oder Unternehmensbe-
reichen sind bei einer Preisbildung auf der Basis solcher Kostenschlüssel nicht möglich. 
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Da beim Konzept der Fully Distributed Costs sämtliche Kosten in einen linearen Nut-
zungspreis einfließen, kommt es im Vergleich zur Grenzkostenpreisbildung auch zu ei-
nem deutlichen Anstieg des Entgeltniveaus und zu einem Rückgang der Nachfrage; 
damit ist keine statische und dynamische allokative Effizienz gegeben. Ebenso redu-
ziert sich der soziale Überschuss in Relation zur Berechnung der Aufschläge gemäß 
der inversen Elastizitätenregel.53 Zudem werden falsche Investitions- und Desinvestiti-
onsentscheidungen ausgelöst, und Qualitätsmerkmale bleiben ggf. unberücksichtigt. 
Außerdem spielen Nachfragecharakteristika keine Rolle. In Verbindung mit dem hohen 
Preisniveau kann dies bewirken, dass auf gering frequentierten Strecken der Betrieb 
eingestellt wird und Verkehrsunternehmen sich vom Markt zurückziehen. Folgewirkun-
gen wären eine Verschlechterung der Erlössituation und der Kapitalrendite des Eisen-
bahninfrastrukturbetreibers sowie durch die Umlage der – teilweise fixen – Gemeinkos-
ten auf eine geringere Kundenzahl ein weiterer Anstieg des Preisniveaus für die ver-
bliebenen Nachfrager. Schließlich findet auch keine fundierte Preisdifferenzierung nach 
räumlichen oder zeitlichen Kriterien statt, womit Anreize zur Änderung des Nachfrager-
verhaltens sowie für Kapazitätsanpassungen (keine Knappheitssignale) und für Innova-
tionen (unzureichende Differenzierung der Deckungsbeiträge) entfallen. 

2.3.3 Grenzkosten 

2.3.3.1 Definition und gesamtwirtschaftliche Effizienz 

Als vorzugswürdige Alternative zu den Fully Distributed Costs wird für die Bildung von 
Infrastrukturnutzungsentgelten oftmals das Konzept der Grenzkostenpreisbildung emp-
fohlen. Grenzkosten sind definiert als die Änderung der Gesamtkosten bei einer infinite-
simal kleinen Änderung einer unabhängigen Variable, d.h. im Allgemeinen einer margi-
nalen Änderung des Outputs eines Gutes, bei Konstanz der Ausbringungsmengen aller 
anderen Güter. Im mathematischen Sinne stellen Grenzkosten also die erste partielle 
Ableitung der Gesamtkostenfunktion nach der entsprechenden exogenen Variable 
dar.54 Sofern man von linearen Gesamtkostenverläufen und einem kurzfristig unverän-
derlichen Kapazitätsumfang ausgeht, liegen konstante Grenzkosten vor, die den variab-
len Durchschnittskosten entsprechen. 
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 MCi(Y): Grenzkostenfunktion 
 C(Y): Gesamtkostenfunktion 
 Y: Gesamtoutputvektor 
                                                 

 53 Vgl. Abschnitt 2.3.5.2. 
 54 Vgl. Gleichung 2-4. 
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In volkswirtschaftlicher Betrachtung wird ein System von Grenzkostenpreisen als er-
strebenswert angesehen, da es unabhängig von der Marktstruktur sowie von der Pro-
duktions- und Kostenfunktion die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt maximiert, eine opti-
male Produktions- und Konsumstruktur realisiert und somit als allokativ effizient einzu-
stufen ist.55 

Ausgangspunkt für die Ableitung allokativ effizienter Preise ist die Formulierung einer 
gesellschaftlichen Wohlfahrtsfunktion als staatliche Präferenzfunktion. Eine optimale Al-
lokation der Produktionsfaktoren und der Outputs wird dabei über das Kriterium der Pa-
reto-Optimalität definiert (paretianisches Optimum), das durch verschiedene Renten-
konzepte, wie die Marshall’sche Konsumentenrente sowie die Hicks’sche Compensa-
ting Variation oder Equivalent Variation, operationalisierbar gemacht wird. Im Allgemei-
nen wird aus Gründen der Praktikabilität auf die Konsumentenrente (Nettonutzen, Diffe-
renz zwischen gesamter Zahlungsbereitschaft und Konsumausgaben) zurückgegriffen, 
obwohl auch sie einige methodische Defizite aufweist.56 

Die Optimierung der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt, auch sozialer Nettonutzen oder 
Nutzen-Kosten-Differenz genannt, ist dann gleichbedeutend mit der Maximierung des 
sozialen Überschusses W, d.h. der Summe aus der Konsumentenrente KR und der 
Produzentenrente π (Bruttogewinn): 
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 Pi(Yi): inverse Nachfragefunktionen 

Die Bedingungen erster Ordnung sind also nach Gleichung (2-6) genau dann erfüllt, 
wenn alle Preise den jeweiligen Grenzkosten entsprechen. Darüber hinaus lässt sich 
unter bestimmten Annahmen zeigen, dass im gesamtwirtschaftlichen Optimum das 
Verhältnis der Outputpreise nicht nur gleich der Relation der jeweiligen Grenzkosten ist, 
sondern auch mit dem Verhältnis der jeweiligen Grenznutzen übereinstimmt (Grenzrate 
der Substitution = Grenzrate der Transformation). Der soziale Grenznutzen der letzten 
konsumierten Outputeinheit fällt mit den sozialen Grenzkosten der letzten produzierten 
Outputeinheit zusammen. Im speziellen Fall der Bereitstellung und der Nutzung der Ei-
senbahninfrastruktur impliziert dies, dass ein über den Grenzkosten angesiedeltes Inf-
rastrukturentgelt die Erstellung von Verkehrsdiensten verhindert, obwohl die Zahlungs-

                                                 

 55 Zur Bildung von Eisenbahninfrastrukturentgelten auf Grenzkostenbasis vgl. z.B. Aberle/Weber (1987: 
56ff.), Rodi (1996: 90ff.), NERA u.a. (1998: 23ff., 63ff.) und Müller (2006: 27ff.). 

 56 Zu nennen sind z.B. die Vernachlässigung von Einkommenseffekten und die fehlende Eindeutigkeit 
bei von Null verschiedenen Kreuzpreiselastizitäten der Nachfrage (Abhängigkeit vom Integrationspfad 
bzw. von der Reihenfolge der Preisänderungen); Kreuzpreiselastizitäten werden deshalb im Weiteren 
nicht berücksichtigt. 
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bereitschaft des Eisenbahnverkehrsunternehmens größer ist als die zusätzlichen Pro-
duktionskosten. Liegen die Entgelte unter den Grenzkosten, werden Dienste angebo-
ten, obwohl der Nutzenzuwachs geringer ist als die damit verbundenen Grenzkosten. 
Bei Grenzkostenpreisen werden alle Eisenbahnverkehre offeriert, bei denen die Zah-
lungsbereitschaft gleich oder größer den Grenzkosten ist. Es findet eine gesamtwirt-
schaftlich optimale Zahl an Verkehren statt, und die Eisenbahninfrastruktur wird effizient 
genutzt. 

Zudem kann mit der Setzung von Grenzkostenpreisen den Anforderungen des Verur-
sachungs- und speziell des Marginalprinzips Rechnung getragen werden. Auch in be-
trieblicher Hinsicht sind die Grenzkosten von wesentlicher Bedeutung, da sie ein maß-
gebliches Kriterium für das unternehmerische Entscheidungskalkül in Bezug auf die 
Herstellung eines Gutes darstellen. Ein Unternehmen wird ein Produkt nur anbieten, 
wenn zumindest die Grenzkosten gedeckt sind (kurzfristige Preisuntergrenze). 

2.3.3.2 Probleme der Anwendbarkeit im Eisenbahninfrastruktursektor 

Die Anwendbarkeit des Grenzkostenpreisprinzips ist allerdings mit einigen Einschrän-
kungen verknüpft, die insbesondere im Eisenbahninfrastruktursektor von Bedeutung 
sind. Zum einen sind der Ansatz der Wohlfahrtsmaximierung und die in diesem Kontext 
formulierten Annahmen grundsätzlich zu hinterfragen. Können ferner Kreuzpreiselastizi-
täten nicht vernachlässigt werden, da Interdependenzen mit anderen Märkten (z.B. mit 
substitutiven oder komplementären Verkehrsträgern) bestehen, so sind Grenzkosten-
preise nur wohlfahrtsoptimal, wenn sie auch dort realisiert werden. 

Weiterhin müssen Konventionen zur genauen definitorischen Abgrenzung und zur Mes-
sung des Outputs bzw. der Leistung vereinbart werden. Zudem ist gerade im Eisen-
bahninfrastruktursektor das Konzept der Grenzkosten nur schwer verwendbar, da der 
Umfang der bereitgestellten Trassen und der darauf erbrachten Verkehrsleistungen 
nicht beliebig variierbar ist. Wegen der bestehenden Unteilbarkeiten können Input- und 
Outputanpassungen lediglich diskretionär bzw. inkrementell erfolgen. Eine Erweiterung 
der Schienenwegekapazität ist z.B. über den Bau eines zusätzlichen Gleises möglich; 
allerdings sind auch der Bau von Ausweichstellen, die Verbesserung der Streckenfüh-
rung und -qualität, die Optimierung der Verkehrssteuerung, der Einsatz der Signaltech-
nik, die Verringerung der Zugfolge und eine Verkehrsentmischung denkbar. Eine Ver-
größerung der Outputmenge kann mittels eines zusätzlichen Zuges oder Wagens, län-
gerer oder zusätzlicher Züge, einer Ausdehnung der Transportweite sowie über eine 
Erhöhung des Gewichts oder der Geschwindigkeit erfolgen. 

Eine Anwendung des Grenzkostenkonzeptes bedingt auch, dass vorher die Kostenar-
ten und vor allem die variablen Kostenelemente identifiziert und die Variabilitätsgrade 
der Kosten bestimmt werden. Da variable Verbund- oder Gemeinkosten bei der Ermitt-
lung der Grenzkosten keine Berücksichtigung finden, müssen Regelungen für ihre An-
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lastung gefunden werden. Basiert die Preissetzung auf dem Prinzip der sozialen 
Grenzkosten, so sind die externen Effekte zu identifizieren und zu bewerten. 

Von erheblicher Relevanz für die Kalkulation von Nutzungsentgelten auf der Basis von 
marginalen Kosten ist eine Differenzierung zwischen der kurzfristigen und langfristigen 
Perspektive. Als kurze Frist gilt der Zeitraum, in dem vor allem die Netzkapazität, aber 
auch die Einsatzmengen anderer Produktionsfaktoren invariant sind. Kurzfristige Grenz-
kosten entstehen dann lediglich aufgrund der Vergabe von Nutzungsrechten, der Infra-
strukturbeanspruchung in Form des Verschleißes, der damit notwendigen Instandhal-
tung und Erneuerung, der zugspezifischen Betriebsführung und des Stromverbrauchs. 
Hinzu kommen die marginalen Unterbrechungs- und Knappheitskosten sowie ggf. die 
Umwelt- und Unfallgrenzkosten. Eine Preiskalkulation auf der Grundlage der kurzfristi-
gen Grenzkosten verfolgt das Ziel, eine optimale Nutzung der vorhandenen Kapazität 
zu realisieren. Allokative Effizienz ist somit nur bei statischer Betrachtung, nicht aber in 
dynamischer Perspektive gegeben. 

Langfristig sind die Einsatzmengen aller Produktionsfaktoren und damit auch die Eisen-
bahninfrastrukturkapazität veränderbar. Sämtliche in der kurzen Frist als fix einzustu-
fende Kosten nehmen variablen Charakter an. Somit sind bei der Ermittlung der lang-
fristigen Grenzkosten neben den zuvor genannten Kostenelementen auch die Kapital-
kosten und die sonstigen Betriebskosten zu berücksichtigen. Langfristige Grenzkosten-
preise verfolgen den Zweck, nicht nur ein optimales Infrastrukturnutzungsniveau, son-
dern über eine Beeinflussung des Investitionskalküls auch einen allokativ effizienten 
Umfang an Kapazitäten bereitzustellen. Die zusätzlichen Kosten der letzten Kapazitäts-
einheit und des damit produzierten Outputs entsprechen dann im Idealfall dem Nutzen 
des Zusatzverkehrs und der Reduzierung der Knappheitskosten; der Wert der zusätz-
lich angebotenen Verkehrsdienste ist also gerade so groß wie die zusätzlichen Kosten. 
Langfristige und kurzfristige Grenzkosten sind demnach nur bei einer effizienten Netz-
struktur und optimal angepasster Kapazität für jedes Outputniveau identisch. 

Vor allem die Kalkulation der kurzfristigen Grenzkosten des Verschleißes bzw. der In-
standhaltung von Eisenbahninfrastrukturen ist jedoch mit zahlreichen Problemen behaf-
tet.57 Angesichts der Vielzahl der Infrastrukturcharakteristika und der Nutzerkategorien, 
der fehlenden Eindeutigkeit des funktionalen Zusammenhangs zwischen der Art der Inf-
rastruktur, der Achslast, der Zuggeschwindigkeit und der Abnutzung sowie oftmals ei-
nes Mangels an verlässlichen Daten sind die diesbezüglichen Grenzkosten nur schwer 
zu bestimmen. Hinsichtlich der Grenzkosten für die Vergabe von Nutzungsrechten, die 
Betriebsführung und die Verwaltung gibt es ebenfalls Schwierigkeiten. Auch die Ermitt-
lung der Kapazitätskosten ruft methodische Probleme hervor: Bei der Entgeltfestlegung 
sind die tatsächliche Infrastrukturnachfrage zu bestimmten Zeiten sowie die Zahlungs-
bereitschaften unbekannt, so dass man sich mit Vergangenheitsdaten, einem Trial-and-
error-Prozess oder Vorabinformationen der Verkehrsunternehmen über ihre Nutzungs-

                                                 

 57 Zu den Anwendungsproblemen im Eisenbahninfrastruktursektor vgl. NERA u.a. (1998: 28ff.) und 
Nash/Sansom (2001: 368ff.). 
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wünsche und Zahlungsbereitschaften behelfen muss. Darüber hinaus gelten die im Zu-
sammenhang mit der Bemessung der Unterbrechungs-, Umwelt- und Unfallkosten auf-
gezeigten Spielräume auch für die entsprechenden Grenzkosten. 

Die Nutzung des Netzes durch mehrere Zugarten mit spezifischen Gewichten und Ge-
schwindigkeiten, die variierende Zusammensetzung des Verkehrs (verschiedene Ge-
schwindigkeiten, Blockierung von Trassen), die topografischen Besonderheiten, die 
Qualitätsunterschiede bei den Strecken und beim rollenden Material sowie die zeitli-
chen und relationsbezogenen Nachfrage- und Auslastungsschwankungen bewirken au-
ßerdem, dass es bei den kurzfristigen Grenzkosten und damit bei den Grenzkosten-
preisen zu deutlichen Abweichungen und erheblichen Fluktuationen kommt. Die kurz-
fristigen Grenzkosten müssten deshalb differenziert nach Zugarten (Gewicht, Ge-
schwindigkeit), Strecken und Zeitfenstern bestimmt und regelmäßig angepasst werden, 
wodurch jedoch der Erfassungs- und Bewertungsaufwand anstiege. Im Hinblick auf die 
Realisierung eines optimalen Komplexitätsgrades des Kosten- und Preissystems sollten 
die Anzahl der Kostenkategorien begrenzt und ggf. Mittelwerte für die kurzfristigen 
Grenzkosten berechnet werden. Allerdings ist die Verwendung des Konzeptes der kurz-
fristigen Grenzkosten gerade bei Nutzungsverträgen mit längerer Laufzeit, bezüglich ei-
ner konsistenten Geschäftsplanung und fundierter Investitionsentscheidungen von Ver-
kehrsunternehmen sowie im Hinblick auf die notwendigen Änderungen von Endkunden-
tarifen nicht empfehlenswert. 

Werden Nutzungsentgelte auf der Basis der kurzfristigen Grenzkosten gebildet, so wer-
den die Kapitalkosten für Investitionen in die Eisenbahninfrastruktur vernachlässigt, da 
keine rasche Anpassung der Nachfrage an Preisänderungen und vor allem der Kapazi-
täten an Nachfrageänderungen erfolgt. Weiterhin bietet das Kostenkonzept ggf. Anreize 
zur Unterlassung von Investitionen und zur Aufrechterhaltung von Kapazitätsengpäs-
sen, da aufgrund des knappheitsbedingten Anstiegs der Grenzkosten höhere Preise er-
hoben werden können. Auch Innovationen und technologischer Fortschritt können un-
terlassen werden, weil die Ersparnisse und die sinkenden Grenzkosten über niedrigere 
Preise direkt an die Nutzer weiterzugeben sind. Dagegen ist jedoch einzuwenden, dass 
Kapazitätserweiterungen und Innovationen auch Mehr- bzw. Zubringerverkehr induzie-
ren oder Marktanteilsverluste verhindern können. Zur Beurteilung des Sachverhalts 
müsste also eine detaillierte Analyse vorgenommen werden (Preiselastizitäten der 
Nachfrage, Zahlungsbereitschaften, intermodale Wettbewerbsbedingungen).58 

Allerdings sind auch bei der Anwendung des Konzeptes der langfristigen Grenzkosten 
einige Einschränkungen zu beachten. So wird die Messung durch nicht unterschreitbare 
Mindestgrößen und die nur diskretionäre Teilbarkeit von Infrastrukturkapazitäten behin-
dert (Inputunteilbarkeiten); außerdem kann es bei Kapazitätsveränderungen zu zeitli-
chen Verzögerungen kommen. Zur Bestimmung des Kapazitätsbedarfs und der not-
wendigen Kapazitätsanpassung muss vollkommene Voraussicht bestehen, um einen 
Vergleich der marginalen Kapazitäts- und Investitionskosten für zukünftige Erweite-

                                                 

 58 Vgl. Nash (2000: 7ff.). 
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rungs- und Neuinvestitionen zu ermöglichen. Allerdings sind Ort, Umfang und Kosten 
der geplanten Kapazitätsvariationen nur schwer vorhersagbar. Klärungsbedürftig ist au-
ßerdem, ob eine Anpassung der Kapazitäten nach rein betriebswirtschaftlichem Kalkül 
vorgenommen werden kann, ob verkehrspolitische und gesamtwirtschaftliche Vorgaben 
für die Infrastrukturentwicklung maßgeblich sind bzw. waren und wie die Finanzierung 
von Investitionen durch Dritte zu berücksichtigen ist. Die im Eisenbahninfrastrukturbe-
reich aufgrund von Überinvestitionen weit verbreiteten freien Kapazitäten implizieren 
schließlich, dass die langfristigen Grenzkosten und damit die Nutzungsentgelte über 
den kurzfristigen Grenzkosten liegen; aus Wohlfahrtsgesichtspunkten wünschenswerter 
Verkehr würde bei entsprechender Preissetzung also unterdrückt. Bei Engpässen stei-
gen die kurzfristigen Grenzkosten im Allgemeinen aber über die langfristigen Grenzkos-
ten. 

Im Hinblick auf eine Abwägung der Vorteilhaftigkeit von kurz- oder langfristigen Grenz-
kosten als alternative Konzepte für die Ermittlung von Nutzungsentgelten werden in der 
Literatur folgende Entscheidungshilfen diskutiert: 

• Bevorzugung der kurzfristigen Grenzkosten und Deckung der Kosten für Kapazi-
tätsanpassungen auf anderem Wege (öffentliche Zuschüsse, zweiteilige Tarife); 

• Vorrangigkeit der Langfristbetrachtung, um die dynamische Entwicklung besser 
berücksichtigen zu können; 

• Anwendung von Preisen auf der Basis der kurz- bzw. langfristigen Grenzkosten 
in Abhängigkeit von der Laufzeit der Nutzungsverträge; als absolute Preisunter-
grenze sind die kurzfristigen Grenzkosten anzusehen (Spotverkehre); bei regel-
mäßigen Verkehren sind zusätzliche Kosten in Abhängigkeit von der Vertrags-
laufzeit einzubeziehen; 

• Auswahl des Kostenkonzeptes nach dem Zeitraum, in dem eine Anpassung der 
Infrastrukturnachfrage und des Kapazitätsangebots an die Preisänderungen er-
folgt; reagiert z.B. die Nachfrage relativ zügig und das Kapazitätsangebot nur 
schleppend, sind eher kurzfristige Grenzkosten anzusetzen; 

• Selektion der Preisbildungsvorschrift nach dem verfolgten Ziel; Favorisierung 
der kurzfristigen Grenzkosten, sofern die Nutzungsoptimierung der bestehenden 
Infrastruktur im Vordergrund steht; Heranziehung langfristiger Grenzkosten, 
wenn freie Kapazitäten, vor allem aber Kapazitätsengpässe eine Anpassung er-
forderlich machen. 

Zentraler Einwand gegen eine Preissetzung auf der Basis der Grenzkosten ist jedoch 
das bekannte Problem, dass der Netzbetreiber bei der Existenz von Größenvorteilen 
bzw. von über den relevanten Outputbereich fallenden kurz- bzw. langfristigen Durch-
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schnittskosten59 keine Kostendeckung erzielen kann, da die Durchschnittskosten bis 
zur Nachfragegrenze über den (sozialen) Grenzkosten liegen; Eigenwirtschaftlichkeit ist 
unter diesen Bedingungen also nicht realisierbar. Diese Situation ist vor allem in der 
kurzen Frist anzutreffen, sie kann jedoch trotz der Nichtexistenz von Fixkosten unter der 
Voraussetzung eines ertragsgesetzlichen Verlaufs der Produktionsfunktion auch beim 
Ansatz langfristiger Grenzkosten auftreten. 

Nur eine Verminderung des Kapazitätsangebots (Streckenstilllegungen, Rückbau) bzw. 
eine Nachfrageausweitung auf vielen Strecken und somit die Herausbildung von Kapa-
zitätsengpässen hat wegen der Zunahme der marginalen Unterbrechungs-, Knappheits- 
und ggf. Staukosten einen Anstieg der im Bereich der Kapazitätsgrenze gegen unend-
lich konvergierenden Grenzkosten über die Durchschnittskosten und eine Kostende-
ckung zur Folge. Allerdings ist dieses Phänomen im Eisenbahninfrastruktursektor mit 
wenigen relations- (Ballungsräume, Wirtschaftszentren und ihre Verbindungen) und 
zeitbezogenen Ausnahmen (Spitzenlastzeiten) eher selten; außerdem wirken ihm in-
vestive Maßnahmen entgegen. Auch eine Einbeziehung der marginalen Umwelt- und 
Unfallkosten könnte den Kostendeckungsgrad verbessern. Falls die Einnahmen dem 
Netzbetreiber zufließen, besteht jedoch die Gefahr einer falschen Anreizsetzung, da 
Maßnahmen zur Reduzierung der externen Kosten von Umweltbeeinträchtigungen und 
Unfällen unterbleiben. 

Es ist sogar möglich, dass z.B. aufgrund einer Fehlprognose der Nachfrage und / oder 
einer Überdimensionierung des Eisenbahninfrastrukturangebots die Gesamtnachfrage-
kurve vollständig unterhalb der kurzfristigen oder langfristigen Durchschnittskostenkur-
ve liegt. Da die beiden Kurven deshalb keinen Schnittpunkt haben, können auch keine 
einheitlichen kostendeckenden Preise realisiert werden. Selbst bei Monopolpreisen 
kann das Defizit lediglich auf ein Mindestmaß begrenzt werden. Als Abhilfen in Frage 
kommen Streckenstilllegungen, Anreize zur Förderung der Infrastrukturnachfrage oder 
– sofern die Zahlungsbereitschaft der Nachfrager größer ist als das Defizit – eine Diffe-
renzierung der Entgelte gemäß den Preiselastizitäten der Nachfrage zur Abschöpfung 
der Konsumentenrente.60 

2.3.3.3 Ermittlungsmethoden und Ergebnisse von Kostenstudien 

Für die Bestimmung der Grenzkosten der Inanspruchnahme von Eisenbahninfrastruktu-
ren existieren verschiedene Methoden, die sich zum einen als Top-down- oder Bottom-

                                                 

 59 Maßgeblich hierfür sind die spezifischen Kostenstrukturen (hoher Fixkostenanteil) in Verbindung mit 
der Lage der Nachfragekurve. Größenvorteile (economies of size) finden ihre Ausprägung in Econo-
mies of scale, Economies of density, Economies of firm size, Economies of network size oder Econo-
mies of length of haul. 

 60 Vgl. dazu Abschnitt 2.3.5.2. 
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up-Modelle und zum anderen als ökonometrische oder Ingenieuransätze charakterisie-
ren lassen.61 

• Die Top-down-Ansätze zur Kalkulation der kurzfristigen Grenzkosten der Abnut-
zung bzw. Instandhaltung und ggf. der Erneuerung gehen von den tatsächlichen 
Kosten bzw. Kostenkomponenten aus. Vor allem für die skandinavischen Eisen-
bahninfrastrukturbetreiber wurden in den letzten zehn Jahren einige regressi-
onsanalytische Schätzungen zum funktionalen Zusammenhang zwischen Kos-
ten, Outputgrößen und anderen relevanten Kostentreibern (Infrastruktur- und 
Fahrzeugmerkmale) durchgeführt, die auf ökonometrischen Ansätzen, wie einer 
Querschnitts- (Streckenabschnitte) und / oder Zeitreihenanalyse der vorliegen-
den Mikrodaten basieren. Zu diesem Zweck sind eine eindeutige Abgrenzung 
zwischen den kurzfristig fixen und variablen Kostenelementen vorzunehmen 
(Prüfung auf Abhängigkeit von Verkehrsaufkommen bzw. -leistung), die Kosten-
treiber abzugrenzen sowie die entsprechenden Daten bereitzustellen (Kosten, 
Verkehrsleistung, technische Merkmale der Streckenabschnitte und der Züge) 
und zu prüfen (Multikollinearität). Auf der Basis der geschätzten Kostenfunktion 
können dann z.B. mit Hilfe ihrer ersten Ableitung nach der Verkehrsleistung die 
Grenzkosten berechnet werden. Die Methodik wird aus theoretischer und empi-
rischer Sicht als First-best-Lösung angesehen; allerdings begrenzen die hohen 
quantitativen und qualitativen Datenanforderungen in Verbindung mit der oft-
mals begrenzten Datenverfügbarkeit ihre Anwendbarkeit. 

• Alternativ finden insbesondere im Vereinigten Königreich Top-down-Ansätze 
Verwendung, die auf Ingenieur- und Kostenallokationsmethoden beruhen. Aus-
gangspunkt ist die Bestimmung der zukünftigen Instandhaltungs- und Erneue-
rungsausgaben auf der Grundlage der Buchführung des Infrastrukturunterneh-
mens. Nach der Bildung geeigneter Kostenklassen werden unter Verwendung 
von Ingenieurmethoden die fixen und variablen Kostenelemente für verschiede-
ne Anlagenkategorien bestimmt sowie die Variabilität der Kosten in Relation 
zum Output (Verkehrsleistung) oder zu anderen Kostentreibern ermittelt. Da-
nach weist man die variablen Kosten einzelnen Aktivitäten, Zügen oder Nutzern 
zu. Abschließend werden die durchschnittlichen variablen Kosten oder die 
Grenz- bzw. inkrementellen Kosten auf der Basis der Bruttotonnenkilometer er-
mittelt, wobei weiterführend nach Strecken- und Zugmerkmalen differenziert 
werden kann. Oftmals geht man dabei vereinfachend von einer linearen Kosten-
funktion (und damit konstanten Grenzkosten) aus, was geringere Informations-
anforderungen mit sich bringt. Die Annahme der Linearität ist jedoch problema-

                                                 

 61 Vgl. Link/Maibach (1999: 22ff.) und Link/Nilsson (2005: 50ff.). 
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tisch, da die Ergebnisse der o.a. ökonometrischen Studien auf steigende Grenz-
kosten hinweisen.62 

• Die meisten Ingenieurmethoden der Kostenverursachung im Eisenbahninfra-
struktursektor sind jedoch als Bottom-up-Modelle ausgestaltet. Dabei werden 
physikalische Zusammenhänge zwischen der Infrastrukturbeanspruchung und  
-abnutzung (Zugart, Gewicht, Geschwindigkeit, Achszahl, Infrastrukturmerkma-
le) hergestellt, die kostentreibenden Faktoren identifiziert, die notwendigen In-
standhaltungstätigkeiten definiert und die daraus resultierenden Kosten abgelei-
tet. Um eine Annäherung an die Grenz- bzw. inkrementellen Kosten zu errei-
chen, sind zunächst die Bereitstellungs- und / oder Nutzungskosten bei einer 
Minimalausstattung für einen Zug bzw. eine Zugart festzustellen. Dann werden 
schrittweise die Kosten für weitere Züge oder spezielle Nutzerkategorien hinzu-
gerechnet; Berechnungsgrundlage sind die zusätzlichen Instandhaltungs- und 
ggf. Erneuerungstätigkeiten. Abschließend wird eine Kalibrierung anhand der 
statistisch ermittelten Plankosten vorgenommen.63 

Eine erste konkrete Schätzung der Grenzkosten der Inanspruchnahme von Eisenbahn-
infrastrukturen erfolgte 1969 im Rahmen des Gutachtens der Arbeitsgruppe Wegekos-
ten des Bundesministers für Verkehr und des Berichts der Enquête-Kommission des 
Deutschen Bundestages (Wegekosten-Enquête).64 Sie verfolgte den Zweck, die Wege-
kosten und -einnahmen zu ermitteln sowie die Wegekostendeckungsgrade für den 
Straßen-, Eisenbahn- und Binnenschiffsverkehr zu bestimmen. Für den Eisenbahninf-
rastruktursektor wurden die Grenzkosten der Unterhaltung und Erneuerung des Ober-
baus und der Fahrdrahterneuerung auf 1,4 bis 2,6 % der durchschnittlichen Gesamt-
kosten geschätzt. Hinsichtlich der Vergleichbarkeit der Ergebnisse muss jedoch auf me-
thodische Besonderheiten, wie die Separierung der gesamten Wegekosten in Grenz-
kosten der Benutzung und nicht marginalisierbare Kapazitätskosten (mit einer Schlüs-
selung der Gemeinkosten auf Nutzerkategorien) sowie die Unterscheidung von Infra-
strukturkosten und Kosten des Verkehrsbetriebs hingewiesen werden. In der Folgezeit 
wurden die Berechnungen vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) für 
1972 bis 1987 im Dreijahresrhythmus sowie für 1991 und 1997 aktualisiert.65 

 

                                                 

 62 Vgl. Booz, Allen & Hamilton (1999), Nash/Matthews (2002) und Booz, Allen & Hamilton/TTCI UK 
(2005). 

 63 Vgl. ORR (1999: 15ff.). 
 64 Vgl. BMV (1969). 
 65 Vgl. z.B. Link u.a. (2000a). 
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Tabelle 2: Kostenstudien zum Eisenbahninfrastruktursektor 

Staat Studie Methodik Kostendaten/
Zeitraum 

Kostenelastizitäten in Bezug 
auf 

1) Verkehrsleistung 
2) Verkehrsaufkommen (Bt) 
3) Strecken- bzw. Gleislänge 

Grenzkosten  
(in €/1000 Btkm) 

Finnland Johansson/ 
Nilsson 
(2001/2004) 

Translog-
Kosten- 
funktion 

Instandhaltung,
1994-1996 

1) – 
2) 0,17 
3) 0,64 

alle Strecken: 0,24 
Hauptstrecken: 0,19 
Nebenstrecken: 0,43 

Finnland Idström 
(2000) 

Cobb-Douglas-
Kostenfunktion 

Instandhaltung,
1997-1999 

1) 0,08-0,12 
2) 0,08-0,13 
3) 0,60-0,65 

0,11-0,16 

   Instandhaltung 
und Erweiterung,
1997-1999 

1) 0,18 
2) 0,27-0,32 
3) 0,77-0,95 

1,07-1,34 

Finnland Tervo-
nen/Idström 
(2004) 

Cobb-Douglas-
Kostenfunktion 

Instandhaltung,
2000-2002 

1) 0,12-0,15 
2) 0,13-0,17 
3) 0,59-0,98 

1997-2002: 0,16 
2000-2002: 0,18-0,25 

   Instandhaltung 
und Erneuerung,
2000-2002 

1) 0,16-0,19 
2) 0,27-0,29 
3) 0,90-0,96 

1997-2002: 1,10 
2000-2002: 0,77-0,87 

Frankreich Gaudry/Quine
t 
(2003) 

verschiedene 
Kosten-
funktionen 

Instandhaltung,
1999 

1) 0,37 
2) – 
3) – 

– 

Österreich Munduch u.a. 
(2002) 

Cobb-Douglas-
Kostenfunktion 

Instandhaltung,
1998-2000 

1) 0,27 
2) 0,11 
3) 0,62 

alle Strecken: 0,55 
Hauptstrecken: 0,48 
Nebenstrecken: 3,09 

Schweden Johansson/ 
Nilsson  
(1998) 

Cobb-Douglas-
Kostenfunktion 

Instandhaltung,
1994-1996 

1) 0,20 
2) Hauptstrecken:  

0,13-0,28 
Nebenstrecken: 0,23-0,34 

3) – 

alle Strecken: 0,32 
Hauptstrecken: 0,23 
Nebenstrecken: 1,73 

Schweden Johansson/ 
Nilsson  
(2001/2004) 

Translog-
Kostenfunktion 

Instandhaltung,
1994-1996 

1) 0,20 
2) alle Strecken: 0,17 

Hauptstrecken: 0,14 
Nebenstrecken: 0,23 

3) 0,80 

alle Strecken:0,13 
Hauptstrecken:0,10 
Nebenstrecken:1,05 

Schweden Andersson 
(2006a, 
2006b) 

verschiedene 
log-lineare Kos-
tenfunktionen 

Betriebsführung,
1999-2002 

1) 0,33-0,35 
2) 0,32-0,37 (in Bezug auf 

Zuganzahl) 

0,05 (€/Zugkm) 

   Instandhaltung,
1999-2002 

1) 0,15 
2) 0,20 
3) 0,63 

0,31-0,33 

   Instandhaltung 
und  
Erneuerung, 
1999-2002 

1) 0,20-0,24 
2) 0,30 
3) 0,78 

0,59-0,70 

Vereinigtes 
Königreich 

Booz, Allen,  
Hamilton 
(1999, 2005) 

Ingenieurmodell
(top-down) 

Instandhaltung – 1,20 

Vereinigtes 
Königreich 

Wheat/Smith 
(2006) 

Cobb-Douglas-
Kostenfunktion 

Instandhaltung,
2005-2006 

1) 0,16-0,33 
2) 0,34-0,40 
3) 0,20-0,30 (in Bezug auf 

Zugdichte) 

0,94-1,98 

Quelle: WIK. 
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Seit 1998 sind für Finnland, Frankreich, Norwegen, Österreich, Schweden und das Ver-
einigte Königreich mehrere ökonometrische Top-down-Kostenstudien zu den Betriebs-
führungs-, Instandhaltungs- und Erneuerungskosten der Eisenbahninfrastrukturbetrei-
ber durchgeführt worden. Auf der Grundlage der geschätzten Kostenfunktionen bestim-
men die meisten Studien auch die Grenzkosten.66 

Vergleicht man die Ergebnisse, so zeigen sich zum Teil erhebliche Unterschiede. Diese 
beruhen nicht nur auf den abweichenden Bezugszeiträumen und Preisständen (nomi-
nale und reale Kosten, verschiedene Basisjahre), sondern hängen u.a. auch ab von der 
Definition und Klassifikation der Kosten (Instandhaltung oder Erneuerung), dem Umfang 
der erfassten Kosten (Betriebsführung, Instandhaltung, Erneuerung), den speziellen Inf-
rastrukturmerkmalen (Qualität, Sicherheitsstandards, Auslastung, geografische und to-
pografische Unterschiede), den Inputpreisen und der organisatorischen Abwicklung der 
Betriebsführung, Instandhaltung und Erneuerung. Offensichtlich ist jedoch, dass die 
Grenzkosten der Instandhaltung bei einer Einbeziehung der Erneuerungstätigkeit deut-
lich ansteigen. 

Aussagen zur relativen Bedeutung der Grenzkosten lassen sich aus der Outputelastizi-
tät der Kosten, d.h. der prozentualen Änderung der Kosten bei einer einprozentigen Va-
riation der Verkehrsleistung, deduzieren, da diese zugleich das Verhältnis der Grenz-
kosten zu den Durchschnittskosten angibt. Betrachtet man allein die Instandhaltungs-
kosten, so liegt der Prozentsatz überwiegend zwischen 10 und 30 % und nur aus-
nahmsweise etwas höher. Werden wie z.B. in Bezug auf Finnland auch die Kosten für 
die Ersatzinvestitionen berücksichtigt, so steigt der Wert durchschnittlich um etwa die 
Hälfte an. Der ermittelte Kostendeckungsgrad der Grenzkostenpreise bewegt sich e-
benfalls zwischen 10 und 30 %, sofern nur die Instandhaltungskosten als Bezugsgröße 
gewählt werden; berücksichtigt man zusätzlich die Erneuerungskosten oder betrachtet 
separat die Betriebsführungskosten, so ergeben sich deutlich höhere Prozentsätze.67 
Interessant sind die Ergebnisse von Gaudry/Quinet (2003), die in Abhängigkeit von der 
Kapazitätsauslastung auf Werte zwischen 8 und 98 % kommen. 

Auf eisenbahnspezifische Schätzungen der Unterbrechungs- und Kapazitätsgrenzkos-
ten68 sowie der Umweltgrenzkosten69 gemäß dem Impact Pathway Approach und der 
Unfallgrenzkosten70 soll hier nicht weiter eingegangen werden. Mit Ausnahme der Um-
weltgrenzkosten sind diesbezüglich auch noch kaum belastbare Ergebnisse verfügbar. 

                                                 

 66 Vgl. Johansson/Nilsson (1998, 2001/2004), Idström (2000), Munduch u.a. (2002), Børnes Daljord 
(2003), Gaudry/Quinet (2003), Tervonen/Idström (2004), Andersson (2006a, 2006b) und Wheat/Smith 
(2006); vgl. dazu auch Tabelle 2 und Ricci u.a. (2006: 25ff.); darüber hinaus existieren gemäß Nash 
(2005) mehrere nicht publizierte Studien. 

 67 Vgl. Idström (2000), Johansson/Nilsson (2001/2004), Munduch u.a. (2002) und Andersson (2006a, 
2006b). 

 68 Vgl. Gibson (2000). 
 69 Vgl. INFRAS/IWW (2000: 31ff., 104ff.), Friedrich/Bickel (2001: 169ff.), Bickel u.a. (2002a), Bickel u.a. 

(2002b), Enei u.a. (2002), Bickel u.a. (2003: 31ff.), INFRAS/IWW (2004: 39f., 93ff.) und Bickel u.a. 
(2005). 

 70 Vgl. Lindberg (2002), Sommer u.a. (2002), Lindberg (2003) und Lindberg (2005). 
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2.3.4 Inkrementelle Kosten 

Ein grundlegendes Problem der Anwendung des „reinen“ Grenzkostenkonzeptes insbe-
sondere auf infrastrukturbasierten Märkten besteht in der nicht beliebigen (stetigen) 
Teilbarkeit der Produktionsfaktoren und der Outputs. Veränderungen der Input- und 
Outputmengen können lediglich in diskretionären Schritten vorgenommen werden. In 
der Praxis nähert man deshalb die Grenzkosten z.B. durch die variablen Durchschnitts-
kosten an. Berechnungsbasis sind in diesem Fall die variablen Einzelkosten, die jedoch 
durch ggf. vorhandene variable, der Leistung zuzuschlüsselnde Gemein- und Verbund-
kosten ergänzt werden müssen. Die beim Angebot eines Gutes oder bei der Bereitstel-
lung weiterer Einheiten entstehenden zusätzlichen variablen Kosten sind dann durch 
die Anzahl der zusätzlich nachgefragten Einheiten zu dividieren. 

Eine Weiterentwicklung und Verallgemeinerung des Grenzkostenbegriffs in Bezug auf 
die diskretionäre Änderung von Outputmengen stellt das Konzept der inkrementellen 
Kosten (incremental costs, IC) oder Zusatzkosten dar.71 Hierunter sind in kurzfristiger 
Betrachtung die zusätzlichen variablen, sprungfixen oder fixen Einzelkosten – sowie in 
Ausnahmefällen die zusätzlichen Gemein- und Verbundkosten – zu verstehen, die bei 
einer nicht weiter spezifizierten Outputsteigerung um ein Inkrement72 entstehen. Eben-
so können die entfallenden Kosten bei einer Reduktion der Ausbringungsmenge kalku-
liert werden. Sie werden als dekrementelle Kosten (im Extremfall vermeidbare Kosten) 
bezeichnet und entsprechen den variablen und fixen Einzelkosten, die bei einer Redu-
zierung oder Einstellung der Leistungserbringung nicht mehr anfallen. Oftmals wird aber 
auch der Grenzkostenbegriff inhaltlich erweitert und auf die Kosten der inkrementellen 
Outputvariation übertragen. Notwendig sind also auf jeden Fall eine sektorbezogene 
Definition des Gutes bzw. der Leistung und ihrer Einheiten (z.B. Zug, Wagen oder Tras-
se) sowie eine Spezifizierung der Änderung der Kosteneinflussgröße. 

Die inkrementellen Kosten lassen sich darstellen als die Gesamtkosten des Outputs un-
ter Einbeziehung des Inkrements abzüglich der Gesamtkosten bei Nichterstellung des 
Inkrements. Für den Mehrproduktfall sind sie demnach definiert als: 

(2-7) ( ) ( ) ( )YYCYCYIC Δ−−= , 

 ( )N1 YYY ,,K=  
 ( )NN11 YYYYYY Δ−Δ−=Δ− ,,K  

Mit dieser Festlegung sind alle denkbaren Varianten einer Outputänderung abgedeckt. 
Extremfälle der inkrementellen Kosten sind demnach die Gesamtkosten des Unterneh-
mens (Betriebsaufnahme) und die bei der Bereitstellung einer zusätzlichen, infinitesimal 

                                                 

 71 Zum Folgenden vgl. z. B. Emmerson (1993: 4ff.); zur Anwendung des Konzeptes der inkrementellen 
Kosten im Eisenbahnsektor vgl. Berndt (2003: 95ff.). 

 72 Beispiele sind die Änderung der Outputmenge oder des Leistungsportfolios sowie die Bedienung wei-
terer Kundengruppen. 
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kleinen Einheit einer einzigen Leistung anfallenden Kosten (Grenzkosten). Einen häufig 
betrachteten Sonderfall stellt die Aufnahme eines zusätzlichen Gutes in das Portfolio 
dar, wenn alle anderen Leistungen in unveränderter Menge angeboten werden. Die zu-
sätzlich entstehenden variablen, sprungfixen und fixen Einzelkosten werden als inkre-
mentelle Kosten einer Leistung (total service incremental costs) bezeichnet; unter Ein-
beziehung ggf. vorhandener Verbundkosten lässt sich dieses Konzept auch auf eine 
Gruppe von Diensten erweitern. Die inkrementellen Kosten einer Leistung (ICi) sind al-
so definiert als: 

(2-8) ( ) ( ) ( )i-N
i YCYCYIC −= , 

 ( )N1i1-i1
i-N Y,,Y0,YYY KK += ,,,  

Die Differenz zwischen den Gesamtkosten und den inkrementellen Kosten einer Leis-
tung, d.h. C (YN-i), wird auch als Residualkosten bezeichnet. 

Die durchschnittlichen inkrementellen Kosten einer Leistung (AICi) lassen sich auf der 
Basis von Gleichung (2-8) berechnen als: 

(2-9) ( ) ( )
i

i
i Y

YICYAIC =  

Erst die Darstellung der durchschnittlichen inkrementellen Kosten einer Leistung ermög-
licht einen Vergleich mit dem durchschnittlichen zusätzlichen Erlös einer Leistung und 
somit ein Urteil über die Aufnahme einer Leistung in das Angebotsportfolio. Ein Gut soll-
te nur dann angeboten werden, wenn die zusätzlichen Erlöse zumindest die inkremen-
tellen Kosten decken; die durchschnittlichen inkrementellen Kosten stellen also eine 
Preisuntergrenze dar. Aus einem Vergleich des Preises mit den durchschnittlichen in-
krementellen Kosten lassen sich auch Aussagen zur anteilmäßigen Deckung der Ge-
meinkosten ableiten. 

Eine andere Variante der inkrementellen Kosten ist eine Steigerung des Outputs eines 
Gutes, die zwischen einer weiteren marginalen Einheit und der Einführung der Gesamt-
leistung liegt; hiermit werden die zusätzlichen variablen (und ggf. auch sprungfixen) 
Einzelkosten erfasst. Die inkrementellen Kosten sind in diesem Fall: 

(2-10) ( ) ( ) ( )ii YYCYCYIC Δ−−=Δ  

Die durchschnittlichen inkrementellen Kosten (AICΔi) können bestimmt werden als: 

(2-11) ( ) ( )
i

i
i Y

YICYAIC
Δ

= Δ
Δ  

Sie werden als alternatives Kostenkonzept zu den Grenzkosten oder den durchschnittli-
chen variablen Kosten verwendet. 
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Nicht nur in Bezug auf die Grenzkosten, sondern auch bei den inkrementellen Kosten 
kann man zwischen einer kurz- und einer langfristigen Betrachtungsweise unterschei-
den. Das Konzept der kurzfristigen durchschnittlichen inkrementellen Kosten (SRAIC) 
ist zwar ungebräuchlich, sie sind jedoch als Ersatz für die kurzfristigen Grenzkosten zu 
verwenden. Vor allem im Telekommunikationssektor wird das Konzept der (ggf. nach 
verschiedenen Kriterien differenzierten) langfristigen durchschnittlichen inkrementellen 
Kosten (LRAIC) favorisiert, mit dem auch Kapazitätsanpassungen berücksichtigt wer-
den können; alle Investitionsentscheidungen und damit das eingesetzte Kapital sind re-
versibel. Eine Unterscheidung zwischen fixen und variablen Kosten wird damit hinfällig. 

Vergleicht man die Verläufe der kurz- und langfristigen Grenzkosten mit denen der 
SRAIC und der LRAIC in Abhängigkeit vom Output, so werden zwar die Kurven der 
kurz- und langfristigen Grenzkosten unter Berücksichtigung der gewählten Outputvaria-
tion geglättet, in langer Perspektive können jedoch die Kosten der Kapazitätsanpas-
sung in Relation zur Anzahl der neuen Infrastruktureinheiten (z.B. Gleise) stark variie-
ren. Mit der Verwendung der Konzepte der SRAIC und der LRAIC werden somit einige 
der im Hinblick auf die Grenzkosten angeführten Kritikpunkte (nur infinitesimale Ände-
rungen möglich, sehr schwierige Ermittlung, große Schwankungen, geringer Praxisbe-
zug) hinfällig. Allerdings sind Abweichungen von der gesamtwirtschaftlich optimalen 
Preissetzung hinzunehmen, und das Problem der fehlenden Gesamtkostendeckung 
wird ebenfalls nicht behoben.73 

2.3.5 Kostendeckende Zuschläge auf Grenz- oder inkrementelle Kosten 

Die Ausführungen der Abschnitte 2.3.2 bis 2.3.4 haben gezeigt, dass vor allem das 
Konzept der Grenzkosten, aber auch die Anwendung der durchschnittlichen inkremen-
tellen bzw. dekrementellen Kosten oder hilfsweise der durchschnittlichen variablen Ein-
zelkosten aus Effizienzgründen einer Preisbildung auf der Basis der Fully Distributed 
Costs oder der Durchschnittskosten vorzuziehen sind. Das Ziel einer kostendeckenden 
Preisbildung bzw. der Realisierung eines bestimmten Kostendeckungsgrades (unter 
Anrechnung staatlicher Zuschüsse) kann damit jedoch in den Infrastruktursektoren ü-
berwiegend nicht verwirklicht werden. Eigenwirtschaftlichkeit ist erst dann zu erreichen, 
wenn z.B. die bisher nicht einbezogenen Gemein- und Verbundkosten sowie ggf. die fi-
xen Einzelkosten Berücksichtigung finden. Um also eine kostendeckende Preisbildung 
zu ermöglichen, sind die mittels der o.a. Kostenkonzepte bestimmten Entgelte um Auf-
schläge zu erhöhen (cost-plus pricing); die damit zusätzlich generierten Erlöse müssen 
zumindest den bisher ungedeckten Kosten entsprechen. Für die Struktur der Aufschlä-
ge bzw. die daraus resultierende Entgeltstruktur sind jedoch verschiedene Varianten 
vorstellbar. 

                                                 

 73 Vgl. NERA u.a. (1998: 73ff.). 
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2.3.5.1 Bestimmung von Schlüsselgrößen 

Für die Zuweisung der Gemein- und Verbundkosten können z.B. ähnliche Methoden 
genutzt werden wie bei der Entgeltkalkulation gemäß den Fully Distributed Costs. Die 
Bevorzugung der Konzepte der Grenz- bzw. der inkrementellen Kosten eröffnet weitere 
Optionen für die Anwendung von Wertschlüsseln. So kann die Allokation der Gemein-
kosten gemäß dem kostenmäßigen Anteil einer Leistung an den gesamten inkrementel-
len Kosten vorgenommen werden. Der einem bestimmten Dienst zugewiesene Ge-
meinkostenanteil entspricht somit gemäß Gleichung (2-12) dem Anteil der spezifischen 
inkrementellen Kosten an der Gesamtsumme der inkrementellen Kosten (Equal-propor-
tionate-mark-up-Methode, Attributable-cost-Methode). 

(2-12) 

∑
=

= n

i 1
i

i
i

IC

ICδ  

Alternativ können die Gemeinkosten so auf die verschiedenen Leistungen aufgeschlüs-
selt werden, dass der prozentuale Zuschlag auf die inkrementellen Kosten immer gleich 
ist. Er entspricht dann gemäß Gleichung (2-13) dem Verhältnis der gesamten Gemein-
kosten (CC) zur Gesamtsumme der inkrementellen Kosten. Entsprechende Verfahren 
können auch auf die jeweils relevanten Verbundkosten angewendet werden. 

(2-13) 

∑
=

= n

i 1
i

i

IC

CCε  

2.3.5.2 Inverse Elastizitätenregel 

Ansatzpunkt für die Ermittlung von Aufschlägen gemäß der inversen Elastizitätenregel 
bzw. der Ramsey-Boiteux-Preisbildung74 ist die Maximierung des sozialen Überschus-
ses bzw. die Minimierung des Wohlfahrtsverlustes gegenüber der Grenzkostenpreisbil-
dung unter der Nebenbedingung einer bestimmten Erlös-Kosten-Differenz (zweitbeste 
bzw. quasi-optimale Preise, second best pricing). In diesem Zusammenhang werden für 
den Mehrproduktfall häufig u.a. folgende vereinfachende Annahmen getroffen: Alle an-
deren Wirtschaftssektoren sind vollkommen wettbewerblich organisiert (Grenzkosten-
preisbildung); die Nachfrage- und Kostenfunktionen sind bekannt; die Kreuzpreiselasti-
zitäten der Nachfrage zwischen den verschiedenen Gütern sind gleich Null; es gibt kei-
ne Einkommenseffekte. Die Lösung des Optimierungsproblems führt dann zu der be-
kannten Formel: 

                                                 

 74 Zur Anwendung der inversen Elastizitätenregel und der Ramsey-Boiteux-Preisbildung im Eisenbahn-
sektor vgl. Rodi (1996: 93ff.), NERA u.a. (1998: 96ff.) und Müller (2006: 33ff.). 
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(2-14) 
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 λ: Lagrange-Multiplikator 
 ηi: direkte Preiselastizität der Nachfrage 

Die relativen Zuschläge auf die Grenzkosten erfolgen nach Gleichung (2-14) also um-
gekehrt proportional zu den direkten Preiselastizitäten der Nachfrage. Güter mit einer 
preiselastischen Nachfrage (hohe Preiselastizität) haben niedrigere, Güter mit einer 
preisunelastischen Nachfrage (niedrigere Preiselastizität) höhere Aufschläge zu tragen. 
Niedrige Preiselastizitäten (und damit hohe Aufschläge) gehen einher mit einer hohen 
Zeitelastizität der Nachfrage sowie einer großen Zahlungsbereitschaft und ausgepräg-
ten Opportunitätskosten. Charakteristisch für eine solche Situation sind z.B. eine hohe 
Auslastung der Infrastruktur, Spitzenlastzeiten, fehlende Substitutionskonkurrenz, eine 
starke Affinität der Endkunden zum Verkehrsträger, eine hohe Pünktlichkeitsgarantie 
und eine größere Geschwindigkeit. 

Die Überlegenheit des Kostenstandards und des Entgeltsystems basiert auf der Ge-
währleistung der allokativen Effizienz unter der Nebenbedingung der Kostendeckungs- 
oder einer anderen Erlös-Kosten-Beschränkung. Die nachgefragten Mengen werden in 
Relation zu den wohlfahrtsoptimalen Mengen prozentual in gleichem Umfang gesenkt, 
was eine Minimierung der Outputabweichung bewirkt. Die ungedeckten Kosten werden 
aufgrund der kundenspezifischen Bewertung der Inanspruchnahme der Eisenbahninf-
rastruktur gemäß den Preiselastizitäten der Nachfrage verrechnet, so dass nicht nur 
Kostenaspekte (über die differenzierten Grenz- bzw. inkrementellen Kosten), sondern 
auch die uneinheitliche zeitliche und räumliche Auslastung sowie Nachfragefaktoren 
Berücksichtigung finden. Die damit einhergehende Preisdifferenzierung führt außerdem 
zu richtigen Investitionsanreizen; hohe Aufschläge zeigen z.B. eine Knappheitssituation 
und die Notwendigkeit kapazitätssteigernder Maßnahmen an. Geringe Erhöhungen 
implizieren, dass Abschreibungen nicht mehr verdient und Unterhaltungsmaßnahmen 
nicht mehr finanziert werden können; ein dauerhafter Rückgang des Verkehrsaufkom-
mens sollte zu Desinvestitionen führen. 

Allerdings ist festzuhalten, dass Ramsey-Boiteux-Preise wegen der elastizitätsabhängi-
gen Aufschläge über den allokativ effizienten Grenzkostenpreisen liegen, die Infrastruk-
turnachfrage im Vergleich zur gesellschaftlich optimalen Situation zurückgedrängt wird 
und die Kostendeckung deshalb mit einem gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrtsverlust er-
kauft wird. Darüber hinaus ist die Anwendung der Ramsey-Boiteux-Preisregel auf Vor-
leistungen nicht unproblematisch, da für die Beurteilung der Optimalität lediglich die 
Auswirkungen auf die Endkundenmärkte von Relevanz sind; die Höhe der Aufschläge 
bei den Vorleistungsentgelten ist damit auch stark von den Marktstrukturen auf den 
Endkundenmärkten abhängig. Eine weitere Rahmenbedingung für die Optimalität sind 
die Anforderungen an die Interdependenz mit den übrigen Wirtschaftssektoren. Substi-
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tutionsbeziehungen zu anderen (weitgehend kompetitiven) Verkehrsträgern (Straßen-
verkehr, Luftverkehr) machen dort eine Abweichung von der Grenzkostenpreisbildung 
und eine Ausweitung des Ramsey-Boiteux-Konzeptes auf die Infrastrukturentgelte und 
Endkundenpreise dieser Verkehrsträger notwendig. In intermodaler Perspektive, aber 
auch bei intramodaler Betrachtung (verschiedene Zugarten, alternative Zeitfenster, Aus-
weichstrecken) ist zudem eine Vernachlässigung der Kreuzpreiselastizitäten nicht im-
mer zu rechtfertigen. 

Im Hinblick auf die Berechnung und Kontrolle der Preisaufschläge ergeben sich ferner 
praktische Schwierigkeiten bei der Schätzung der Eisenbahninfrastrukturnachfrage, der 
direkten Preiselastizitäten und der Kostenfunktionen. Da vor allem in zeitlicher und per-
sönlicher Hinsicht stark divergierende Nachfrageelastizitäten vermutet werden und 
neue Leistungen einzubeziehen sind, wären eine regelmäßige empirische Überprüfung 
eine wiederholte Anpassung und ggf. eine extensive Preisregulierung notwendig. Um 
eine gewisse Transparenz zu gewährleisten und den Aufwand für die Erstellung und 
Regulierung der Entgeltsysteme niedrig zu halten, sollte die inverse Elastizitätenregel 
nur als Faustregel angewendet werden. So müssten nicht jede einzelne Strecke bzw. 
Trasse, sondern nur eine begrenzte Anzahl von Marktsegmenten (Streckenkategorien, 
Kundengruppen, Zugarten und Zeitfenster) unterschieden werden. Die Häufigkeit der 
Ermittlung von Elastizitäten ist zu begrenzen; zudem sollte auch auf Erfahrungen des 
Infrastrukturbetreibers und vorhandene Marktstudien zurückgegriffen werden. 

2.3.5.3 Sonstige Konzepte für die Ermittlung von Aufschlägen 

Als alternative Entgeltbildungskonzepte, die auf den Grenz- bzw. inkrementellen Kosten 
beruhen und darüber hinaus Zuschläge zur Abdeckung der Gemein- und Verbundkos-
ten enthalten, sind die Efficient Component Pricing Rule sowie das Prime- und Sole-
user-Prinzip anzusehen. 

• Nach der Efficient Component Pricing Rule75 soll ein Infrastrukturnutzungsent-
gelt eine Komponente beinhalten, die die direkten Kosten des Netzzugangs um-
fasst (Grenz- bzw. inkrementelle Kosten), und eine zweite, die die Opportuni-
tätskosten des Infrastrukturbetreibers in Form des entgangenen Gewinns bzw. 
Nutzens aus der Nichtbeanspruchung der Infrastruktur für das Angebot eigener 
Dienstleistungen bzw. die eigene Nutzung abbildet. Auf die Problematik der Be-
stimmung von Opportunitätskosten wurde bereits hingewiesen. Zudem ist in Be-
zug auf den Eisenbahnsektor zu beachten, dass ein Schienenwegebetreiber 
nicht zugleich Anbieter von Eisenbahnverkehrsdiensten sein kann. 

• Im Rahmen des Prime-user-Prinzips findet das Konzept der dekrementellen 
Kosten Anwendung. Demnach werden alle Kosten, die vermieden werden kön-

                                                 

 75 Zur Efficient Component Pricing Rule vgl. z.B. Baumol/Sidak (1994: 171ff.). 
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nen, wenn die Verkehrsdienste der in einer bestimmten Hierarchie jeweils am 
tiefsten angesiedelten Zugart entfallen, dieser zugerechnet. Grundlage für die 
Bildung der Reihenfolge sind z.B. die Zahlungsbereitschaften der Verkehrsart 
(Personenfern- und -nahverkehr, Güterverkehr), die Regelmäßigkeit des Ver-
kehrs (Linienverkehr, Gelegenheitsverkehr) oder rechtsverbindliche Vorrangre-
gelungen, ggf. in Verbindung mit der typischen Nutzung bzw. den Eigenschaften 
von Strecken und der Größe des Eisenbahnverkehrsunternehmens. Der Prime 
user – als der in der Rangfolge am höchsten Angesiedelte – muss über das von 
ihm zu entrichtende Entgelt nicht nur die von ihm verursachten nutzungsabhän-
gigen Kosten, sondern auch sämtliche Kosten der Infrastrukturvorhaltung tra-
gen, ausgenommen die von den nachgeordneten Infrastrukturnachfragern zu-
sammen verursachten dekrementellen Kosten.76 

• Bei der Anwendung des Sole-user-Konzeptes erfolgt die Umlage der Kosten 
ebenfalls auf der Basis einer Hierarchiebildung unter den Eisenbahninfrastruk-
turnachfragern. Der Sole user als höchster in der Rangfolge übernimmt aller-
dings nur die beim Eisenbahninfrastrukturbetreiber für die Aufrechterhaltung des 
spezifischen Verkehrsangebots anfallenden Stand-alone costs, z.B. in Form ei-
nes variablen Entgelts in Höhe der inkrementellen Kosten und einer Komponen-
te zur Abdeckung von Gemeinkosten. Die Entgelte der übrigen Kunden bemes-
sen sich an den inkrementellen Kosten, d.h. den kurzfristigen Kosten der Abnut-
zung und der Stromversorgung sowie den Kosten für die Bereitstellung beson-
derer Infrastrukturanlagen. 

Bei den Stand-alone costs handelt es sich um die gesamten Kosten, die bei der Erstel-
lung eines Gutes bzw. eines Güterbündels durch ein effizient produzierendes Unter-
nehmen anfallen, das nur diese, aber keine weiteren Leistungen erbringt. Erfasst wer-
den also die fixen und variablen Einzelkosten, die zuzuordnenden Verbundkosten sowie 
die Gemeinkosten. Das Konzept der Stand-alone costs dient zugleich der Bestimmung 
von Preisobergrenzen. Ist bei einem Mehrproduktunternehmen der Erlös für eine Leis-
tung höher als die Stand-alone costs, so kann ein Einproduktunternehmen den Preis 
unter Aufwendung der Gemein- und Verbundkosten durch einen günstigeren kostende-
ckenden Preis unterbieten. 

2.3.6 Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung 

Vollzieht man nun den Übergang von den tatsächlich anfallenden Kosten zu den Kosten 
bei einer effizienten Produktion, so muss der Begriff der Kosten der effizienten Leis-
tungsbereitstellung (KeL) eingeführt werden, für den es jedoch keine einheitliche Ab-
grenzung gibt. Im Hinblick auf die nachfolgende Diskussion erscheint es deshalb zu-

                                                 

 76 Zum Prime- und Sole-User-Konzept vgl. Rodi (1996: 122ff.). 
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nächst sinnvoll, die konstituierenden Merkmale des Kostenstandards, nämlich die Leis-
tung(sbereitstellung), die Effizienz und den Kostenbezug, einer näheren Betrachtung zu 
unterziehen.77 

Ausgangspunkt einer Operationalisierung des KeL-Prinzips ist die Definition der Leis-
tungen bzw. der berücksichtigungsfähigen Dienstleistungen. Hierfür kommen unter-
schiedliche Aggregationsniveaus in Frage, deren Festlegung maßgeblichen Einfluss auf 
die Höhe der Einzel-, Gemein- und Verbundkosten hat. Als ideal anzusehen ist eine 
stufenweise Disaggregation mit der Bildung vollständiger Diensthierarchien, was zu ei-
ner Erhöhung des Umfangs der zurechenbaren Einzelkosten und zu einer Reduzierung 
des Gemein- und Verbundkostenanteils führt. Allerdings muss das Ziel der größeren 
Transparenz gegen den mit einer solchen Aufschlüsselung verbundenen Aufwand ab-
gewogen werden.78 

Unter dem Postulat der (gesamtwirtschaftlichen) Effizienz werden die allokative, die be-
triebliche und die qualitative Effizienz subsumiert: 

• In statischer Sicht wird die allokative Effizienz im Sinne des Kriteriums der Pare-
to-Optimalität und unter Verwendung einer gesellschaftlichen Wohlfahrtsfunktion 
dann verwirklicht, wenn die Nutzungsentgelte den kurzfristigen Grenzkosten 
bzw. hilfsweise den SRAIC entsprechen. Im Idealzustand der vollständigen 
Konkurrenz bilden sich entsprechende Entgelte automatisch im Zuge der Ge-
winnmaximierung der Unternehmen und der Nutzenmaximierung der Haushalte 
als Gleichgewichtspreise heraus; die Relation der Outputpreise zweier Güter ist 
sowohl gleich dem Verhältnis der Grenzkosten als auch der Grenznutzen. 

• In dynamischer Perspektive ist allokative Effizienz erst dann gegeben, wenn 
nicht nur die gegebene Infrastruktur optimal genutzt wird, sondern unter Berück-
sichtigung der Grenzkosten (Kosten der Kapazitätserweiterung und des Zusatz-
verkehrs) und des Grenznutzens (Erträge aus dem Zusatzverkehr, vermiedene 
Kapazitätskosten) gleichzeitig auch eine optimale Kapazitätsbereitstellung bzw. 
Investitionstätigkeit erfolgt. Relevantes Kostenkonzept für die Entgeltbestim-
mung sind dann die langfristigen Grenzkosten bzw. die LRAIC. 

• Eine allokativ effiziente Preisbildung verlangt deshalb eine Orientierung an den 
Grenzkosten bzw. den AIC, wobei sowohl marktmachtbedingte Aufschläge ver-
hindert als auch wettbewerbsbehindernde Abschläge unterbunden werden. Ziel 
einer Regulierung ist die Gewährleistung einer Entgeltsetzung, die das Ergebnis 
eines Wettbewerbsmarktes simuliert (Als-ob-Wettbewerb). Maßgeblich sind da-
bei die hypothetischen Kosten, die einem Wettbewerber entstehen, der aktuell in 
den Markt eintritt. Allerdings müssen unter Berücksichtigung der gegebenen 

                                                 

 77 Vgl. zum Folgenden Matthes (2002). 
 78 Vgl. dazu Abschnitt 2.2.4. 
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Kostenstrukturen, d.h. der im relevanten Nachfragebereich abnehmenden 
Durchschnittskosten (Größenvorteile), Abweichungen von der optimalen Preis-
bildungsregel zugelassen werden, da Entgelte auf der Basis der Grenzkosten 
bzw. der AIC im Allgemeinen nicht kostendeckend sind. 

• Die Bedingung der betrieblichen Effizienz (auch technische, produktive oder X-
Effizienz) ist bei einer kostenminimalen Kombination der eingesetzten Produkti-
onsfaktoren gegeben; bei vollständiger Konkurrenz ist dann das Verhältnis der 
Inputpreise gleich der Relation der Grenzerträge. Hierbei wird vorausgesetzt, 
dass zum einen die Bereitstellung des Leistungsangebots auf der Basis der bes-
ten verfügbaren Produktionsfaktoren und -verfahren erfolgt sowie dass zum an-
deren mit den vorhandenen Inputmengen der maximal mögliche Output erzeugt 
wird. In Bezug auf die Infrastruktur impliziert dies, dass die beste, technisch und 
kapazitätsmäßig optimierte und damit kostengünstigste Technologie und Topo-
logie zum Einsatz kommt, wobei die aktuellen Beschaffungspreise sowie die 
vorhandene und die geschätzte zukünftige Nachfrage zu berücksichtigen sind. 

• Hinzu tritt die Anforderung der qualitativen Effizienz, nach der ein bestimmtes 
Qualitätsniveau möglichst kostengünstig zu gewährleisten ist. 

Für die Entgeltregulierung sind nur die mit einer effizienten Bereitstellung einhergehen-
den Kosten maßgeblich, d.h. die zukunftsorientierten Kosten eines neu zu errichtenden, 
optimierten Idealnetzes (forward looking costs bzw. true economic costs), nicht jedoch 
die tatsächlich angefallenen historischen Kosten. Damit bleiben die nicht betriebsnot-
wendigen Kosten ebenso unberücksichtigt wie die erhöhten Kosten aufgrund technolo-
gischer Ineffizienzen (X-Ineffizienzen). Die Unterschiede zwischen den tatsächlichen 
und effizienten Kosten können mit Hilfe verschiedener empirischer Verfahren ermittelt 
werden. 

Grundlage für die Bemessung der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung z.B. im 
Telekommunikations- und Postsektor sind aus praktischen Erwägungen nicht die 
Grenzkosten, sondern die inkrementellen Kosten bzw. speziell die LRAIC. Da die Ge-
mein- und Verbundkosten bei der Anwendung des LRAIC-Standards keine Berücksich-
tigung finden, ist zur Erreichung der Kostendeckung die Erhebung eines Gemeinkos-
tenzuschlags zulässig, der nach dem im Zusammenhang mit der Leistungsdefinition 
beschriebenen Verfahren kalkuliert wird. Somit kann zwischen den auf verschiedenen 
Leistungsebenen anfallenden Verbundkosten und den unternehmensspezifischen Ge-
meinkosten differenziert werden, und Deckungsbeiträge für die jeweiligen Verbundkos-
ten werden nur von denjenigen Leistungen erbracht, die der entsprechenden Dienst-
gruppe zugeordnet sind. Auf diese Weise können spezielle verursachungsgerechtere 
Preiszuschläge kalkuliert werden, die einen Beitrag zur Deckung der für die einzelnen 
Leistungen maßgeblichen Verbundkosten leisten. Zur Kompensation des unternehmeri-
schen Risikos ist außerdem eine angemessene Eigenkapitalverzinsung bzw. ein Ge-
winnzuschlag hinzuzurechnen. Die Ermittlung der Kosten der effizienten Leistungsbe-
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reitstellung kann über die Bereitstellung und Prüfung von Kosteninformationen, die 
Durchführung einer Vergleichsmarktanalyse und/oder die Aufstellung eines Kostenmo-
dells in Verbindung mit ingenieurwissenschaftlichen Simulationen erfolgen. 

Gegen den KeL-Standard gibt es verschiedene Einwände. Der Kritik, dass nicht Markt-
verhältnisse geschaffen werden sollten, die einem hypothetischen Wettbewerb ähnel-
ten, sondern dass der tatsächliche Wettbewerb gefördert werden solle, kann angesichts 
des grundsätzlichen Leitbildes der Entgeltregulierung und des Vorliegens von Gründen 
für ein Wettbewerbsversagen nicht gefolgt werden. Ferner wird bemängelt, dass die 
Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung nicht eindeutig bestimmbar seien; die 
Kostenberechnung und vor allem die Kostenstudien könnten intersubjektiv nicht über-
prüft werden, und die Ergebnisse seien unsicher und ungenau. Damit wird jedoch der 
grundsätzliche Charakter von Modellen verkannt bzw. lediglich auf die Qualität be-
stimmter Studien Bezug genommen. Gerade die tatsächlichen Kosten sind zwar unmit-
telbar verfügbar, allerdings müssen dafür die Verlässlichkeit und Unabhängigkeit der 
Quelle hinterfragt und im Hinblick auf den Verwendungszweck ggf. Anpassungen vor-
genommen werden. 

Vor allem wird jedoch moniert, dass das Aufsetzen eines neuen, technisch und nach-
fragebezogen optimierten Netzes unrealistisch sei. Die in der Vergangenheit getätigten 
Investitionen fänden damit keine Berücksichtigung, und die Wiedererlangung histori-
scher Kosten sei ausgeschlossen. Außerdem könne eine in der Gegenwart ineffiziente 
Infrastruktur unter Berücksichtigung des technischen Fortschritts sowie wegen der Än-
derung der Preis- und Nachfragestrukturen in der Vergangenheit durchaus optimal ge-
wesen sein. Ein völliger Neubau könne aufgrund des irreversiblen Charakters der Kos-
ten des bestehenden Netzes nicht in Betracht kommen. Selbst eine Anpassung an die 
modernste Technologie erfolge erst dann, wenn die realen Kosten weit genug unter die 
aktuellen Preise gefallen seien, um eine angemessene Rendite zu erwirtschaften. 
Schließlich basierten die Entscheidungen über das Leistungsangebot und die Investiti-
onstätigkeit auf der bestehenden Infrastruktur, wofür der Nutzer seine Entgelte zu ent-
richten habe. 

Auch wenn einige Argumente aus ökonomischem Blickwinkel durchaus richtig sind, so 
vernachlässigen sie doch, dass dem Kostenstandard gerade eine dynamische, an zu-
künftigen Entwicklungen und am technischen Fortschritt orientierte Perspektive zugrun-
de liegt. Zudem ist eine Anpassung an sektorspezifische Gegebenheiten durchaus 
möglich. Zu nennen sind die Beschränkung auf einen effizienten Betrieb der bestehen-
den Infrastruktur bzw. auf das Neuaufsetzen bestimmter Anlagenelemente, die Berück-
sichtigung angemessener Abschreibungs- und Nutzungszeiträume sowie die Einbezie-
hung an gesamtwirtschaftlichen Erwägungen ausgerichteter Entscheidungen über die 
Infrastrukturbereitstellung. 
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3 Untersuchung der Kostentreiber im Eisenbahninfrastruktursektor 

Ergänzend zu der in Kapitel 2 durchgeführten Diskussion relevanter Kostenkonzepte ist 
eine nähere Analyse der Kostentreiber nicht nur aus unternehmerischer Perspektive, 
sondern gerade auch für die Entgeltregulierung von grundlegender Bedeutung. Dies gilt 
insbesondere im Hinblick auf die Prüfung von Kosteninformationen, die Ermittlung und 
Differenzierung von variablen, marginalen und inkrementellen Kosten, eine weitgehend 
verursachungsgerechte, kostenträgerspezifische Anlastung der Gemein- und Verbund-
kosten über Preisaufschläge und die Bestimmung der Kosten der effizienten Leistungs-
bereitstellung. Nachfolgend behandelt deshalb Abschnitt 3.1 die kostenrechnerischen 
Grundlagen, wobei auf den betriebswirtschaftlichen Begriff der Kosteneinflussgrößen 
und die Bedeutung der Kostentreiber im Rahmen der Prozesskostenrechnung einge-
gangen wird. Abschnitt 3.2 enthält eine systematische Darstellung der Kostentreiber für 
die Eisenbahninfrastruktur. Abschließend wertet Abschnitt 3.3 die Ergebnisse empiri-
scher Kostenstudien im Hinblick auf die bei der Schätzung der Kostenfunktionen ver-
wendeten exogenen Variablen aus. 

3.1 Kostenrechnerische Grundlagen 

3.1.1 Betriebswirtschaftliche Analyse von Kosteneinflussgrößen 

Im betriebswirtschaftlichen Sinne sind unter Kostentreibern bzw. Kosteneinflussgrößen 
die Determinanten der betrieblichen Kostenhöhe zu verstehen. Zum einen bieten sie die 
Möglichkeit, mittels einer Kostenbeschreibung Unternehmensvergleiche vorzunehmen. 
Zum anderen dienen sie als Erklärungs- und Prognosegrößen für die Identifizierung von 
Kausalzusammenhängen. Schließlich können sie in ihrer Funktion als Kostenbeeinflus-
sungsgrößen auch zur Steuerung und Kontrolle im Rahmen des Kostenmanagements 
und des Controlling (Plankostenrechnung) Verwendung finden. 

Die Systeme von Kosteneinflussgrößen werden nach ihrem Detaillierungsgrad in syn-
thetische und analytische Ansätze unterschieden:79 

• Synthetischen Systemen liegt eine globale Perspektive zugrunde; sie betrachten 
das Gesamtunternehmen und sehen in der Beschäftigung (Einheiten der Leis-
tungserstellung) die wichtigste Kostendeterminante. 

• Die diesbezüglichen Analysen von Schmalenbach befassen sich mit der Un-
terscheidung von fixen und variablen Kosten, den verschiedenen Verlaufs-
formen beschäftigungsabhängiger Kosten (proportional, progressiv, degres-
siv und regressiv), der Beschäftigungsdegression (degressive variable Kos-

                                                 

 79 Zu den betriebswirtschaftlichen Kosteneinflussgrößen vgl. Haupt (1993: 2329ff.). 
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ten, proportionale und fixe Kosten) sowie der Größen- (größere Kapazitä-
ten), Auflagen- (größere Serien) und Beschleunigungsdegression (höhere In-
tensitäten). 

• Bei Mellerowicz ist zusätzlich die Spezialisierungsdegression von Belang, 
während die Beschleunigungsdegression unbeachtet bleibt. 

• Analytische Systeme von Kosteneinflussgrößen beziehen sich auf betriebliche 
Teileinheiten (Arbeitsplätze, Kostenstellen); maßgeblich für die Kostenentste-
hung sind in erster Linie technisch fundierte, produktionsgestützte Mengenein-
flüsse. 

• Diesbezüglich differenziert Gutenberg in seiner an der Kostenerklärung aus-
gerichteten Systematik zwischen Kostenmengen- und Kostenwertkomponen-
ten. Die Mengenkomponente wird durch die Faktoreinsätze und ihre Propor-
tionen sowie die Faktorqualitäten (Einflüsse durch kurz- und langfristige Än-
derungen der technisch-organisatorischen Produktionsbedingungen) be-
schrieben, die Wertkomponente durch die Faktorpreise (Auswirkungen durch 
Preisvariationen). Diese drei Kostendeterminanten sind abhängig von den 
drei Kosteneinflussgrößen Beschäftigung (Output), Unternehmensgröße und 
Fertigungsprogramm. Die Bedeutung der Beschäftigung manifestiert sich in 
der kurzfristigen zeitlichen, intensitätsmäßigen, quantitativen und selektiven 
Anpassung des Inputeinsatzes an die Beschäftigungsschwankungen. Mit ei-
ner langfristigen Anpassung der Unternehmensgröße assoziiert sind eine 
Änderung der Faktorkapazitäten (proportionales oder degressives Kosten-
wachstum) sowie bessere Fertigungsverfahren und Organisationsformen. 
Das Fertigungsprogramm wird determiniert durch die Struktur des Produkt-
spektrums und die Zusammensetzung des Produktionspotenzials. 

• Das System von Heinen übernimmt weitgehend die Abgrenzung von Guten-
berg, abstrahiert jedoch von der Beschäftigung und fokussiert sich auf den 
Produktionsvollzug. Wesentlich sind der Kostenwert, die Ausstattung (Art 
und Menge der Repetier- und Potenzialfaktoren, potenzielles und aktuelles 
Fertigungsprogramm) und der Prozess (Verteilungsparameter, Outputni-
veau, Leistungsbereitschaft, Intensität, Auflagengröße). 

• Seit Kilger wird die Erklärungsfunktion der Kosteneinflussgrößen durch die 
Kontrollfunktion ergänzt. Im Mittelpunkt stehen jetzt die Kostenrechnung 
(insbesondere die Plankostenrechnung), die Abweichungsanalyse und die 
Identifizierung von Bezugsgrößen; ferner erfolgt eine Trennung zwischen 
den Determinanten der fixen und variablen Kosten. Kosteneinflussgrößen 
sind die Kapazitäten, die Beschäftigung (Prozessbedingungen: Fertigungs-
zeit, Intensität, Seriengröße), andere Prozessbedingungen (Belegung, Aus-
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beute) sowie die Verfahren, die Faktorqualitäten und -preise sowie die inner-
betriebliche Unwirtschaftlichkeit. 

• Mit Laßmann tritt zusätzlich ein analytisch orientierter Ansatz in den Vorder-
grund. Die Betriebsmodelle sind mit Ausnahme der Faktorpreise eher men-
genorientiert und technisch-produktionsbezogen fundiert. 

3.1.2 Kostentreiber im Rahmen der Prozesskostenrechnung 

Die Prozesskostenrechnung (Vorgangskalkulation, activity based costing, cost driver 
accounting) stellt kein neues System der Kostenrechnung dar, sondern ist im Rahmen 
aller bestehenden Varianten (Voll-, Teil-, Plankostenrechnung) realisierbar.80 Andere 
Autoren sehen in ihr allerdings lediglich eine Modifikation der Vollkostenrechnung, die 
zwar leistungsmengeninduzierte (variable) und leistungsmengenneutrale (fixe) Kosten 
unterscheidet, diese jedoch vollständig auf die Kostenträger verrechnet. Meistens wird 
die Plankostenrechnung jedoch nicht als eigenständiges Kostenrechnungssystem ein-
gesetzt, sondern ergänzt insbesondere die Grenz(plan)kostenrechnung durch ein ver-
bessertes Verfahren der Verteilung von Kostenträger- oder Kostenstellengemeinkosten. 

Ausgangspunkt für die Anwendung der Prozesskostenrechnung ist die Strategieorien-
tierung der Kostenrechnung: Die Schaffung und Erhaltung von Wettbewerbsvorteilen 
bedingt eine möglichst genaue Kenntnis der betrieblichen Kosten und eine exakte 
Preiskalkulation als Voraussetzung für die Umsetzung von Geschäftsstrategien. Verän-
derungen in 

• der Leistungserstellung (technologische Entwicklungen, komplexere Produkti-
onsverfahren, zunehmender Wettbewerb auf Beschaffungs- und Absatzmärk-
ten), 

• der Wertschöpfungsstruktur (Bedeutungszuwachs von Forschung, Beschaffung, 
Produktionsplanung und -steuerung, Qualitätssicherung und -prüfung, Lage-
rung, Marketing, Vertrieb, Transport; Zunahme der Variantenvielfalt sowie der 
Fertigungskomplexität und -flexibilität) und 

• der Kostenstruktur (steigender Anteil der nicht zurechenbaren Betriebskosten) 

haben zur Folge, dass die traditionellen Vollkostenrechnungssysteme durch die Fehl-
verrechnung von Gemeinkosten zu suboptimalen Ergebnissen bei der Preiskalkulation 
gelangen. Die Prozesskostenrechnung verfolgt deshalb das Ziel, durch die Ermittlung 
und Verrechnung der Gemeinkosten derjenigen Aktivitäten, die insbesondere in den nur 

                                                 

 80 Zum Folgenden vgl. Coenenberg (1997: 220ff.). 
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indirekt der Leistungserstellung zuzuordnenden Bereichen anfallen, eine strategieorien-
tierte Planung und Steuerung des Produktionsprogramms zu unterstützen. 

Die Prozesskostenrechnung lässt sich in mehrere Verfahrensschritte aufspalten: 

• Im Rahmen der Bestimmung der Prozesse und der Prozessgrößen wird zuerst 
eine Prozessanalyse durchgeführt. Diese bestimmt die Dienstleistungen bzw. 
Teilprozesse (Aktivitäten), die im Gemeinkostenbereich (Kostenstelle) erbracht 
werden. Bei Teilprozessen handelt es sich um repetitive Tätigkeiten, die bei der 
Ausführung von Ausgaben kostenstellenübergreifend oder in verschiedenen Ab-
teilungen anfallen, wie z.B. logistische, ausgleichende, qualitätsbezogene und 
aktualisierende Transaktionen. Die einzelnen Prozesse werden anhand von In-
terviews für jede Kostenstelle erhoben; hierzu sind die Art der Prozesse sowie 
der Einsatz an Sach- und Personalmitteln zu bestimmen. Danach werden Pro-
zesslisten gebildet und die Teilprozesse kostenstellenübergreifend zu Hauptpro-
zessen zusammengefasst. 

Anschließend sind jedem Prozess die von ihm verursachten Kosten zuzuordnen, wobei 
dem Problem der Gemein- und Verbundkosten mit geeigneten Kostenschlüsselungen 
zu begegnen ist. 

• Ein zentrales Element ist die Identifizierung der Prozessgrößen oder Kostentrei-
ber (cost driver), d.h. derjenigen Faktoren, die die Prozessinanspruchnahme 
bestimmen. Sie können als Verursacher der in Bezug auf den Hauptprozess an-
fallenden Gemeinkosten und als Maßgrößen für die Quantifizierung des Outputs 
der notwendigen Einzelprozesse eines Hauptprozesses charakterisiert werden. 
Kostentreiber sollten einfach zu bestimmen sowie leicht erkennbar und ver-
ständlich sein und sich proportional zur Ressourcenbeanspruchung verhalten. 
Außerdem müssen sie einen Beitrag zu einer aussagekräftigen Kennzahlenbil-
dung liefern, eine verursachungsgerechte Kostenträgerrechnung ermöglichen 
und die Gemeinkostenplanung verbessern. Ihre Systematisierung erfolgt nach 
verschiedenen Bezugskriterien: mengen- und wertabhängige Prozesse sowie 
volumen-, komplexitäts- und effizienzabhängige Kostentreiber. 

• Weiterhin sind die Mengenausprägungen der Kostentreiber und die Prozess-
mengen zu bestimmen, die einen Maßstab für die Kapazitäten der Kostenstellen 
darstellen; im Allgemeinen sind dies Größenmaße, Verbrauchsmengen oder der 
Leistungsumfang. 

• Im Rahmen der Prozesskostenermittlung und -kalkulation sind die Gemeinkos-
ten den Teilprozessen als Prozesseinzelkosten zuzuordnen. Der Teilprozess-
kostensatz gibt die Kosten je einmaliger Durchführung des Teilprozesses an und 
leitet sich aus der Division der Teilprozesskosten durch die Prozessmengenein-
heiten ab. Für die Bestimmung des Hauptprozesskostensatzes sind die Produk-
te aus der für die einmalige Abwicklung des Hauptprozesses nötigen Anzahl der 
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jeweiligen Teilprozesse mit ihren Teilprozesskostensätzen zu bilden und dann 
über die verschiedenen Teilprozesse zu summieren. 

• Die einem Gut bzw. einer Leistung zuzuschlagenden Gemeinkosten ergeben 
sich aus der Inanspruchnahme der Prozesse bzw. der Prozessmengeneinhei-
ten; außerdem sind die zuvor bestimmten Kostenträgereinzelkosten zu addie-
ren. So kann durch eine Verrechnung der Gemeinkosten mittels der quantitati-
ven Ausprägung der Prozessgrößen eine verursachungsgerechtere Kostenzu-
ordnung zu den Teilprozessen vorgenommen werden als bei einer Kalkulation 
im Rahmen der Kostenträgerstückrechnung. Allerdings gelingt es auch der Pro-
zesskostenrechnung nicht immer, alle Gemeinkosten, wie insbesondere die pro-
zessmengenunabhängigen Kosten, in Prozesseinzelkosten zu zerlegen. Sie 
werden über prozentuale Zuschlagsätze berücksichtigt, z.B. proportional zur 
Höhe der Prozesskostensätze. Alternativ können diese Kosten getrennt erfasst 
und am Ende prozentual der Summe aus den verrechneten Gemeinkosten und 
den produktspezifischen Einzelkosten zugeschlagen werden. 

3.2 Systematisierung der Kostentreiber für die Eisenbahninfrastruktur 

Ausgangspunkt der Bestimmung von Kostentreibern im Eisenbahninfrastruktursektor ist 
die Abgrenzung geeigneter Kostenklassen, in denen unter Berücksichtigung des maß-
geblichen Kostenkonzeptes für die Entgeltregulierung (Fully Distributed Costs, Grenz-
kosten, inkrementelle Kosten) unterschiedliche Kosten anfallen dürften. Eine solche 
Systematisierung ist hilfreich für die spätere Identifizierung der Kostentreiber und für die 
Kostenzuweisung im Rahmen der Kostenträgerrechnung. Als Kostenklassen für den 
Betrieb der Eisenbahninfrastruktur gelten die Streckenkategorien (Haupt- oder Neben-
strecke, Elektrifizierung, Anzahl der Gleise), bestimmte Streckenmerkmale oder die 
Zuggeschwindigkeit; bei Kapazitätsengpässen sind zusätzlich der Ort und der Zeitpunkt 
relevant. Bezüglich der Umweltkosten werden die Streckenart sowie der Fahrzeugtyp 
und -antrieb angeführt. Bei Unfällen wird unterschieden nach bestimmten Merkmalen 
des rollenden Materials und der beteiligten Personen sowie nach dem Infrastrukturtyp 
und der Tageszeit. 

Auf der Grundlage der Kostenklassen sind in einem weiteren Schritt die Kostentreiber 
zu identifizieren. Zu diesem Zweck können vor allem technische, wissenschaftliche oder 
medizinische Erkenntnisse herangezogen werden. Über die Preise für die verwendeten 
Produktionsfaktoren (Infrastrukturbestandteile, Materialien, Arbeit, Boden, Finanzkapi-
tal) hinaus werden hinsichtlich der für die Bildung von Eisenbahninfrastrukturentgelten 
maßgeblichen Kostenelemente folgende Faktoren angeführt:81 

                                                 

 81 Vgl. z.B. Link u.a. (2000b: 27ff.) und ECMT (2005: 49ff.). 
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• Bau und Bereitstellung der Infrastruktur: Länge der Strecke bzw. Größe der Ser-
viceeinrichtung; Art, Anzahl, Gesamt- bzw. Restnutzungsdauer und qualitativer 
Zustand der Infrastrukturelemente (z.B. Gleise, Weichen, Befestigungen, 
Schwellen, Schotter, Oberbau, Bahnübergänge, Brücken und Tunnel); techni-
sche Ausstattung der Strecke (Elektrifizierung, Signalanlagen, Kommunikations-
systeme, Geeignetheit für bestimmte Geschwindigkeiten) und technischer Fort-
schritt; Ausstattung der Serviceeinrichtung; Baustandards (Sicherheits- und 
Umweltschutzauflagen); Ausgestaltung des Planungsverfahrens und der Bau-
abwicklung (eigene Durchführung, Outsourcing); Netzarchitektur bzw. -form; 
raumplanerisch bestimmte Linienführung; Geografie, Topografie und geologi-
sche Voraussetzungen; Siedlungsstruktur; Klima und Wetter; 

• Fahrplanerstellung und Trassenvergabe: Anzahl der Trassen, Komplexität des 
Verfahrens und Verkehrsmischung; 

• Instandhaltung und Erneuerung der Infrastruktur, Betriebsführung: Verkehrsleis-
tung oder Betriebsleistung; Auslastung (Taktzeiten, Zugfrequenz); Betriebsbe-
dingungen (Anfahr- und Bremshäufigkeit, Verkehrsmischung, notwendiger Zug-
abstand, Nutzungsdauer); Merkmale des Zuges (Zugart, Traktionsform, Ge-
samtgewicht, Geschwindigkeit) und der Wagen (Anzahl, Art, Achslast, Bauart-
merkmale, qualitativer Zustand); Verfahren der Instandhaltung (Häufigkeit, 
Standards) und der Betriebsführung (Zentralisierung, Automatisierung, Dienst-
umfang) sowie Merkmale der Infrastruktur (Umfang, Konfiguration, Komplexität, 
Ausstattung, Alter, Qualitätsstandard); 

• Kapazitätsknappheit: neben Ort und Zeitpunkt grundsätzlich alle Faktoren, die 
Kapazitätsangebot und -nachfrage beeinflussen; Streckenlänge, Gleisanzahl, 
Streckenführung, technische Ausstattung, Qualität der Strecke in Verbindung mit 
Instandhaltung und Sicherheitsvorschriften (zeitlicher Mindestabstand); Anzahl 
und Länge der Züge, Dauer der Nutzung, Geschwindigkeit bzw. Abweichung 
von der Leitgeschwindigkeit; Reihenfolge der Züge, Verkehrsmischung, Ver-
kehrsverbundenheiten; 

• Unterbrechungen: Strecke bzw. Teilnetz, Auslastung der Strecken und Züge; 
Entfernung sowie Dauer und Kosten der Raumüberwindung, Art der Zeit (An- 
und Abreise-, Warte- und Beförderungszeiten), Zeitpunkt (Arbeits- oder Freizeit; 
Tageszeit, Wochentag und Jahreszeit); Marktsegment (Personen- oder Güter-
verkehr, gewerblicher oder nicht gewerblicher Verkehr), Reisezweck (Beruf, Ge-
schäfte von Selbständigen und Beschäftigten, Freizeittätigkeiten und Urlaub, 
Bildung, Einkauf); persönliche Charakteristika (Alter, Geschlecht, Familienstand, 
Einkommen); Art der beförderten Güter; intra- und intermodale Substitutions-
möglichkeiten; 

• Umweltauswirkungen: Art der Umweltbelastung, Intensität (Stärke, Ausbreitung, 
Dauer, Häufigkeit); Rezeptor (Person, Tiere, Pflanzen, Ökosystem, Materialien); 
Merkmale des Zuges und der Wagen (Zuglänge, Zugart, Alter, technische Aus-
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stattung, Bremsen, Antriebs- und Kraftstoffart, Geschwindigkeit), Verkehrsdich-
te, Infrastrukturmerkmale; Bevölkerungszahl, -dichte und -gruppe, persönliche 
Charakteristika; Ort (Stadt, Land) und Zeitpunkt, Umgebungsmerkmale (Besied-
lung, Bebauung, Topografie, Flora, Entfernung, Wetter bzw. Klima); nicht von 
der Eisenbahn ausgehende Umweltbelastungen; 

• Unfälle: Unfallzahl, -art und -schwere; Anzahl der involvierten Personen und 
Fahrzeuge; Güterart und -menge; Merkmale des Zuges (Zugart, Geschwindig-
keit, Zustand, technische Ausstattung), Betriebsleistung, Auslastung (Taktzeiten, 
Frequenz), Infrastrukturmerkmale (Streckenlänge, Art und Zustand; Anzahl der 
Weichen, Bahnübergänge, Brücken und Tunnel), Sicherheitsmaßnahmen (Be-
triebsführung, Trennung der Verkehrssysteme); Umweltbedingungen (Tageszeit, 
Wetter); Charakteristika der Beteiligten (Alter, Gesundheit, Verhalten); Faktoren 
des Rechts-, Versicherungs- und Gesundheitssystems. 

Im Anschluss an die Bildung der Kostenklassen und die Identifizierung der Kostentrei-
ber kann eine differenzierte Zuweisung der Eisenbahninfrastruktur- sowie ggf. der 
Knappheits-, Unterbrechungs- und der externen Umwelt- und Unfallkosten zu bestimm-
ten Leistungen sowie eine sachgerechte Belastung einzelner Nutzer bzw. Nutzerkate-
gorien erfolgen. Da die Gesamtkosten bekannt, die spezifischen Kosten aber weitge-
hend unbestimmt sind, wird eine Anwendung des Top-down-Prinzips mit einer mög-
lichst weitgehenden Aufschlüsselung der Kosten empfohlen. So kann z.B. die Zuwei-
sung bzw. Zuordnung der nutzungsabhängigen Infrastrukturkosten gemäß der Stre-
ckenlänge, der Betriebsleistung sowie den technischen Beziehungen zwischen Stre-
cken- und Zugmerkmalen (Gewicht und Geschwindigkeit, hilfsweise Zugarten oder Wa-
genklassen) einerseits und den Schäden andererseits erfolgen. Entsprechende Verfah-
ren sind für die vom Infrastrukturbetreiber angebotenen Dienstleistungen vorstellbar. 

In der unternehmerischen Praxis werden die identifizierten Kostentreiber zur Festlegung 
der im Entgeltsystem zur Anwendung kommenden Bemessungsgrundlagen bzw. Leis-
tungsgrößen, d.h. der der Bestimmung der Nutzungsentgelte zugrunde liegenden Ein-
heiten, herangezogen: 

• Die Nutzungsintensität kann zum einen mittels der Verkehrsleistung (Brutto- o-
der Nettotonnenkilometer, Personenkilometer) dargestellt werden. Als Vorteile 
gelten die Berücksichtigung der befahrenen Streckenlänge und in gewissem 
Umfang der Zahlungsbereitschaft der Nachfrager; Probleme bereiten vor allem 
die Erfassung (Anzahl der Passagiere, Bruttogewicht beladener Güterwagen), 
die Übermittlung und Kontrolle der Daten sowie Datenschutzbedenken. Weiter-
hin werden Leer- und Lokomotivfahrten vernachlässigt, die Auslastung der Infra-
strukturkapazität ignoriert (keine Berücksichtigung der Zuglänge und -anzahl) 
und bei einer Betrachtung der Nettoleistung die Leergewichte der Fahrzeuge 
missachtet.  
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• Die Messgröße Zugkilometer beruht auf der beanspruchten Streckenlänge, ist 
besonders zur Engpasssteuerung geeignet (Anreize zur Reduzierung der Zug-
anzahl und zu zeitlichen Ausweichreaktionen) und spiegelt die Kosten der Be-
triebsführung und Fahrplangestaltung besser wider. Die Zahlungsbereitschaft ist 
jedoch weitgehend irrelevant, da die Anzahl und die Beladung der Wagen unbe-
rücksichtigt bleiben.  

• Die Bezugsgrößen Fahrzeug- oder Achskilometer stehen ebenfalls in Relation 
zur Streckenlänge, korrelieren mit dem Verschleiß (Fahrzeugart, Gewicht, Ge-
schwindigkeit), dienen der Auslastung bei geringem Verkehrsaufkommen (Re-
duzierung der Anzahl der Wagen), beachten in begrenztem Umfang die Zah-
lungsbereitschaft und sind einfach zu berechnen. Mit ihnen ist aber auch keine 
Knappheitssteuerung möglich, da kein Anreiz zur Reduzierung der Zuganzahl 
besteht. Zudem sind Fehlallokationen denkbar, da lange Züge mehr zahlen als 
kurze Züge, obwohl kein wesentlicher Unterschied bei der Kapazitätsbeanspru-
chung besteht.  

Während also die Bemessungsgrundlage Zugkilometer bei Entgelten für die Fahrpla-
nerstellung und für Engpassentgelte zum Einsatz kommen sollte, ist die Bezugsgröße 
Fahrzeugkilometer ideal für Situationen ohne Engpässe geeignet, vor allem hinsichtlich 
der Instandhaltungskosten und der Abschöpfung der Zahlungsbereitschaft.82 

Auch die pro Zeitperiode beanspruchten Trassenkilometer (Umfang des genutzten Net-
zes) können als Bemessungsgrundlage, z.B. hinsichtlich der Kosten der Fahrplanerstel-
lung und der Trassenvergabe, herangezogen werden. Neben der Anzahl der Nutzungs-
tage, dem Umfang des rollenden Materials oder dem Marktanteil sind sie außerdem im 
Hinblick auf die Staffelung nutzungsunabhängiger Entgelte anwendbar. Für die Strom-
versorgung bieten sich die Verbrauchsgrößen kW und kWh an. Unterbrechungskosten 
werden weitgehend über Zeiteinheiten angelastet. Umweltbezogenen Entgelten liegen 
die Emissionsmenge sowie der Treibstoff- bzw. Stromverbrauch zugrunde. Bemes-
sungsgrundlage für die Verrechnung von Unfallkosten ist zumeist die Streckenlänge.  

Eine weitere Differenzierung der Bemessungsgrundlagen kann wie folgt durchgeführt 
werden: 

• streckenspezifisch nach der technischen Ausstattung und der Streckenqualität, 
der Streckenkapazität, der Leitgeschwindigkeit, der Streckenführung sowie nach 
der Anzahl der Brücken, Tunnel und Bahnhofsaufenthalte; ersatzweise sind 
Streckenkategorien zu definieren; 

• zugspezifisch nach der Zug-, Fahrzeug- und Antriebsart, der Wagenzahl, dem 
Gewicht, der Achszahl und -last sowie der Durchschnittsgeschwindigkeit; zur 
Vereinfachung können Zugkategorien gebildet werden; 

                                                 

 82 Vgl. Schwalbach (1997: 245ff.). 
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• nutzerspezifisch nach der Nachfrageelastizität und der Zahlungsbereitschaft, der 
Regelmäßigkeit des Verkehrs, der Pünktlichkeit, der zulässigen Fahrplanabwei-
chung, dem Zeitpunkt der Reservierung und der Vertragslaufzeit; 

• zeitspezifisch nach Spitzen- und Schwachlastzeiten. 

3.3 Vergleich der Ergebnisse empirischer Studien 

Erste Anhaltspunkte für den empirischen Nachweis von Kostentreibern liefern zahlrei-
che, vor allem in den 1970er und den 1980er Jahren für einzelne US-amerikanische 
und / oder kanadische Eisenbahnunternehmen sowie für den gesamten Eisenbahnsek-
tor durchgeführte Kostenstudien.83 Hauptziel der Studien war allerdings die Überprü-
fung der Existenz natürlicher Monopole bzw. der Subadditivität der langfristigen Kosten-
funktion mittels eines Nachweises von Größenvorteilen (economies of size) bzw. von 
sinkenden langfristigen Durchschnittskosten. 

Zu diesem Zweck wurde insbesondere untersucht, ob die geschätzten Kostenfunktio-
nen und die berechneten Kostenelastizitäten Hinweise auf das Vorliegen zunehmender 
Skalenerträge (economies of scale), fallender Durchschnittskosten bei einer Outputstei-
gerung und einer Konstanz der kurzfristig fixen Produktionsfaktoren (economies of den-
sity) bzw. bei einer langfristigen Ausweitung der Inputmenge (economies of firm bzw. 
network size) lieferten. Außerdem begutachtet wurden der Rückgang der Durch-
schnittskosten bei steigender Transportentfernung (economies of length of haul) und 
Verbundvorteile bei Mehrproduktunternehmen (economies of scope). Hieraus wurden 
dann Schlussfolgerungen zur Marktstruktur und Wettbewerbsintensität sowie zur Not-
wendigkeit einer Preis- und Kapazitätsregulierung gezogen. Andere Studien befassten 
sich mit der Messung der Produktivität und ihrer Änderung über eine bestimmte Zeitpe-
riode aufgrund von technischem Fortschritt und Effizienzverbesserungen. Weniger be-
achtet wurden die für einzelne Verkehrsdienste bzw. Aktivitäten relevanten Kosten so-
wie ihre Bedeutung für die Preisbildung oder Investitionstätigkeit. 

Für eine Analyse der Kostentreiber stellen die Studien eine erste Hilfe dar. Bezugsgrö-
ße und damit implizit Kostentreiber ist in einer vereinfachenden Betrachtung die ge-
wählte Outputgröße, d.h. in erster Linie die Verkehrsleistung; alternativ werden das 
Verkehrsaufkommen und die Betriebsleistung bzw. -dauer verwendet. Dabei erfolgt ei-
ne Differenzierung nach Personen- und Güterverkehren (Güterkategorien), der Trans-
portentfernung, den Destinationen, der Auslastung und verschiedenen Qualitätsmerk-
malen. Auf der Inputseite spielen Netzcharakteristika (Strecken- oder Gleislänge) und 

                                                 

 83 Für einen Überblick zu den älteren Studien vgl. Laaser (1991: 62ff.), Hedderich (1996: 35ff.) und Rodi 
(1996: 34ff.). 
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die Preise für die Produktionsfaktoren (Personal, Infrastrukturelemente, rollendes Mate-
rial, Energie, Ausrüstung) eine wichtige Rolle.84 

Die Interpretation der Studien wird jedoch durch eine Vielzahl an konzeptionellen, me-
thodischen und Datenproblemen erschwert. Zum einen ist auf den spezifischen Unter-
suchungsgegenstand hinzuweisen (Nachweis von Größenvorteilen). Dabei beschränkt 
sich die Analyse der Kostenabhängigkeit zumeist auf nur eine oder wenige sektor- oder 
unternehmensspezifisch aggregierte Outputgrößen. Auswahl und Bewertung der Input-
faktoren (Inputpreise, Bewertung des Kapitals) weisen ebenso erhebliche Unterschiede 
auf wie die Kosteninformationen (uneinheitliche Abgrenzung der Kostenarten; kurz- 
bzw. langfristige Betrachtung). Gleiches gilt generell für die Qualität und den Aggregati-
onsgrad der Daten (fehlende Daten; unternehmensbezogene, regionale und landeswei-
te Daten), die Schätzmethoden (Querschnittsanalysen, Längsschnittanalysen, z.B. Zeit-
reihen; Pool- oder Paneldatenschätzung) und die Spezifizierung der Kostenfunktio-
nen.85 

Hinsichtlich des nordamerikanischen Eisenbahnmarktes ist auf spezifische Besonder-
heiten, wie die frühzeitige Deregulierung, die besonderen Eigenschaften des Netzes 
und des Verkehrsangebots sowie auf die geografischen Gegebenheiten hinzuweisen. 
Die Existenz horizontal integrierter Eisenbahnunternehmen führte dazu, dass die Kos-
tenstudien nicht immer zwischen dem Angebot von Güter- und Personenverkehrsdiens-
ten differenzierten und bei reinen Güterverkehrseisenbahnen nicht die verschiedenen 
Transportformen beachteten. Vor allem ist jedoch zu beachten, dass die fehlende verti-
kale Separierung eine getrennte Kostenzurechnung zum Eisenbahninfrastruktur- und  
-verkehrssektor verhinderte. Eine spezielle Kostentreiberanalyse für das Infrastruktur-
segment war somit nicht möglich. 

 

                                                 

 84 Vgl. dazu Tabelle 3, die eine Auswahl der bedeutendsten US-amerikanischen Studien bis Anfang der 
1990er Jahre enthält. Vgl. darüber hinaus z.B. auch Borts (1960), Harmatuck (1979), Barbera u.a. 
(1987), Lee/Baumel (1987), Dooley (1991) und Berndt u.a. (1993). 

 85 Zuerst wurden lineare Funktionen verwendet. In den 1970er Jahren dominierten quadratische, Leon-
tief-, Cobb-Douglas- und andere log-lineare Funktionen. Seit den 1980er Jahre bevorzugt man verall-
gemeinerte Leontief- und Cobb-Douglas-Funktionen sowie vor allem Translog-Funktionen und Box-
Cox-Transformationen. 
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Tabelle 3: Ältere US-amerikanische Kostenstudien zu integrierten Eisenbahn-
unternehmen 

Studie Kosten- 
funktion 

Sample Output-
Variablen 

andere Variablen Größenvorteile

Griliches (1972) linear 97 US-amerikanische Eisen-
bahnen (zwei Größenklassen), 
Querschnittsanalyse,  
1957-1961 

Bruttotonnen-
meilen 

Streckenlänge economies of 
scale 

Keeler (1974) Cobb-Douglas 51 US-amerikanische Güterei-
senbahnen, Querschnitts-
analyse, 1968-1970 

Bruttotonnen-
meilen, Brutto-
personenmeilen 

Streckenlänge, Kapi-
talkosten für Infra-
struktur, rollendes Ma-
terial,  
sonstige Faktorpreise 

economies of 
density und  
network size 

Harris (1977) linear 55 US-amerikanische Güter-
eisenbahnen, Querschnittsana-
lyse, 1972/1973 

Nettotonnenmei-
len, Nettotonnen; 
alternativ: Wa-
genmeilen und 
Wagenzahl 

Streckenlänge, Kapi-
talkosten für Infra-
struktur, rollendes Ma-
terial,  
sonstige Faktorpreise 

economies of 
density und 
length of haul 

Brown/Caves/ 
Christensen (1979) 

Translog 67 Eisenbahnunternehmen,  
Querschnittsanalyse, 1936 

Nettotonnenmei-
len, Transport-
weite 

Kapitalkosten für Inf-
rastruktur, rollendes 
Material, sonstige Fak-
torpreise 

economies of 
scale 

Caves/ 
Christensen/ 
Swanson  
(1980, 1981) 

Translog  
(Box-Cox) 

40 bis 58 US-amerikanische 
Güter- und Personeneisenbah-
nen, Zeitreihen- und Quer-
schnittsanalyse für drei ausge-
wählte Jahre 

Nettotonnenmei-
len, Nettoperso-
nenmeilen, 
Transportweite 

Kapitalkosten für Inf-
rastruktur, rollendes 
Material, sonstige Fak-
torpreise 

economies of 
density und 
length of haul 

Friedlaender/ 
Spady (1981) 

hedonische 
Translog 

19 US-amerikanische und ka-
nadische Gütereisenbahnen, 
Querschnittsanalyse,  
1968-1970 

Nettotonnenmei-
len, Güterarten, 
Auslastung, 
Qualität (Liefer-
zeit, Entfernung)

Kapitalkosten für Inf-
rastruktur, rollendes 
Material,  
sonstige Faktorpreise  

economies of 
scale, density 
und firm size 

Braeutigam/ 
Daughety/ 
Turnquist 
(1982, 1984) 

Translog Zeitreihenanalyse für eine spe-
zielle US-amerikanische Eisen-
bahn,  
1969-1977 bzw. 1976-1978 

Wagenmeilen, 
Qualität  
(Geschwindig-
keit) 

Streckenlänge und -
qualität, rollendes Ma-
terial, sonstige Faktor-
preise 

economies of 
density 

Caves/ Christen-
sen/Threthe-
way/Windle (1985) 

Translog 43 Unternehmen;  
Panelanalyse,  
1951-1975 

Nettotonnenmei-
len, 
Transportweite 

Kapitalkosten für Inf-
rastruktur, rollendes 
Material, sonstige Fak-
torpreise 

teilweise  
economies of 
scale, econo-
mies of density 

Kim (1987) Translog  
(Box-Cox) 

56 US-amerikanische Güterei-
senbahnen, 1963 

  geringe  
economies of 
scale 

Winston/Corsi/ 
Grimm/ 
Evans (1990) 

Translog 50 US-amerikanische  
Gütereisenbahnen 

Nettotonnenmei-
len, Transport-
weite 

sonstige Faktorpreise economies of 
density und 
length of haul 

Keaton (1990) Experiment drei Netze unterschiedlicher 
Komplexität von fiktiven  
Gütereisenbahnen 

Wagenmeilen Netzstruktur,  
Streckenlänge,  
Beförderungszeit 

economies of 
density 

Vellturo/Berndt/ 
Friedlaender/ 
Shaw-Er Wang 
Chiang/ Showalter 
(1992) 

Translog 20 US-amerikanische Güterei-
senbahnen, firmenspezifische 
Zeitreihenanalysen über zwölf 
Jahre 

Nettotonnenmei-
len, Transport-
weite,  
Anteil Massengut

Streckenlänge, Kapi-
talkosten für Infra-
struktur, Netzwerkcha-
rakteristika, sonstige  
Faktorpreise 

economies of 
density, firm size 
und length of 
haul 

Friedlaeder/Berndt/ 
Shaw-Er Wang 
Chiang/Showalter/ 
Vellturo (1993) 

Translog 27 US-amerikanische Güterei-
senbahnen, Zeitreihen- und 
Querschnittsanalyse,  
1974-1986 

Nettotonnenmei-
len (differenziert 
nach Gütergrup-
pen), Transport-
weite 

Streckenlänge, Kapi-
talkosten für Infra-
struktur, rollendes Ma-
terial, sonstige Faktor-
preise 

geringe 
economies of 
scale, econo-
mies of density 

Quelle: WIK. 
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Seit Mitte der 1990er Jahre wurden nur wenige neuere Studien zu den Kostenstruktu-
ren US-amerikanischer Eisenbahnen durchgeführt: 

• Wilson (1997) nutzt eine Translog-Funktion und Daten von 1978 bis 1989 für al-
le Class-I-Eisenbahnen, um die Auswirkungen der Deregulierung auf das Kos-
tenniveau und den Produktivitätsfortschritt zu untersuchen sowie um Skalen- 
und Dichtevorteile zu identifizieren. Outputgrößen sind die Nettogütertonnenmei-
len (Koeffizient: 0,92; Standardfehler: 0,0577; t-Wert: 15,97) und die Transport-
entfernung (-0,51; 0,078; -6,49); weiterhin werden der Anteil des Ganzzugver-
kehrs und das Interlining berücksichtigt. Als Inputvariablen angesetzt werden die 
Streckenlänge (0,22; 0,0579; 3,80) und die Streckenqualität (Geschwindigkeit); 
außerdem finden die Preise für Arbeit, Treibstoff, Fahrzeuge und sonstige Inputs 
Verwendung. 

• Bitzan (2000, 2003) überprüft den Einfluss des Wettbewerbs, der Fusionstätig-
keit und des technischen Fortschritts auf die Kosten sowie auf die Größen-, 
Dichte- und Verbundvorteile. Die Subadditivitätseigenschaft wird anhand einer 
Simulation der Kostenfunktionen bei einer Monopol- bzw. einer Duopolstruktur 
für drei Testvarianten (konstante Netzgröße; zunehmende Netzgröße; Nichtbe-
rücksichtigung der Instandhaltungskosten) untersucht. Zu diesem Zweck schätzt 
der Autor zwei Translog-Kostenfunktionen: eine langfristige Kostenfunktion für 
die Varianten 1 und 2 sowie eine kurzfristige Kostenfunktion für Variante 3. Out-
putgrößen sind die Bruttotonnenmeilen (Ganzzug-, Ladungs-, Stückgutverkehr) 
und die durchschnittliche Transportentfernung. Andere erklärende Variablen 
sind die Strecken- bzw. Gleislänge, die Zuggeschwindigkeit, die Investitionen in 
Schienenwege und sonstige Infrastrukturen sowie die o.a. Faktorpreise. Für die 
beiden Kostenfunktionen ergeben sich folgende Koeffizienten: Ganzzugverkehr 
(0,14; 0,15), Ladungsverkehr (0,45; 0,72), Stückgutverkehr (0,08; 0,20), Ge-
schwindigkeit (0,03, aber insignifikant; –), Streckenlänge (0,55; 0,20) und 
Transportentfernung (-0,07, aber insignifikant; 0,07). 

• Ivaldi/McCollough (2001) schätzen anhand von Paneldaten der Jahre 1978 bis 
1997 für 25 Class-I-Eisenbahnen eine Translog-Kostenfunktion und weisen E-
conomies of density und Economies of network size nach. Sie prüfen zudem die 
Kostenabhängigkeiten zwischen dem Eisenbahnverkehrs- und dem Eisenbahn-
infrastrukturbereich und unterscheiden deshalb zwischen Outputgrößen der 
Verkehrsunternehmen (Wagenmeilen für den Massengut-, Stückgut-/Container- 
und sonstigen Verkehr, differenziert nach Fahrzeugtypen mit unterschiedlichem 
Gewicht; Transportentfernung, Streckenlänge) und der Netzbetreiber (ersetzte 
Schwellen); außerdem werden die o.a. Inputpreise berücksichtigt. Signifikante 
Variablen sind die Betriebsleistungen für den Massengut- (Koeffizient: 0,79; 
Standardfehler: 0,37; t-Wert: 2,16), den Stückgut-/Container- (0,78; 0,21; 3,65) 
und den sonstigen Verkehr (0,33; 0,38; 0,85) sowie für die Schwellenersetzung 
(-0,22; 0,23; -0,94). 
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Aus den wenigen Kostenstudien für integrierte europäische Eisenbahnen lassen sich 
folgende Aussagen ableiten: 

• De Borger (1991, 1992) schätzt anhand einer Zeitreihe von 1950 bis 1986 zwei 
kurzfristige variable Translog-Kostenfunktionen (Box-Cox) für die SNCB. Ziel ist 
eine Analyse der Ergebnisse in Bezug auf die Substitution der Produktionsfakto-
ren, die Kostenelastizitäten, die Skalenerträge und das Produktivitätswachstum. 
Zu diesem Zweck verwendet die frühere Studie in einer ersten Variante als Out-
putgrößen lediglich die Verkehrsleistungen des Güter- und Personenverkehrs. 
Beide Studien konstruieren darüber hinaus in einer zweiten Variante – unter Ein-
beziehung von mehreren Betriebsbedingungen und Qualitätsparametern – zwei 
sog. hedonische Aggregate für den Güterverkehr (Verkehrsleistung, Transport-
entfernung, Nettogewicht, Auslastung, Anteil des Massengüterverkehrs) und 
den Personenverkehr (Verkehrsleistung, Reiseentfernung, Passagiere pro Zug, 
Auslastung). Außerdem finden die Geografie und die Verkehrsmischung sowie 
die Inputpreise (Personal, Energie, rollendes Material) und die Kapitalwerte 
(Gleise, Gebäude) Eingang in die Analyse. Die Koeffizienten sind 1,07 (Ver-
kehrsleistungen) bzw. 0,35 und 0,50 bis 0,51 (hedonische Aggregate) für den 
Personen- sowie 0,27 (Verkehrsleistungen) bzw. 0,26 und 0,29 bis 0,36 (hedo-
nische Aggregate) für den Güterverkehr. Der Anteil des Massengutverkehrs so-
wie die Reiseentfernung und die Gesamtzahl der Passagiere sind insignifikant; 
Verkehrsleistungsgrößen müssen aber auf jeden Fall um die Betriebsbedingun-
gen und Qualitätsmaße korrigiert werden. 

• Filippini u.a. untersuchten 1992 und 1999 die Kosten von Schweizer Privatbah-
nen im Hinblick auf die Existenz von Skalenerträgen. Die im Jahre 1999 ge-
schätzte Translog-Funktion für 43 Eisenbahnunternehmen beruht auf Panelda-
ten für die Jahre 1990 bis 1995. Die Ergebnisse sind in Bezug auf die Wagenki-
lometer des Güter- und Personenverkehrs (Koeffizient: 0,56, t-Wert: 22,16) und 
die Streckenlänge (0,29; 7,56) signifikant. Andere exogene Variablen sind die 
Streckenauslastung, die Anzahl der Haltestellen (verworfen), die Zuglänge und 
-besetzung, die Kapitalkosten sowie die Preise für Arbeit und Energie. 

• McGeehan (1993) nutzt ebenfalls eine Translog-Kostenfunktion und eine Zeit-
reihe (1973 bis 1983) für die irische Eisenbahn Córas Iompair Éireann, um die 
Substitution von Inputfaktoren, die Produktivitätsentwicklung und das Vorliegen 
von Dichtevorteilen zu prüfen. Inputvariablen sind die Streckenlänge sowie die 
Preise für die Infrastruktur (Oberbau, Gebäude), die Grundstücke, das Personal, 
den Treibstoff und das rollende Material. Die Ergebnisse für die Verkehrsleis-
tungen des Personenverkehrs (Koeffizient: 0,52; Standardfehler: 0,218; t-Wert: 
2,37) und des Güterverkehrs (0,38; 0,237; 1,62) sind signifikant. 
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Aussagekräftiger in Bezug auf die infrastrukturspezifischen Kostentreiber sind die spe-
ziell in Bezug auf den Eisenbahninfrastruktursektor durchgeführten Studien für Finn-
land, Frankreich, Österreich, Schweden und das Vereinigte Königreich:86 

• Für Finnland ermittelt Idström (2000) Kostenelastizitäten in Bezug auf die Stre-
ckenlänge von 0,60 bis 0,65 bzw. 0,77 bis 0,95 und in Bezug auf das Ver-
kehrsaufkommen (Bruttogewicht) von 0,08 bis 0,13 bzw. 0,27 bis 0,32. Außer-
dem geprüft werden mehrere Qualitätsparameter, wie die Anzahl der Weichen 
und der Bahnübergänge, die Zuggeschwindigkeit, das Durchschnittsalter der 
Gleise und die Streckenausstattung. Tervonen/Idström (2004) kommen für die 
Streckenlänge auf 0,59 bis 0,98 bzw. 0,90 bis 0,96 und für das Verkehrsauf-
kommen auf 0,13 bis 0,17 bzw. 0,27 bis 0,29. Nach Johansson/Nilsson (2001/ 
2004) betragen die Werte für die Gleislänge 0,64 und für das Verkehrsaufkom-
men 0,17; außerdem analysieren sie die Anzahl der Weichen, die Elektrifizie-
rung und die Durchschnittsgeschwindigkeit. Die Koeffizienten für die Gleislänge, 
das Verkehrsaufkommen und die Geschwindigkeit sind signifikant. 

• Gaudry/Quinet (2003) untersuchen für Frankreich den Einfluss der Strecken-
merkmale (Länge, Gleisanzahl, Ausrüstung, Elektrifizierung, Verkehrssteuerung, 
Höchstgeschwindigkeit), des Verkehrsaufkommens (Zugdichte) und des Durch-
schnittsgewichts auf die Kosten, wobei sie nach Personenfern-, Personennah-, 
Güter- und sonstigem Verkehr differenzieren. 

• Munduch u.a. (2002) kommen für Österreich zum Ergebnis, dass die Kosten-
elastizität für die Streckenlänge 0,62 und für das Verkehrsaufkommen 0,11 be-
trägt. Außerdem steigen die Kosten in geringem Umfang mit der Bahnhofsdich-
te, der Weichenzahl, dem Kurvenradius und der Streckensteigung. 

• Nach Johansson/Nilsson (2001/2004) belaufen sich die für Schweden berechne-
ten Koeffizienten bezüglich der Gleislänge auf 0,80 und des Verkehrsaufkom-
mens (alle Strecken) auf 0,17. Relevant für die Instandhaltungskosten sind fer-
ner die Anzahl der Weichen, Tunnel und Brücken sowie die Streckenqualität (Art 
der Schwellen, Gleise, Befestigungen, Haupt- oder Nebenstrecke). Die meisten 
Koeffizienten sind signifikant, lediglich diejenigen für Brücken, Haupt- oder Ne-
benstrecken und überwiegend für Tunnel sind insignifikant. Auch der Qualitäts-
index (0,25) und die Anzahl der Weichen (0,71) haben einen bedeutenden Ein-
fluss auf die Kosten. Nach Andersson (2006a, 2006b) weisen die Streckenlänge 
(0,63; 0,78) und das Verkehrsaufkommen (0,20; 0,30) einen erheblichen Ein-
fluss auf. Außerdem zu beachten sind andere Streckenmerkmale (Klassifikation 
nach Verkehrsart und Qualität, Streckensteigung und -neigung, Kurvenradius, 
Weichenanzahl und -alter, Gleisgewicht und -alter, Schwellenalter) sowie die 
Anzahl der Brücken, Tunnel und Bahnhöfe. 

                                                 

 86 Vgl. hierzu Abschnitt 2.3.3.3 und Tabelle 2. 
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• Die im Vereinigten Königreich entwickelten Top-down-Ingenieurmodelle für die 
Ermittlung und Zurechnung nutzungsabhängiger Instandhaltungs- und Erneue-
rungskosten betrachten als generelle Einflussfaktoren die Verkehrsleistung, be-
stimmte Fahrzeugmerkmale (Geschwindigkeit, Achslast, ungefederte Masse) 
sowie speziell für den Güterverkehr die Federungsart und den verschütteten 
Kohlenstaub. Eine Differenzierung nach geografischen Gegebenheiten oder 
verschiedenen Infrastrukturanlagen wurde von der Regulierungsbehörde abge-
lehnt. Wheat/Smith (2006) sehen das Verkehrsaufkommen gemäß dem Durch-
schnittsgewicht (0,34 bis 0,40) bzw. der Zugdichte (0,20 bis 0,30) als wichtigsten 
Kostentreiber an. Ferner sind die Verkehrsleistung, die Gleislänge und andere 
Streckenmerkmale (zulässige Geschwindigkeit, zulässiges Achsgewicht, Art der 
Gleisverbindung, Alter) von Relevanz. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Strecken- bzw. Gleislänge und das Ver-
kehrsaufkommen überwiegend den deutlich größten Einfluss auf die Kosten der In-
standhaltung (und ggf. der Erneuerung) haben; die Koeffizienten für die erste Variable 
liegen dabei zumeist um den Faktor 3 bis 6 höher als für die zweite. Als bedeutsam an-
zusehen sind außerdem bestimmte Merkmale und Qualitätsparameter der Infrastruktur, 
wie das Alter, die Elektrifizierung, die Art der Gleise, Schwellen und Weichen, die Stre-
ckensteigung und der Kurvenradius sowie die Anzahl der Weichen, Bahnhöfe, Bahn-
übergänge, Tunnel und Brücken. Eigenschaften der Züge, wie die Geschwindigkeit, das 
Gewicht oder die Achslast, werden hingegen kaum getestet. 
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4 Implementierung einer kostenbasierten Regulierung von Eisen-
bahninfrastrukturentgelten 

Abschließend sollen die in den Kapiteln 2 und 3 gewonnenen theoretischen Erkenntnis-
se zu den Kostenstandards und -treibern mit ihrer tatsächlichen Anwendung bzw. An-
wendbarkeit bei der Regulierung von Eisenbahninfrastrukturentgelten kontrastiert wer-
den. Zu diesem Zweck befasst sich Abschnitt 4.1 mit der praktischen Umsetzung der 
Entgeltbildungs- bzw. -regulierungsvorschriften in ausgewählten EU-Mitgliedstaaten. 
Abschnitt 4.2 leitet auf der Grundlage der bisherigen Ausführungen Empfehlungen für 
die Ausgestaltung der kostenbasierten Entgeltkontrolle in Deutschland ab. 

4.1 Entgeltregulierungspraxis in anderen europäischen Staaten 

Die Vergleichbarkeit der in den anderen europäischen Staaten angewendeten Verfah-
ren der Entgeltregulierung und speziell der Umsetzung der vorgegebenen Kostenkon-
zepte ist äußerst schwierig, da vielfach keine verwertbaren Informationen vorliegen. In 
einigen Staaten ist auch eine Regulierung des Eisenbahninfrastrukturzugangs und ins-
besondere der Entgelte noch gar nicht implementiert. Während sich die rechtlichen Vor-
gaben angesichts der gemeinschaftlichen Richtlinienvorgaben ähneln, bestehen in Be-
zug auf die institutionell-organisatorische Ausgestaltung und Unabhängigkeit der Regu-
lierungsbehörden, ihre personelle, materielle und finanzielle Ausstattung, den Erfah-
rungshintergrund, die Regulierungsziele, die Befugnisse der Regulierungsbehörden und 
die rechtliche Durchsetzbarkeit von Entscheidungen sowie die Transparenz immer noch 
erhebliche Disparitäten. Auch die unterschiedliche Wettbewerbsintensität auf den Ei-
senbahnverkehrsmärkten, die Form der vertikalen Separierung von Infrastrukturbereit-
stellung und Verkehrsleistungsproduktion sowie die Art der öffentlichen Mittelbereitstel-
lung sind von Relevanz. 

Im Weiteren werden beispielhaft die Regulierung der Eisenbahninfrastrukturentgelte in 
Norwegen, Schweden, den Niederlanden, Frankreich, Österreich und der Schweiz skiz-
ziert; für diese Staaten liegen zumindest einige verwertbare Informationen vor.87 

• In Norwegen ist für die sektorspezifische Regulierung des Infrastrukturzugangs 
die unabhängige staatliche Aufsichts- und Regulierungsbehörde Statens jernba-
netilsyn (Staatliches Eisenbahnamt) zuständig, die direkt dem Samferdselsde-
partementet (Ministerium für Verkehr und Kommunikation) unterstellt ist. Sie ü-
berprüft die Nutzungsbedingungen und deren Anwendung, das Trassenverga-
beverfahren und die Nutzungsentgelte der nationalen Eisenbahnverwaltung 
Jernbaneverket. Allerdings ist nicht das Eisenbahnamt selbst, sondern das Ver-

                                                 

 87 Zur Länderanalyse vgl. ECMT (2005), IBM (2006) und Müller (2006: 72ff.). Großbritannien findet keine 
Berücksichtigung, da dort Eisenbahninfrastrukturentgelte keiner kostenbasierten, sondern einer An-
reizregulierung unterliegen. 
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kehrsministerium letztinstanzlich für die Entscheidungen verantwortlich. Die 
rechtlichen Vorgaben für die Entgeltbildung finden sich in den §§ 4-1 bis 4-8 der 
„Regulations on the Allocation of Railway Infrastructure Capacity and the Levy-
ing of Charges for the Use of National Railway Network (Allocation Regulation)“. 
Da sich die Trassenpreise für den Eisenbahngüterverkehr ausschließlich an den 
kurzfristigen sozialen Grenzkosten orientieren, sind die Bestimmungen zur Er-
hebung von kostendeckenden Aufschlägen und zur Gemeinkostenverrechnung 
jedoch bedeutungslos. 

• In Schweden werden die vom Eisenbahninfrastrukturbetreiber Banverket zu er-
hebenden Trassenpreise vom Näringsdepartementet (Ministerium für Unter-
nehmenspolitik, Energie und Kommunikation) genehmigt. Die Regulierungsfunk-
tionen obliegen der Division Infrastrukturenheten (Infrastruktur) der auch für an-
dere eisenbahnspezifische Aufgaben verantwortlichen Behörde Järnvägsstyrel-
sen (Eisenbahnverwaltung). Wie in Norwegen beruhen die Entgelte, die gemäß 
Abschnitt 7, §§ 1 bis 8 des Järnvägslag (Eisenbahngesetz) zu bilden sind, aus-
schließlich auf den kurzfristigen sozialen Grenzkosten (Verschleiß, Unfälle, 
Umweltbelastung). Trotz der Genehmigung durch das Ministerium sowie der re-
lativ einfachen Entgeltkalkulation und -struktur werden die Bemessung und die 
Erhebung der Trassenpreise von Järnvägsstyrelsen genau überwacht. 2005 
prüfte die Regulierungsbehörde die Entgelte für die Nutzung der Schienenwege 
in Seehäfen; 2006 entwickelte sie u.a. eine allgemeine Methodik zur Entgeltkon-
trolle. Die Regulierung der Entgelte wird nach eigener Aussage durch unzurei-
chende Informationen über die Kalkulationsmethode behindert.88 

• Für den Bau und die Unterhaltung der Eisenbahninfrastruktur, die Betriebsfüh-
rung, die Festsetzung der Nutzungsentgelte und die Trassenvergabe ist in den 
Niederlanden der Infrastrukturbetreiber ProRail BV zuständig, ein staatlich kon-
zessioniertes, privatrechtlich organisiertes Unternehmen, das sich in öffentli-
chem Eigentum befindet. Als Regulierungsbehörde für die Behandlung von Be-
schwerden und Vorabuntersuchungen ist die Vervoerkamer (Verkehrsabteilung) 
der Wettbewerbsbehörde Nederlandse Mededingingsautoriteit zuständig. Auf 
der Grundlage des Spoorwegwet (Eisenbahngesetz), das durch Rechtsverord-
nungen des Verkehrsministers ergänzt wird, befasst sie sich vorrangig mit der 
Ausgestaltung und Anwendung des Trassenvergabeverfahrens, der Prüfung der 
Nutzungsbedingungen und Zugangsvereinbarungen sowie mit der Kontrolle von 
Entgeltniveau und -struktur. So wurden u.a. 2005 die von ProRail geplanten 
Entgeltregelungen begutachtet sowie 2006 die anreizbezogenen Entgeltelemen-
te, die Reservierungsentgelte und die Kostenzurechnung zu bestimmten Teil-

                                                 

 88 Vgl. Järnvägsstyrelsen (2006, 2007). 
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netzen analysiert. Auch 2007 soll die Überprüfung der Nutzungsentgelte von 
ProRail im Mittelpunkt der Regulierungstätigkeit stehen.89 

• In Frankreich ist das öffentliche Unternehmen Réseau Ferré de France (RFF) 
für die Trassenvergabe und die Erhebung der Nutzungsentgelte sowie für den 
Bau, den Betrieb und die Unterhaltung des Schienennetzes verantwortlich; die 
drei letztgenannten Funktionen nimmt aber nach wie vor das ehemals integrierte 
und jetzt noch für die Erbringung von Verkehrsleistungen zuständige Eisen-
bahnunternehmen SNCF wahr. Für die Festlegung der Trassenpreise und alle 
sonstigen Entscheidungen über netzzugangsrelevante Aspekte ist letztinstanz-
lich das Ministère d’Écologie, du Développement et de l’Aménagement durables 
(Ministerium für nachhaltige Umwelt, Entwicklung und Planung) verantwortlich. 
Die beim Ministerium angesiedelte Regulierungsstelle Mission de Contrôle des 
Activités Ferroviaires nimmt überwiegend beratende Funktionen wahr. Ihm ob-
liegen die Voruntersuchung von Beschwerden in Bezug auf vermutete Diskrimi-
nierungen und Zugangsverweigerungen (Nutzungsbedingungen, Trassenzuwei-
sung, Entgelte, Erbringung von zugangsrelevanten Diensten) sowie die Über-
prüfung der Zugangsbedingungen und die Abgabe diesbezüglicher Empfehlun-
gen an das Verkehrsministerium. 

• In Österreich müssen die von den Eisenbahninfrastrukturunternehmen vorge-
schlagenen Nutzungsentgelte von einer unabhängigen Trassenzuweisungsstelle 
unter Beachtung der Vorgaben der §§ 67 bis 70 des Eisenbahngesetzes festge-
setzt werden. Bei der unabhängigen Stelle handelt es sich in den meisten Fällen 
um die Schieneninfrastruktur-Dienstleistungsgesellschaft mbH; für die ÖBB ist 
wegen seiner Eigentümerfunktion das Ministerium für Verkehr, Innovation und 
Technologie zuständig. Die Regulierungsfunktionen sind der Schienen-Control 
GmbH und der Schienen-Control Kommission zugeordnet. Zu ihren Aufgaben 
gehören u.a. die Entscheidung über Beschwerden von Anschluss- und Mitbe-
nutzungsberechtigten, die diesbezügliche Verhaltensregulierung sowie die 
Durchsetzung entsprechender Anträge, die Entscheidung über Beschwerden 
gegen Zuweisungsstellen und Eisenbahnverkehrsunternehmen, die Wettbe-
werbsaufsicht im Zusammenhang mit dem Zugang zur Schieneninfrastruktur, 
die Ergreifung von Zwangsmaßnahmen zur Gewährleistung des Netzzugangs, 
die Aufsicht über Verhandlungen über die Entgelthöhe sowie die Marktbeobach-
tung und die Überwachung der Eisenbahnunternehmen. Die Entgeltniveau- und 
-strukturregulierung ist nicht Bestandteil der Aufgaben der Schienen-Control 
GmbH bzw. Kommission. 

• In der Schweiz werden die Regulierungsaufgaben vom Bundesamt für Verkehr 
und von der ihr administrativ zugeordneten aber unabhängigen Commission 

                                                 

 89 Vgl. Nederlandse Mededingingsautoriteit (2006, 2007). 
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d’Arbitrage dans le Domaine de Chemin de Fer (Schiedskommission im Eisen-
bahnwesen) wahrgenommen. Während das Ministerium (und die Konzessions-
behörden) das Entgelt festlegen, entscheidet die Schiedskommission die Strei-
tigkeiten über die Gewährung des Netzzugangs und die Berechnung der Infra-
strukturentgelte. Der Art. 9b des Eisenbahngesetzes, die Art. 18 bis 23 der Ei-
senbahn-Netzzugangsverordnung und die zugehörigen Ausführungsbestim-
mungen enthalten detaillierte Vorgaben zu der Entgeltstruktur (Grundpreis, be-
stehend aus Mindestpreis und Deckungsbeitrag; Preis für Zusatzleistungen), 
den Kostenstandards (Mindestpreis: Grenzkosten), den Kostenelementen (Min-
destpreis: Infrastrukturkosten, Umweltbelastung, Nachfrage) und der Entgeltkal-
kulation (Energieverbrauch, leistungsabhängiger Unterhalt von Schienenweg 
und elektrischen Anlagen, Personalanteile) sowie genau spezifizierte Preisvor-
gaben. 

4.2 Schlussfolgerungen für die Ausgestaltung der Entgeltregulierung in 
Deutschland 

Da sich aus der Analyse der Entgeltregulierungspraxis in den anderen Staaten kaum 
verwertbare Anhaltspunkte für die Ausgestaltung der kostenbasierten Entgeltkontrolle in 
Deutschland ableiten lassen, muss im Folgenden allein auf die vorhergehende Unter-
suchung der Kostenkonzepte und Kostentreiber zurückgegriffen werden; hierbei sind 
auch die rechtlichen Vorgaben des AEG und der EIBV als Rahmenbedingungen zu be-
rücksichtigen. 

Ausgangspunkt der kostenbasierten Entgeltregulierung müssen demnach eine Abgren-
zung der Pflichtleistungen und die Bestimmung der für ihre Erbringung anfallenden Kos-
ten sein. Bereits in diesem Zusammenhang sind die Einzelkosten zu spezifizieren sowie 
die Gemein- und Verbundkosten, die gleichzeitig für Pflichtleistungen und andere Leis-
tungen anfallen, entsprechend zuzuschlüsseln. Die Frage, ob die tatsächlich angefalle-
nen Kosten (Istkosten) angesetzt werden oder ob die mit einer betrieblich effizienten 
Leistungsbereitstellung einhergehenden Kosten die Grundlage für die Bestimmung des 
relevanten Gesamtkostenniveaus darstellen sollen, ist juristisch zugunsten der tatsäch-
lichen Kosten entschieden worden. Zu diesem Zweck müssten die Kosteninformationen 
eingehend geprüft und – was bisher noch nicht erfolgt ist – durch eine Vergleichsmarkt-
analyse und / oder die Heranziehung von Kostenmodellen validiert werden. Überlegun-
gen zur Bereinigung der Gesamtkostenhöhe um die Kapitalkosten der mit öffentlichen 
Mitteln finanzierten Schienenwege und zu einer angemessenen kalkulatorischen Eigen-
kapitalverzinsung sind bereits angestellt worden.90 

                                                 

 90 Zur juristischen Auslegung vgl. Kühling u.a. (2007). 
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Nachfolgend sollten die Einzelentgelte auf der Basis von ausreichend differenzierten 
kurzfristigen Grenzkosten bzw. inkrementellen Kosten der Infrastrukturbereitstellung 
und -nutzung festgesetzt werden; hierzu sind Informationen des Netzbetreibers, Kos-
tenstudien oder eine Kostentreiberanalyse heranzuziehen. Bei bestimmten Investitions-
vorhaben sind ggf. die langfristigen Grenz- bzw. inkrementellen Kosten zu berücksichti-
gen. Als Vorteile einer Preisbildung auf der Basis der kurzfristigen Grenz- bzw. inkre-
mentellen Kosten gilt unter Berücksichtigung bestimmter Annahmen insbesondere die 
Maximierung der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt (Realisierung einer allokativ optima-
len Zahl an Verkehren, effiziente Nutzung der vorhandenen Eisenbahninfrastruktur). 
Auch in einzelwirtschaftlicher Hinsicht ist die Setzung von Grenzkostenpreisen von 
zentraler Relevanz, da diese für ein Unternehmen der entscheidende Anhaltspunkt für 
seine Entscheidung in Bezug auf die Bereitstellung einer Leistung sind (kurzfristige 
Preisuntergrenze). 

Im Anschluss an die Ermittlung der Grenzkostenpreise sind diese um Zuschläge zu er-
höhen, um ggf. die fixen Einzelkosten, insbesondere aber die bisher nicht berücksichtig-
ten Gemein- und Verbundkosten zu berücksichtigen und somit eine kostendeckende 
Preisbildung zu ermöglichen. Die Zuschläge sollten stufenweise nach der inversen E-
lastizitätenregel (Ramsey-Boiteux-Preisbildung) ermittelt werden, wobei nach Verkehrs-
arten, der intra- und intermodalen Wettbewerbsintensität, räumlichen Merkmalen (Teil-
netze, Strecken) und zeitlichen Kriterien (Spitzen- und Schwachlastzeitfenster) sowie 
nach persönlichen und sachlichen Merkmalen (Kundenanforderungen an die Pünktlich-
keit und Geschwindigkeit, Zugarten) zu differenzieren ist. Anhaltspunkte können vorlie-
gende Erkenntnisse über Nachfragecharakteristika, wie z.B. Zahlungsbereitschaften 
und Preis- oder Zeitelastizitäten, bieten. Falls diese aufgrund von Schwierigkeiten bei 
der Ermittlung der Infrastrukturnachfrage und der Preiselastizitäten nicht zugänglich 
sind, müssten Abschätzungen vorgenommen werden. Die Vorzugswürdigkeit der inver-
sen Elastizitätenregel ist damit zu begründen, dass sie allein unter bestimmten Voraus-
setzungen die allokative Effizienz unter der Nebenbedingung einer Kostendeckungsbe-
schränkung maximiert. Die damit verbundene Preisdifferenzierung bewirkt außerdem, 
dass Nachfragermerkmale angemessen berücksichtigt und die richtigen Investitionsan-
reize gesetzt werden. 

Sofern der Aspekt der Kapazitätsauslastung nicht bereits zuvor über das Konzept der 
langfristigen Grenz- bzw. inkrementellen Kosten bzw. über die räumliche oder zeitliche 
Differenzierung der Zuschläge einbezogen wurde, können auch die marginalen Knapp-
heitskosten der Kapazitätsauslastung berücksichtigt werden. Deren Berechnung stößt 
jedoch ebenso auf methodische und Datenprobleme wie die der externen Unfall- und 
Umweltkosten, die zwar gegenwärtig auch noch keine Rolle spielen, in Zukunft aber re-
levant werden könnten (Lärmentgelte). Die Unterbrechungskosten müssen Eingang in 
das anreizkompatible Element zur Verringerung von Störungen und zur Erhöhung der 
Leistungsfähigkeit finden. Eine Kontrolle des Kosten- und Entgeltniveaus ist jedoch an-
gesichts des Problems der Bewertung von Zeitverlusten ebenfalls schwierig. 
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Voraussetzung für eine Entgeltregulierung zumindest auf der Basis der Kapital- und Be-
triebskosten ist die Verfügbarkeit ausreichend detaillierter Daten aus dem externen (Fi-
nanzbuchhaltung) und internen Rechnungswesen (insbesondere Kosten- und Leis-
tungsrechnung, Investitionsrechnung) der Eisenbahninfrastrukturunternehmen. Hierzu 
gehören vor allem Informationen zu den Gesamtkosten und bestimmten Kostenarten, 
den Gemein- und Einzelkosten, der Variabilität der Kosten, ggf. den Grenz- oder inkre-
mentellen Kosten, den Bewertungs- und Zurechnungskonventionen, den Faktorpreisen 
und -einsatzmengen, den Infrastrukturelementen (Inventar, wesentliche Merkmale der 
Anlagen, Anzahl bzw. Menge, Alter und qualitativer Zustand), den Instandhaltungs-, 
Betriebsführungs- und Erneuerungstätigkeiten, den Leistungsmerkmalen, der Nutzung 
(Verkehrsleistung) und der Kapazitätsauslastung, den Umsätzen und den Nachfrager-
strukturen sowie relevante Prognosen. 
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